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Vorwort. 

^weck dieser Arbeit ist, den schweizerischen Ge- 
setzgebern eine Übersicht über das Recht des Ver- 
teidigers in unsem Strafprozessen und in denen unserer 
Nachbarländer zu bieten, ihnen das Material bereit zu 
stellen für den Ausbau des Verteidigungsrechts, der 
zu den dringendsten Reformen des Strafprozesses ge- 
hört. 

Zwei Gründe ermutigten mich, diese Arbeit in 
Angriff zu nehmen, trotzdem mir die praktische Er- 
fahrung fehlt, die auf diesem Gebiet so wichtig ist : 
einmal schien sie mir notwendig, denn die Rechte 
mancher Kantone sind auf anderswo längst überwun- 
dener Entwicklungsstufe stehen geblieben, es bestehen 
von Kanton zu Kanton die grössten Verschiedenheiten, 
und unsere Gesetzgeber besitzen begreiflicherweise oft 
nur ungenügende Kenntnis von den Rechten anderer 
Kantone und Länder; zweitens aber war wenig Aus- 
sicht, dass in absehbarer Zeit ein Praktiker sich dieser 
notwendigen und dankbaren Aufgabe annehmen werde. 
Immerhin glaubte ich, wegen meines Mangels an Er- 
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fahrung an einigen Stellen mit meinem Urteil zurück- 
halten zu sollen. 

Die Arbeit beschränkt sich: 

auf das Recht des Verteidigers ; es bleiben also 
unberücksichtigt die Rechte des Beschuldigten; 

auf die lex lata und ferenda ; die Praxis fällt des- 
halb ausser Betracht. 

Besondern Dank für seine Wegleitung und Hülfe 
schulde ich dem seither leider nach Giessen berufenen 
Herrn Prof. Dr. W. Mittermaier, der sich in der kurzen 
Zeit seines Hierseins unsere so mannigfaltigen Straf- 
und Prozessrechte mit seltener Hingabe zu eigen 
machte. Auch sein Nachfolger, Herr Prof. Dr. Thor- 
mann, ist mir mit freundlichem Rat zur Seite ge- 
standen. 

Bern, Dezember 1903. 

M. Ruth. 
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inm 1 L ne der liier gegebenen iilm!n.lie Übersicht 
enlbalt Zfschii R, a F, XI Sie stheint aber nicht gant 
lenn sie kennt weder das <je->et/ über de Oiganisation 

vom 23 V 1853 von Basel I lad noch das Gesetz bet 

he Verfahren in Straffallen \ jm 24 \ 53 des Kantons 
Aiini 2 Ptyffer 11 leinem Xominentir, Einleitung gibt t 
pratungeu über das St R V vta 1S65 Demnach wurde 
jrosaen Rat e n Entwurf I i rgelogt (verfasst von Hyff 
an Pine Kommission gewiesen Einem leil derselben seh 
ä und Hyffer arbeilele n ihrem Auftrage einen Lnt«ui 

1864 beauftragte jedoch der Grosse Rat die Kommissi 
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beraluDg äes Eatwurfes I. DenDoch trat der Grosse Rat den 31. VIII doch 
nicht auf dessen Beralung ein, sondern liess nun durch die Kommission Ent- 
wurf II weiter beraten. Dieser wurde auch März 1865 '" erster Beratung 
durch .den Grossen Bat angenommen. Bei der zweiten Beralung neuerdings 
Diskussion Über Rückkehr zu Entwurf I, und endlich doch Annahme von Ent- 
wurf n. Ein Vergleich zwischen Entwurf I und dem Gesetz vom 7. VI, 65 
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Einleitung. 



§ 1. . 

Das schweizerische Strafprozessrecht. 

Das charakteristische Merkmal des schweizerischen 
Rechts ist eine seltene Mannigfaltigkeit, eine Vielartigkeit, 
die derjenigen des Landes und seiner Bewohner entspricht, 
«weil sie ihr entsprungen ist. In der Tat, ein Land wie 
das unsrige mit seiner geographischen Vielgestaltigkeit 
und einer dem entsprechend sehr verschieden dichten 
Bevölkerung von verschiedenem wirtschaftlichem Gepräge, 
mit einer Mehrzahl von Nationalitäten und Sprachen, 
denen grosse Nachbarvölker mit mehr oder weniger inten- 
sivem Einöuss auf die Rechtsentwicklung entsprechen, 
mit verschiedenen und in verschiedenem Verhältnis ge- 
mischten religiösen Bekenntnissen, dies Land abgeteilt in 
eine bunte Schar von 25 Gebieten selbständiger Gesetz- 
gebung, grosse und kleine, volksreiche und -arme, welt- 
ferne, oder dem modernen Leben und dem Einfluss der 
Wissenschaft offen stehende, — all dies nun in unaufhör- 
licher Wechselwirkung, — ein solches Land musste ein 
formenreiches Recht hervorbringen. 

Diesen Charakterzug der Mannigfaltigkeit verleugnet 
auch das schweizerische Strafprozessrecht nicht, und eine 
einheitliche Darstellung desselben würde ein ahnliches 
Bild darbieten, wie die Werke von Prof. Huber über das 
Privat- und von Prof. Stooss über das Strafrecht. Die 

Abhandl. z. BChiveiz. R. IV. I 
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nationalen Verschiedenheiten zwar treten im Strafprozess 
weniger hervor, dagegen spielt hier eine Hauptrolle als 
Quelle der Variation die historische Entwicklung. Die 
grosse Reformation des St Prozesses nämlich , der 
Übergang vom Inquisitions- zum Anklageverfahren hat 
es in den kantonalen St P Gesetzen sehr verschieden 
weit gebracht. Eine Gruppierung derselben von diesem 
Gesichtspunkte aus hat C. Meyer, Strafverfolgung und 
Voruntersuchung, S. 39, vorgenommen, die hier wieder- 
gegeben wird mit der Bemerkung, dass sie recht wohl 
im allgemeinen als eine Einteilung der St P Gesetze nach 
ihrem wissenschaftlichen Wert gelten darf: 

I. Entwicklungsetappe: Kantone, in denen, trotz öffent- 
licher Schlussverhandlung, der Beweis nur aus den Akten, 
also inquisitorisch geführt wird. 

IL Entwicklungsetappe : Kantone mit reformiertem , 
Verfahren. Beweis sowohl aus den Akten wie aus der 
Schlussverhandlung, inquisitorisch und akkusatorisch. 

IIJ. Entwicklungsetappe: Kantone mit rein akkusa- 
torischer ßeweisbringung ^). 

Von den Rechten der I, Gruppe ist dasjenige von Appen- 
sell l.-Rh. ungeschrieben ; dieser Kanton besitzt also keine 
St PO. Nur Spezialgesetze, aber ebenfalls keine eigent- 
liche St PO haben: Uri und Schaffhausen. Zudem scheint 
man von dem GVU in Schaff hausen selbst nicht recht 
zu wissen, was davon noch gilt und was nicht. Ausser 
diesen gehören noch zur ersten Gruppe : Schwys, Obwalden, 
Nidwaiden, Appensell A.-Rh. und Wallis. 



') Die chronologische Zusammenstellung auf S- XIV zeigt, dass 
zeitlich sich nahestehende Gesetze ganz verschiedenen Entwicklungs- 
stufen angehören können und folglich diese Etappen durch eine 
Art von historischer Vereinigung gewonnen werden mussten. Interes- 
sant, wenn auch wenig erfreulich, ist insbesondere der Vergleich 
der demselben Jahr (18®) angehörenden St P Ordnungen von Nid- 
walden und Sotothurn. 
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Auch in der II. Gruppe findet sich noch ein Kanton 
ohne St P Gesetz: Zug. Sehr kurz ist dasjenige von Grau- 
blinden. Ferner gehören hierher : Glarus, St. Gallen, 
Lusern, Freiburg und Bern. 

Erst in der III. Gruppe finden wir Gesetze, die man als 
moderne, denen unserer Nachbarstaaten einigermassen 
ebenbürtige und dem heutigen Stand der Wissenschaft 
entsprechende bezeichnen darf. Das lebhafteste Interesse 
fUr den St Prozess zeigt Genf. Dieser Kanton scheint 
einen stetigen, mit der Wissenschaft in Fühlung bleiben- 
den Ausbau des Verfahrens im Auge zu haben, im Gegen- 
satz zu den meisten andern, die in manchmal recht langen 
Zwischenräumen jeweilen gleich eine neue Strafprozess- 
ordnung aufstellen, um dann wieder für einige Jahrzehnte 
Ruhe zu haben. Neben Genf dürfen gestellt werden : 
Neuenburg undTessin. Dann folgen: Solothurn und Aargau 
und weiter : Zürich, Thurgau, Basel-Stadt und -Land und 
Waadt. 

Das sind die 25 kantonalen St P Rechte, die insge- 
samt einer Bevölkerung von 3 Millionen Seelen dienen, 
während die D St P O 60, die französische 39, die italie- 
nische 33 und die österreichische 26 Millionen unter einem 
Strafverfahren vereinigen. Wollte man die schweizerischen 
Verhaltnisse auf Deutschland übertragen, dann müsste 
dieses annähernd 500 St P Gesetze besitzen. Damit dürfte 
die auffallende Ausnahmestellung der Schweiz genügend 
charakterisiert sein. Weil aber diese Zersplitterung der 
Gesetzgebungsgewalt nicht schlechthin unabänderlich ist, 
drängt sich die Frage auf, ob nicht auch für den Straf- 
prozess die Rechtseinheit anzustreben sei. Einige der 
Gründe, die hierfür sprechen, mögen im folgenden ange- 
führt werden. 

Von den 25 Schweiz. St P Ordnungen muss reichlich 
die Hälfte als entschieden zurückgeblieben bezeichnet 
werden. Was besonders auffällt, ist, dass vor allem den- 
jenigen der Urkantone, aber auch einigen andern, etwas 
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Undemokratisches anhaftet. Undemokratisch ist deren Fest- 
hallen am Inquisitionsprinzip '). Rückständig und undemo- 
kratisch zeigen sie sich aber auch in dem, was sie, 
im Gegensatz zu den modernen Gesetzen und zur Wissen- 
schaft, nicht enthalten. Z. B. wird in manchen Kantonen 
der StP sichtlich mehr als administratives, denn als all- 
gemeines öffentliches Recht aufgefasst; es ist ihm fast 
nur um die Regelung der Beziehungen zwischen den 
Justizbehörden und -beamten zu tun. Die nicht minder 
wichtige Aufgabe, die individuellen Rechte gegenüber 
denen der Staatsorgane reinlich abzugrenzen, wird da- 
gegen vernachlässigt. Infolgedessen bekommt man den 
Eindruck, dass diese Gesetze nur zu den Justizorganen 
und nicht zum Volke sprechen. Anstatt als Magna Charta 
Ubertatum erscheinen sie uns vielmehr als bureaukratisches 
Reglement '). Ganz anders die moderne Wissenschaft und 

') Dieses lässt sich nicht allein aus der konservativen Gesin- 
nung der Bevölkerung erklären. Die St P Ordnungen von Ob- und 
Nidwaiden, die in dieser Richtung am charakteristischsten sind, 
bieten vielmehr interessante Belege dafür, dass in diesen Gegenden 
noch eine von der heutigen ganz verschiedene, gewissermassen 
naivere Auffassung des St Verfahrens herrscht. Besonders scheint 
der Grundsatz, dass jeder als nicht schuldig zu behandeln sei bis 
zum rechtsgültigen Beweis des Gegenteils, noch nicht durchge- 
drungen zu sein ; es steht ihm, so logisch er an sich ist, die Gewohn- 
heit des Volkes entgegen, im täglichen Leben schon auf Grund 
blosser Wahrscheinlichkeit Urteile zu fällen. Der Einfluss dieser 
Gewohnheit zeigt sich darin, dass das Gesetz den Angeklagten^ 
den mutmasslichen Verbrecher, bereits als armen Sünder behandelt 
und darum, neben der Feststellung von Tat und Strafe, sichtlich 
auch dessen Bussfertigkeit zu fördern sucht. Z. B. Nldwalden StR 
V, 90111; Obwalden StRV, 15, Ziffer 2. - Ob nicht auch die der 
dortigen fast ausschliesslich katholischen Bevölkerung jedenfalls 
sehr geläufigen Vorstellungen vom jüngsten Gericht von Einfluss 
auf das Verfahren gewesen sind ? 

'} So nennt sich z. B. das flauptgesetz über den St P im Kanton 
Uri: ^Reglement für die Justizbehörden», in Schwyz: » Verord, 
nuugüher das Verfahren in St Rechtsfällen*, in Nidwaiden: • Fer, 
Ordnung über das St Rechtsverfahren •. 
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Gesetzgebung. Immer mehr gehen sie zurück auf den alt- 
germanischen Gedanken der Beteiligung des ganzen 
Volkes an der Rechtsprechung und behandeln diese dem- 
nach als eine öffentliche Angelegenheit. Sie ist dies, weil 
die Öffentlichkeit, d. h. jeder Bürger, ein Interesse daran 
hat, wie und warum ein Mitbürger möglicherweise in 
seiner Freiheit verkürzt wird. Weil sie das ganze Volk 
angehen, sollten solche Gesetze aber auch wirklich Volksge- 
setze sein. Eine St PO jedoch, die bloss vom Richter, 
Gerichtsschreiber und Staatsanwalt spricht und den Ver- 
teidiger beinahe nur erwähnt, um alle möglichen Straf- 
drohungen ') gegen ihn auszusprechen, ist das nicht. Der 
Bürger, der als Angeklagter, als dessen Freund oder An- 
gehöriger, als Zuhörer, Zeuge, Sachverständiger oder 
Übersetzer (möglicherweise selbst als Verteidiger) , als 
Geschworener oder Richter mit dem Räderwerk des Straf- 
verfahrens in Berührung kommt, soll sich aus dem Gesetz 
auch einen Begriff von dessen Aufbau, seinen treibenden 
Kräften und der gegenseitigen Stellung der handelnden Per- 
sonen machen können. Darum muss die Anordnung der 
Bestimmungen möglichst folgerichtig, anschaulich und 
übersichtlich sein, die Sprache einfach, klar und möglichst 
frei von fachmännisch bureaukratischen Wendungen. Da- 
mit wird nicht nur das Interesse des Volkes an seinen 
rechtlichen Einrichtungen geweckt, der Sinn für Gerech- 
tigkeit ausgebildet und verfeinert, sondern es wird auch 
möglich sein, dem Bürger das Wesentlichste der grossen. 



') Die Strafprozessordnungen von Ob- und Nidwaiden z. B. 
eratere StRV,73, 75, 84, 121, 126, 136, 147 letzlere StRV,55, 56, 
63 III, HO sind karg genug an Bestimmungen über die Rechte des 
Verteidigers. Man vergleiche damit die Beredsamkeit und Umständ- 
lichkeit der §§, — Obwalden 15, 82, 131, 75 & " *; Nidwalden 12, 62, 
95, 56 ni, ^ die Ordnungs- und Strafmassregeln gegen den Ver- 
teidiger enthalten. Da ist auf alle möglichen Fälle Bedacht ge- 
nommen und sogar der Staatsanwalt wird gegen den Verteidiger 
scharf gemacht. Siehe Nidwalden St R V, 12 U, und besonders Ob- 
walden St R V, 15 n. 
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in langer wissenschaftlicher und gesetzgeberischer Arbeit 
hier aufgespeicherten Summe von Überlegung und Er- 
fahrung zum Bewusstsein zu bringen, und ihm damit eine 
Achtung für das Gesetz und seine Vertreter einzuflössen, 
die weit besser ist als undemokratischer Autoritätsrespekt. 
Man schenke also bei Abfassung der Gesetze, wenn nicht 
andere Rücksichten anderes fordern, auch volkserziehe- 
rischen, pädagogischen Gesichtspunkten Beachtung. Die 
Wissenschaft hat davon für sich selbst nur günstige Rück- 
wirkungen zu erwarten. — Wie gesagt, genügen die 
meisten kantonalen St P Gesetze diesen gewiss demokra- 
tischen Anforderungen nur in sehr bescheidenem Masse. 
Im Gegensatz hierzu dürfen wir uns vom Bund in dieser 
Hinsicht nur Gutes versprechen, vorausgesetzt, dass eine 
eidgenössische St P die Entwürfe von Huber und Stooss 
für Zivil- und Strafrecht zu Vorbildern nehmen würde •). 
Die Aussicht, auf dem Wege eines Bundesgesetzes eine 
zeitgemässe, auch unserer nationalen (insbesondere staat- 
lichen, demokratischen) Eigenart Rechnung tragende St PO 
zu bekommen, zusammen mit der Tatsache, dass die kanto- 
nale Gesetzgebung im Durchschnitt nicht vermocht hat, 
sich auf der Höhe der Zeit zu erhalten, scheint mir aus- 
schlaggebend zu sein zu gunsten der Rechtseinheit. 

Bei der gegenwärtigen Zersplitterung der Gesetz- 
gebung vermag aber auch die Wissenschaft das nicht zu 
leisten, was sie könnte und sollte. Den praktizierenden 
Juristen nämlich, denen die Wissenschaft anderer Länder 
eine wesentliche und wertvolle Mitarbeit verdankt, ist 
diese bei uns durch den herrschenden Rechtswirrwarr 
sehr erschwert. Arbeiten über ein einzelnes kantonales 
Recht ßnden nur ein kleines Publikum und einen be- 



') Besonders anschaulich treten die Vorzüge eines dem Volke 
verständlichen, in kurzer, kräftiger Sprache zu ihm sprechenden 
Gesetzes hervor beim Vergleich des deutschen BGB mit dem 
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schränkten Wirkungskreis. Sollen dagegen die andern 
Kantone auch herangezogen werden, dann wird allein die 
Sammlung des Materials schon recht umständlich '). Da- 
zu kommt, dass man bei der Fülle der Einzelheiten nur 
schwer zum Überblick über das Ganze durchdringt. Ge- 
rade für das Gebiet des Strafrechts und -prozesses aber 
ist es ungemein wichtig, dass die Wissenschaft immer 
ihres Zusammenhanges mit den andern Gebieten des 
menschlichen Erkennens eingedenk bleibe. Stets muss 
sie sich das Bewusstsein lebendig bewahren, dass die 
ganze Rechtswissenschaft nur ein Zweig der sozialen 
Wissenschaften ist '). Tut sie das nicht, so geht es ihr wie 
einem abgebrochenen Ast; sie vertrocknet und verdorrt. 
So hat auch die Wissenschaft, nicht minder als 
die Praxis und die Gesetzgebung, Grund genug, die Rechts- 
einheit zu wünschen und anzustreben. Die Vorarbeiten hier- 
für werden eine systematische vergleichende Zusammen- 
stellung des geltenden Rechtes nötig machen, und hierzu 
möchte die vorliegende Arbeit einen Beitrag liefern. Aber 
auch, wenn die Rechtseinheit für den StP ein frommer 
Wunsch bleiben sollte, werden doch solche Zusammen- 
stellungen den kantonalen Gesetzgebern bei den vielorts 
dringend nötigen Neubearbeitungen der StPO als Material 
dienen können, und damit vielleicht wenigstens eine wissen- 
schaftliche Einheitlichkeit des schweizerischen St P Rechts 
fördern helfen *}. 



') In Bern z. B. würde man vergeblich eine vollständige, der 
öflentlichkeit zugängliche Sammlung auch nur der kantonalen 
Hauptgesetze über den Strafprozess suchen. 

*) Dem Strafprozess ist es besonders nutzbringend, immer 
wieder auf die Psychologie zurückzugreifen. Ihr gehören seine 
Grundlagen an. Erst neuerdings haben z. B. psychologische Beob- 
achtungen über Zeugenaussagen interessante Resultate ergeben. 

') Neue Strafprozessgesetze sind meines Wisseos geplant in: 
Zürich, Entwurf 10. VII. 00. Zug, Entwuri VII. 74 und V. 89. Schaif- 
hausen, Schwyz und Bern. 
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Zweck des 

Schatz des Be- 
schuldigten 
geeen WillkUr. 



Die Stellung des Verteidigers im allgemeinen. 

Im Strafverfahren soll festgestellt werden, ob und in 
welchem Masse der Staat auf Grund des Strafgesetzbuches 
gegen eine Person eine Strafe in Anwendung bringen 
dürfe. Dieser Person kann dabei nach zwei Richtungen 
hin schwerer Schaden zugefügt werden, einmal durch das 
Feststellungsverfahren selbst, sodann aber besonders durch 
dessen Resultat, falls es ein positives ist, durch die Strafe. 
Dass dies nicht zu Unrecht geschehe, dagegen will der Staat 
Schutz gewahren durch das Gesetz über den Strafprozess, 

Was vorerst Verletzungen der Interessen des Be- 
schuldigten durch das Verfahren selbst betrifft, so hat die 
St P zum wenigsten dafür Gewahr zu bieten, dass solche 
nur dann vorkommen, wenn der für den Prozesszweck 
daraus zu erwartende Nutzen im Verhältnis zur Grösse 
des vermutlichen Schadens eine solch«; Verletzung recht- 
fertigt. Die Prozessformen, die hierfür dem Beschuldigten 
Garantie leisten sollen, sind gewiss von höchster Wichtig- 
keit; aber dennoch sind nicht sie es, die dem Prozess sein 
besonderes Gepräge geben. Dieses beruht vielmehr auf 
den Formen, welche gegen Schädigung durch ungerechte 
Strafe schützen, welche ein gerechtes Urteil garantieren 
sollen. Dass derartige Garantien notwendig sind, und 
dass gerade Vorschriften formeller Natur hieizu geeignet 
erscheinen, hat seinen Grund in psychologischen Tatsachen 
und Erfahrungen. 

Eine Strafe ist gerecht, und entspricht nur dann dem 
Willen des Gesetzes, wenn sie verhängt wird durch ein 
Urteil, das eine richtige Anwendung des Strafgesetzes 
auf einen mit hinreichender Genauigkeit festgestellten 
Tatbestand enthalt'). Die Aufgabe, ein solches Urteil zu 

') Lassen sich die Tatsachen nicht mit hinreichender Genauig- 
keit feststellen, dann will der Staat überhaupt nicht strafen. Siehe 
L. 5 pr. D. de poenis 48, 19. 
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fällen, ist nicht derart, dass sie nicht auch ohne Befolgung 
irgend einer Verfahrensform durch jeden befriedigend 
gelöst werden könnte, der über einen klaren Verstand, 
Sachkenntnis, Pflichtbewusstsein und über die zur Er- 
forschung des Tatbestandes nötigen Kompetenzen verfügt. 
Die Notwendigkeit von Prozessformen folgt also nicht 
aus dem Wesen des Urteils an sich: auch ohne sie ist 
die Möglichkeit gerechter Urteile durchaus nicht ausge- 
schlossen. Aber wir können uns nicht begnügen mit der 
blossen Möglichkeit, wir müssen Wahrscheinlichkeit, ja 
tunlichst Gewissheit fordern. Dass solche Gewissheit ge- 
rechter Urteile nicht ohne weiteres vorhanden ist, hat seinen Psgchoioeische 
Grund in der Natur derer, die zum Urteilen berufen sind, die'iesSch^ties! 
liegt daran, dass wir erfahrun'gsgemäss uns nicht darauf 
verlassen können, dass diese unter allen Umständen frei 
von störenden, nicht zur Sache gehörenden Einflüssen 
bleiben, und stets volles Pflichtbewusstsein zeigen werden. 
Für gerechte Urteile kann also der Gesetzgeber nur dann 
einigermassen Gewähr bieten, wenn es ihm gelingt, auf 
Wollen und Denken des Richters so einzuwirken, dass 
dessen Pflichteifer auch in den ermüdendsten, komplizier- 
testen Fällen nicht versagt, dass auch in den schwersten 
Fällen, wo so leicht die Leidenschaften entbrennen, sein 
Denken ein ruhiges, parteiloses bleibt. Diese Einwirkung 
kann nur eine psychologische sein. Psychologische Kennt- 
nis des Menschen zeigt uns, welche Umstände dem pflicht- 
bewussten Wollen, dem unparteiischen Denken gefährlich 
sind, und gibt uns zugleich die Mittel an die Hand, diesen 
Gefahren entgegenzutreten. Es ist eine psychologische 
Aufgabe, die der Gesetzgeber in der St PO löst, ähnUch 
derjenigen, die der Pädagog in der Jugenderziehung sich 
stellt. Wahrend dieser durch psychologische Einwirkung 
einen möglichst idealen Menschen heranzuziehen sucht, 
fragt sich der Gesetzgeber: Wie kann ich die staatlichen 
Justizorgane derart beeinflussen, dass ich auf möglichst 
ideale (gerechte) Urteile in möglichst allen F'älien zahlen 
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darf? Die Mittel, deren er sich hierzu bedient, sind Vor- 
schriften formeller Natur, sind Formen ') ; deren psycho- 
logische Grundlage, die formgebenden psychologischen 
Erfahrungstatsachen sollen im folgenden eingehender be- 
sprochen werden. 
L Die zur Erreichung des Prozesszwecks erforderliche 

Tätigkeit hat ihren Ausgangspunkt in der Vermutung, 
dass ein strafbarer Tatbestand verwirklicht worden sei. 
Hierbei kann sowohl der Täter als auch die Tat bestimmt, 
aber auch das eine oder andere noch unsicher sein. Die 
nächste Aufgabe der Behörden ist dann, die Tatsachen 
nach allen Seiten aufzuklären. Gleich hier schon macht 
sich eine, und zwar die hauptsächlichste, der erwähnten 
psychologischen Gefahren eines formlosen, ungegliederten 
Verfahrens geltend. Man setze den häufigen Fall, dass 
ein Erfolg vorhanden sei, der mit grösster Wahrschein- 
lichkeit von einer strafbaren Tat herrührt. Zum Beispiel: 
ein Mensch wird tot gefunden mit einer Gewehrkugel im 
Leibe. Selbstmord ausgeschlossen; vom Täter keine Spur, 

') Es leuchtet ein, dass diese Formen nicht immer nur das be- 
wirken, was der Gesetzgeber bezweckt, sondern auch mancherlei, 
unter Umständen störende, Nebenwirkungen zeigen. Solch ein not- 
wendiges Übel liegt z. B. darin, dass diese Formen der Erforschung 
der Wahrheit eine Schranke setzen. Man betrachtete deshalb früher 
Formfreiheit, freie Forschung, als notwendige Folge des Strebens 
nach materieller Wahrheit und glaubte, dass letzteres nur dem 
Inquisilions verfahren eigne- Das wäre nur dann richtig, wenn der 
Gesetzgeber jene Formen eingeflihrt hätte, um damit die Wahrheits- 
forschung zu beschränken ; dann läge ein Verzicht auf die mate- 
rielle Wahrheit vor. Dem ist aber nicht so. Was hilft uns freie 
Wahrheitsforschung, wenn wir keine Garantie haben, dass auch 
wirklich geforscht werde ? Uns liegt an möglichster Erforschung 
der Wahrheit in möglichst allen Fällen ; damit, dass sie das eine 
Mal ganz, das andere Mal gar nicht erforscht werde, ist uns nicht 
gedient. Wenn wir nun um dieser Sicherheit willen die absolute 
Freiheit der Forschung .aufgeben, so verzichten wir demnach im 
Anklageverfahren auf die materielle Wahrheit? Siehe Glaser I, 
S. -So, und I, § 4, Anm- 4 und Anm. 10. Kries, § 37. Vargka, S. 271. 
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Die untersuchende Behörde wendet lange vergebens allen 
Scharfsinn auf, den Täter zu ermitteln ; endlich nimmt sie 
mit ihren geschärften Sinnen ein Anzeichen wahr, das 
auf eine bestimmte Person hindeutet. Diese ist übel be- 
leumdet und macht einen sehr ungünstigen Eindruck. 
Auf weitere Beweismittel ist keine Aussicht mehr; die 
Sache ist spruchreif. Ist es nicht einleuchtend, dass die 
verfolgende Behörde, wenn sie nun auch noch den Spruch 
zu fallen hat, durchaus keine Gewähr für volle Unpartei- 
lichkeit bietet? Wird nicht die Hoffnung, den Tater zu 
finden, ihn gefunden zu haben, im löblichen Eifer der 
Untersuchung sich allzu leicht zur Überzeugung ausge- 
wachsen haben, wird nicht der Wunsch der Vater des 
Gedankens geworden sein? Wird die Untersuchungs- 
behörde die Resultate ihres Scharfsinns mit der nötigen 
kritischen Unerbittlichkeit nachprüfen können '}, oder wird 
sie nicht bei der Abneigung, die der Beschuldigte ihr 
eingeöösst hat, versucht sein, etwas kurzen Prozess zu 
machen? — Für die meisten Fälle könnte man ähnliche 
Betrachtungen anstellen. 

Die zum Zustandekommen des Urteils nötige Tätig- 
keit lässt sich begrifflich in zwei Teile zerlegen : I. Fest- 
stellung der Tatsachen, II. Beurteilung derselben. Die 
befriedigende Lösung dieser beiden Aufgaben setzt sehr 
verschiedene Fähigkeiten und eine ganz verschiedene 
Gemütsverfassung voraus. Die Untersuchung erfordert 
Initiative, rasches Handeln, zähes Verfolgen der für richtig 
gehaltenen Fahrte, das um so mehr, als der Verfolgte 
häufig mit aller Energie der Aufklärung des Tatbestandes 
entgegenarbeitet und infolgedessen die Untersuchung es 

•) Siehe Roltsendorff, Handbuch des deutschen St P Rechts 
1, S-389. «Es widerspricht der Natur der Dinge, dass eine Amts- 
stelle, die ein gerichtliches Einschreiten herbeigeführt hat, sich selbst 
öffentlich hinterher gleichsam bekämpfen helfen wollte.> «Un travail 
de P^nölope» nennt das E- de Balogh, Mitteilungen der internatio- 
nalen kriminalistischen Vereinigung, Band VIII, S. 113. 
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mit sich bringt, dass der Verfolger ihm als Widersacher 
entgegentreten muss. Ganz anders das Urteil : es verlangt 
einen unvoreingenommenen, leidenschaftslosen, bedachtig 
prüfenden Richter '). Nur ganz ausnahmsweise wird ein 
Mensch in derselben Sache diese beiden Rollen gut spielen 
können*). Hierauf beruht die Erkenntnis, dass Richter 
und Verfolger nicht dieselbe Person sein dürfen. Die 
Übertragung der beiden Aufgaben an zwei verschiedene 
Behörden, eine untersuchende und eine richtende, liegt 
nahe; die erstere hat nun ausschliesslich den Tatbestand 
aufzuklären und ihn der letztern zur Beurteilung zu über- 
mitteln. 

Man mochte wohl früher glauben, dass durch diese 
Trennung der Richter jeder Beeinflussung durch den Ver- 
folger entzogen werde; zu einer Zeit, die noch wenig 
Verständnis hatte für die unbewussten, aber darum oft 
nicht minder wirksamen Einflüsse, die das Urteil des 
Richters zu trüben vermögen*). Wir jedoch können 
uns der Erkenntnis nicht verschliessen, dass durch die 
unbewusst einseitige Art und Weise und durch die Aus- 
wahl, in welcher der Verfolger dem Richter den Tat- 
bestand vorführt, wie noch durch manches andere, der 
Erforschung der ganzen Wahrheit und der unvoreingenom- 
menen Prüfung durch den Richter noch immer -Gefahren 
drohen. Deshalb müssen wir hier ein Korrektiv einzu- 
schalten suchen, das diese Einflüsse zu paralysieren ge- 
stattet, und das eine Ergänzung des Tatsachenmaterials 
nach der durch den Verfolger etwa vernachlässigten 

') Siehe Köhler, S. 227. 

') »C'est lä une täche estremement difficile, qui est au-dessus 
des capaciWs d'un hotnme moyen», sagt de Balogh, Mitteilungen der 
internationalen kriminalistischen Vereinigung VIII, S- 113. 

■') Dass dieses Verständnis sich sehr gehoben hat, dafür scheint 
mir die Tatsache ein Beweis zu sein, dass die absolute Freiheit des 
menschlichen Willens in unserer Zeit durchaus nicht mehr so all- 
gemein geglaubt wird wie früher. 
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Richtung ermöglicht. Das erreichen wir dadurch, dass 
wir Verfolgten und Verfolger einander als Parteien gegen- 
überstellen •). In den Parteirechten des Angeklagten, 
seinerseits Beweismittel geltend zu machen, sich für seine 
Auffassung der Tatsachen Gehör zu verschaffen, durch 
Anträge Beschlüsse des Gerichts herbeizuführen, liegt 
erst das Gegengewicht gegen die psychologisch beinahe 
notwendige Einseitigkeit im Vorgehen des Verfolgers. 
Erst der Richter, der, möglichst bloss die Leitung fllhrend, 
ruhig anhörend und entscheidend zwischen den Parteien 
steht, die von rechts und links auf ihn einzuwirken suchen, 
bietet uns genügende Gewähr der Unparteilichkeit '). 

Nach welchem Grundsatz sind nun die Parteien ver- 
hältnismässig mit Rechten und Pflichten auszustatten ? 
Wie sich aus dem Gesagten ergibt, soll ihre prozessuale 
Stellung derart sein, dass keine Partei den Ausfall des 
Urteils in irgendwelchem Grade ihrer bessern prozessualen 
Stellung zu verdanken hat; diese muss vielmehr den 
Schalen einer Wage vergleichbar sein: erst ihr Inhalt darf 
ein Steigen oder Sinken bewirken, nur sachliche Gründe 
sollen ausschlaggebend sein können '). 

Im einzelnen richtet sich die Ausstattung der Parteien 
mit Rechten und Pflichten hauptsächlich nach Jer Aufgabe, 
die der betreffenden Partei zufkllt, nach der Tätigkeit, die 
zur Erreichung des Prozesszweckes von ihr erwartet wird. 

Die recht eigentlich tätige Partei ist der Angreifer, 
der Staatsanwalt. Er repräsentiert die Initiative, die die 
Strafrechtspflege zum arächenden Arm der Gerechtigkeit» 
macht. Er hat, wie auch der Richter, die Tatsachen auf 
ihren rechtlichen Gehalt zu prüfen. Dabei wird ihm jedoch 
in Anbetracht des Umstandes, dass von keiner andern 
Seite nach dieser Richtung hin Ausreichendes erwartet 



') Siehe Vargha, S. 271. 

') Siehe Glaser I, S. 9. 

*) Näheres über die sogenannte WafFengleichheit s. unten, § 20. 
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werden darf, und weil vom Angeschuldigten meist eine 
energische Tätigkeit im entgegengesetzten Sinn voraus- 
zusehen ist, zur Hauptaufgabe gemacht, die belastenden 
Momente in möglichster Vollständigkeit zu ermitteln und 
zwr Geltung zu bringen. Was er ohne Beeinträchtigung 
dieser Hauptaufgabe noch sonst, durch Berücksichtigung 
der entlastenden Momente z.B., zur Erreichung des Prozess- 
zweckes beitragen kann, das soll er deswegen nicht unter- 
lassen '), und jedenfalls nicht fahrlässiger (und noch weniger 
doloser) Weise demselben entgegenarbeiten. Aber er ist 
Partei*); nur ein Parteiverfahren erlaubt Verfolgung mit 
aller nötigen Energie und doch ohne Gefahr für den 
Prozesszweck, der ja nicht auf Strafe, sondern auf ge- 
rechtes Urteil geht. 

Dem Angeschuldigten fallen die folgenden Aufgaben 
zu: I. Die Rechte auszuüben, durch welche die St PO ihn 
gegen Nachteile zu schützen sucht, welche ihm unmittel- 
bar aus dem Verfahren selbst erwachsen könnten. II, Die 
Pflichten und Nachteile auf sich zu nehmen, welche die 
St P O im Interesse des Prozesszweckes ihm auferlegen 
zu müssen glaubt. III. Die entlastenden Momente und die 
zu seinen Gunsten °) sprechenden Anschauungen in mög- 

'l Hierin allerdings unterscheidet sich seine Tätigkeit von der 
des Verteidigers: er ist nicht, wie dieser, wegen seines Vertrauens- 
verhältnisses zum Beschuldigten, verpflichtet, einseitig zu sein. 
Dass er es in der Regel doch ist, beweist am besten die Tatsache, 
dass die Urteile, besonders im Strafmass, oft zu gunsten des Be- 
schuldigten von seinen Anträgen abweichen. — Ba/ög"/;, Mitteilungen 
der internationalen kriminalistischen Vereinigung. VI 11, S. 113- «Tout 
en ^f ant de bonne foi, mals sans s'en douter, ces organes seront port^s 
ä faire pr^valoir les charges qui pfesent sur l'inculpö, etc.» 

^ Dass er in der Regel nicht parteilich sein will und es nie 
sein soll, ändert nichts hieran ; er ist es eben ganz unbewusst. Dieser 
psychologischen Erfahrung steht etwas naiv gegenüber; L. Horn, 
Die Berufungsinstanz im Strafverfahren, S. 77, der die Parteilichkeit 
des Staatsanwaltes darum bestreitet, weil sie nicht eine bewusste ist. 

^J In der Berücksichtigung der entlastenden Momente gehen 
die Interessen des Staates Hand in Hand mit denen des Beschul- 
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liebster Vollständigkeit geltend zu machen. Letzteres ist 
die eigentliche Parteiaufgabe, die allein eine direkte Ein- 
wirkung auf das Urteil gestattet. Im Interesse des Prozess- 
zweckes ist es notwendig, dass diese Aufgabe nicht minder 
gut gelöst werde als die des Anklägers ; auch nach dieser 
Richtung hin muss das dem Gericht vorliegende Material 
vollständig sein, müssen alle Gründe zur Sprache kommen, 
von denen es nicht vernünftigerweise ausgeschlossen ist, 
dass sie einen Einfiuss auf das Urteil ausüben könnten'). 
Energische Verfolgung, wirksame Verteidigung, das sind 
die beiden Säulen, auf denen der Triumphbogen der 
Gerechtigkeit ruht. 

Der Gedanke, dem Beschuldigten selbst die zu seiner i 
Verteidigung notwendige Tätigkeit zu übertragen, ist in- 
sofern ein glücklicher, als angenommen werden darf, dass 
er sich ihr mit Eifer und Energie widmen werde. Aber 
der gute Wille genügt natürlich nicht ; und ausser diesem 
pflegen die Angeklagten herzlich wenig Eignung für die 
ihnen zugemutete Aufgabe mitzubringen. Im Gegenteil : 
Meist bieten sie (und zwar gerade die am wenigsten 
«geriebenen», d, h. gefährlichen unter ihnen), in der 
Hauptverhandlung z. B., ein Bild trostlosester Unbeholfen- 
heit. Unkenntnis des Rechts, Mangel an Beredsamkeit, 
Sicherheit im Auftreten und an Übung im juristischen 
Denken versetzen sie fast immer in die UnmögHchkeit, 
gegen den geschulten, seiner Sache gewissen Staatsanwalt 
aufzukommen. Dem muss abgeholfen werden, wenn wirk- 
lich erreicht werden soll, was die Gegenüberstellung der 



digten. Wenn ausnahmsweise dies Interesse beim letztern fehlen 
sollte, wenn es diesem z. B. um Unterkunft während des Winters 
zu tun wäre, so wird es trotzdem präsumiert. Dies äussert sich 
darin, dass der Verteidiger sich an das vorausgesetzte und nicht an 
das wirkliche oder vermeintliche Interesse zu halten hat. Das 
Weitere siehe unten, § 19. 

') Dass der Verteidiger im Interesse des Staates tälig sei, 
betont besonders auch Bennecke-Belirtg, § 43. 
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Parteien bezweckt, wenn nicht die dadurch geschaflfene 
Garantie illusorisch, die erwartete Förderung des Prozess- 
zweckes hinfällig, kurz, wenn nicht die Parteistellung zur 
Komödie, zum Zerrbild ihrer selbst werden solP). Aller- 
dings ist der Richter und sogar auch der Staatsanwalt 
verpflichtet, den Angeklagten in seiner Verteidigung zu 
unterstützen, d. h. entlastende Momente zu erforschen und 
zu berücksichtigen. Aber sie vermögen, auch beim besten 
Willen, die Vorteile nicht zu ersetzen," die das kontra- 
diktorische Verhandeln dem Beschuldigten und der Recht- 
sprechung gewährt*). Es ist deshalb eine nützliche und 
notwendige Arbeitsteilung, wenn dem Beschuldigten ein 



') In den meisten Fällen macht tatsachlich erst die Mitwirkung 
des Verteidigers den Beschuldigten zur Partei- Ohne ihn ist er es 
nur dem Namen nach. Man empfindet das lebhaft, wenn er für 
sich allein Parteientschliessungen treffen soll. Z. B. stellt im Kanton 
Bern der Präsident des Schwurgerichts die Frage, ob die Parteien 
damit einverstanden seien, dass den Geschwornen sämtliche Akten 
ins Beratungszimmer mitgegeben werden. Der Staatsanwalt ant- 
wortet prompt mit «Ja>, der Angeklagte schweigt Der Präsident 
wiederholt seine Frage dringender- Endlich erfolgt in unsicherem 
Ton das -Jav. Man hat den Eindruck, der Präsident hätte, wenn 
er in einem etwas andern Ton gefragt hätte, ebensogut ein « Nein • 
erzielen können. Die Partei Stellung wird zur blossen Form, ja 
zur Last. (.Da wird Recht Unrecht, Wohltat Plage.-) — Einen 
bemühenden Eindruck macht es auch, wenn der Präsident sich zum 
Verteidiger aufwerfen und den Geschworenen entlastende Umstände 
klarlegen muss. — S. Geyer, Lehrbuch des deutschen St P Rechts, 
S. 423. — Die Rechtsunkenntnis des Angeklagten führt auch nicht 
selten zu störenden rechtlichen Erörterungen, Aufklärungen über 
prozessuale Befugnisse u. dergl. oder, was noch schlimmer ist, zur 
Unterlassung solcher dort, wo sie nötig wären. 

') Siehe Glaser I, § 2, Anm, 1. «Die Beurteilung kann an 
Sicherheit nur gewinnen, wenn die für und wider ein bestimmtes 
Urteil sprechenden Gründe nicht bloss im Kopfe eines Menschen 
gegeneinander abgewogen, sondern durch wirkliche Vertreter der 
beiden Behauptungen in belebter Erörterung gellend gemacht werden. 
Diese Gegnerschaft, die anderswo vom Zufall abhängig ist, gehört 
zum Wesen des juristischen Prozesses.» Siehe auch Köhler, S. '227. 
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rechtskundiger Verteidiger zur Seite steht und ihm die 
zweckmassige Ausübung seiner Rechte, die Erfüllung 
seiner Prozesspflicht möglich macht: der Verteidiger ist 
ein unentbehrliches Rad im Getriebe des Strafprozesses. 

Es möchte überfltlssig scheinen, in einer Spezialarbeit Falsche An- 
so allgemeine Betrachtungen über die Struktur des Straf- ^ ''ung^Vechi-'" 
Prozesses anzustellen; es ist aber nicht tiberflüssig, schon /in^^fha'iung 
deswegen nicht, weil viele Spezialfragen sich nur durch 'J«» 

Zurückgehen auf die Grundlagen lösen lassen *), ganz whren 
besonders aber, weil eine grosse Zahl der schweizerischen 
St P Ordnungen eine ganz andere Ansicht über die Stellung 
des Verteidigers im Verfahren widerspiegelt. Diese ver- 
altete Auffassung macht sich allerdings mehr praktisch 
als theoretisch geltend und rührt her aus dem Inquisitions- 
prozess, dem manche unserer St PO innerlich noch nahe 
stehen, Sie stellt tatsächlich die Prämisse in Frage, von 
der wir ausgegangen sind: dass nur Gerechtigkeit und 
nicht Strafe der Zweck des Verfahrens sei. Meist geht 
sie von dem verfänglichen Satz aus, das Strafverfahren 
bezwecke die Bestrafung des Verbrechers. Das ist sehr 
einfach, und der Laie liebt das Einfache'), Es gibt aber 
keinen Verbrecher im Strafverfahren vor dem in Rechts- 
kraft erwachsenen Urteil, Wenn man dessen immer vollauf 
eingedenk wäre, wenn man daraus stets die praktischen 
Konsequenzen ziehen wollte, dann könnte freilich jener 
Satz nicht als verfänglich bezeichnet werden. Dem ist 
aber nicht so. Wir pflegen im täglichen Leben, freiwillig 
oder notgedrungen, unsere Ansichten meist auf Grund 
von Beweismitteln zu bilden, die einem verantwortlichen 
Richter als Grundlage für ein Urteil nicht genügen dürfen ; 
wir haben also eine Gewohnheit leichtfertigen Urteilens; 



') So die Frage, inwiefern der Verteidiger vom Willen des 
Klienten unabhängig sein soll, s. unten, § 1'^, die Frage der Waffen- 
gleichheit s.§20, u.a. m. 

') Man macht sich im Volk überhaupt zahlreiche falsche Vor- 
stellungen insbesondere auch über den Verteidiger. 
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sie erklärt auch die Aufregung, die oft eine Freisprechung 
mangels genügender Beweise hervorruft {so im bekannten 
Berliner Kindesunterschiebungsprozess gegen die Gräfin 
Kwilecky), der sich auch der Richter nur schwer zu ent- 
ziehen vertnag; sie ist ein Faktor, dessen Einfluss nicht 
unterschätzt werden darf. Gewöhnlich liegen nun schon 
im Beginne des Verfahrens Gründe vor, die nach jener 
leichtfertigen Gewohnheit zu einem Urteil genügen würden. 
Unbewusst nistet sich dann die Überzeugung von der 
Schuld des Delinquenten ein, und die Schuldpräsumtioa 
ist fertig. Da haben wir dann den Verbrecher, auf den 
ganz naiv der Satz angewandt wird, dass das Straf- 
verfahren seine Bestrafung bezwecke. So war es Praxis 
im Inquisitionsprozess, und das wirkt auch heute noch 
nach ^). Die verschämte Voraussetzung, dass der An- 
geschuldigte ja doch wohl auch der Schuldige sei, hat 
zur Folge, dass Strafe und nicht vielmehr bloss Gerechtig- 
keit als Zweck des Prozesses erscheint. Diese Anschauungs- 
weise offenbart sich immer am deutlichsten darin, dass 
der Wert der Verteidigung unterschätzt, die Dienste 
verkannt werden, die der Verteidiger dem richtig ver- 
standenen Prozesszweck leisten könnte. 

Diese unlogische und ungerechte Scbuldpräsumtion 
hat leider auch im Anklageverfahren einen mächtigen 
Bundesgetiossen gefunden in einer schiefen Ansicht über 
den Ankläger, den Staatsanwalt, einer Ansicht, die eben- 
falls mehr praktisch als theoretisch zur Geltung kommt. 
Auch sie geht zurück auf einen der mit Unrecht so be- 
liebten einfachen, volkstümlichen, schabionisierenden Sätze, 
den nämlich, dass der Staatsanwalt das Interesse des 
Staates an der Strafe vertrete, der Angeschuldigte sein 
Interesse an NichtStrafe und der Richter das Interesse 



■) Z. B. Obwalden St R V, 15, Ziffer 2, wonach der Staatsan- 
walt > kräftigiichst » « erzielen > soll, dass der Beschuldigte <das 
Bewusstsein seiner Fehlbarheit* erlange. 
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des Staates an der Gerechtigkeit^). In dem Interesse 
des Staates an der Strafe schlechtweg, noch neben dem 
Interesse an der Gerechtigkeit (die ihm die Strafe zu- 
oder abspricht), können wir nichts anderes als die alte 
Schuldpräsumtion in einem neuen Mäntelchen erkennen; 
sie ist denn auch der Feind der Verteidigung geblieben. 
Der Staat hat überhaupt nur ein Interesse: Erreichung 
des Prozesszweckes. Er ist nicht Partei, er rechnet nur 
mit der psychologischen Wahrscheinlichkeit, dass seine 
Organe, wenn auch unbewusst, Partei nehmen werden, 
und sucht deshalb in der kontradiktorischen Anordnung 
des Verfahrens sich Gewissheit für Verwirklichung des 
Prozesszweckes zu verschaffen. Die St P O ist der eigent- 
liche Staatsanwalt, der die Interessen des Staates schützt; 
unser Staatsanwalt aber müsste dem Wesen der Sache 
nach «Strnfanwalt» genannt werden. 

Aus dem Gesagten geht hervor, dass dem Staate 
dient, wer den Prozesszweck verwirklichen hilft. Und 
das tut der Verteidiger*); daran ändert die Tatsache 
nichts, dass er es allerdings nur insoweit tut, als die 
Interessen des Staates Hand in Hand gehen mit denen 
des Beschuldigten, Deswegen verzichtet der Staat doch 
auf ein ihm zu Gebote stehendes Mittel, die Erreichung 
des Prozesszweckes, die Verwirklichung der Gerechtigkeit 
zu fördern und zu sichern, wenn er, wie die Mehrzahl 
unserer kantonalen Gesetze, dem Verteidiger in der StP 
nicht die nötige Beachtung schenkt *). Der Staat soll 



') Vergl. damit, was Glaser als Referent der St P O Kominis- 
sion äusserte: iDer Staat hat ein eminentes Interesse an dem 
sichern geordneten Gange der Straljustiz im ganzen, beinahe keines 
an der Verurteilung des einzelnen.» S. Vargha, S. 292. 

') Dass die Tätigkeit des Anklägers in der Regel die vricli- 
tigere, unentbehrlichere sei, soll nicht geleugnet werden. Das ist 
aber kein Grund, ihn anders, denn als Partei, zu behandeln. 

')Ein weiterer Grund hiervon liegt darin, dass nach manchen 
schweizerischen St P O jeder Bürger zum Verteidiger gewählt 
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sich nicht damit begntlgen, der Verteidigung keine Hinder- 
nisse in deti Weg zu legen; er kann nicht bei dem Satze 
stehen bleiben, der Beschuldigte müsse selbst am besten 
wissen, was ihm fromme '); er muss vielmehr dazu 
schreiten, die Verteidigung zu organisieren, und zwar so 
zu organisieren, dass Art und Energie ihres Wirkens 
möglichst nur von der Lage des Falles abhängen, dass 
also besonders ein ungünstiger intellektueller oder peku- 
niärer Zustand des Beschuldigten der Verteidigung mög- 
lichst wenig Eintrag tun kann *). Dies ist denn auch 
das Ziel, dem die Rechtsordnung aller Orten unverkennbar 
zustrebt '). 

werden kann. Der Beschuldigte darf also irgend einen « sprach- 
begabten ^ Genossen mit in die Schranken bringen." Dabei sind 
natürlich die notwendigen Garantien dafür, dass die Verteidigung 
würdig geführt werde, gering, und dem entspricht die Behandlung 
in der St PO. 

') S- Stenglein, Kommentar, § 137, Nr. 6, und Köhler, S. 216. 
Man kann im Gegenteil sagen, dass der rechtsunkundige Beschul- 
digte oft gar nicht wissen kann, was ihm frommt. 

') Sehr klar, nur etwas spezieller, sagt dasselbe Eugene de 
Balogh in seinem Rapport zu Frage 1 des VIII. Kongresses der 
internationalen kriminalistischen Vereinigung (s. deren Mitteilungen 
Vni, S. 124): .La constatation de la vöritö materielle au profit de la 
defense conatitue un but que la justice doit atteindre sans se 
pröoccuper de la volonte de l'inculp^.* 

') Die Forderungen, die sich hieraus für die Ordnung der 
Verteidigung im einzelnen ergeben, werden jeweilen an ihrem Ort 
besprochen werden. Der hier niedergelegte Faden wird also zu- 
nächst in § 3 auf Seite 23 wiederaufgenommen werden. Hier sollte 
nur der Grundsatz aufgestellt werden, der für das ganze Gebiet 
der Verteidigung gilt. 
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Erster Abschnitt. 

Der Eintritt des Verteidigers in das Terfaliren. 



Die Mitwirkung eines Verteidigers wird durch Wissen- 
schaft und Gesetzgebung als notwendig anerkannt. An- 
gesichts dieser Tatsache liönnte man sich fragen, warum 
denn der Staat dem Anklagebeamten nicht einfach einen 
Verteidigungsbeamten gegenüberstellt. Einige Kantone 
kennen wirklich einen solchen Beamten'). Allein seine 
Mitwirkung ist ftir den Beschuldigten fakultativ, denn der 
Verteidiger bedarfdesVertrauens seines Klienten, und dieses 
kann der Staat nicht erzwingen. Er überlasst deshalb 
grundsätzlich dem Angeschuldigten die Wahl seines Rechts- 
beistandes*) und greift nur dann ein, wenn kein Wahl- 
verteidiger aufgestellt wird; weil er für einen grössern 

') Es sind dies die Kantoner Luzern, Glanis, St. Gallen. S. 
unten, §7. Ein Beamter im eigentlichen Sinn des Wortes ist aller- 
dings der •öffentliche Verteidiger dieser Kantone darum nicht, weil 
er daneben noch die Anwaltspraxis ausübt und auch nicht festen 
Gehalt bezieht. Der Gedanke, ein festes Amt der Verteidigung zu 
schaffen, "ist in der deutschen Literatur z. B. von Hugo Meyer und 
von Ortloff, in der italienischen von Carrara ausgesprochen wor- 
den. Neuerdings wurde die Anregung gemacht, ein obligatorisches 
Verteidigungsamt nur für die Untersuchung zu schaffen. S. unten, § 25. 

') Eine Ausnahme macht Grau bünden, GVSt, 34: «Ist die 
Versetzung in den Anklagezustand beschlossen, so bestellt der Aus- 
schuss sofort den Ankläger und Verteidiger, bei dessen Ernennung 
die allfälligen Wünsche des Angeklagten möglichst zu berücksich- 
tigen sind . . . • Ähnlich Freiburg, C P p, 213: «En pronon^ant 
le renvoi de l'accusö devant le Tribunal criminel ou la Cour 
d'assises, la Chambre d'accusation lui d^signe un döfenseur, etc 
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oder kleinern Kreis von Fällen sein eigenes Interesse an 
der Mitwirkung eines Verteidigers erkennt, ergänzt der 
Staat die mangelnde Initiative des Beschuldigten, indem 
er seinerseits für Bestellung seines Verteidigers sorgt'). 
Wir haben also zu unterscheiden den gewühlten und den 
bestellten oder amtlichen Verteidiger *) '). 

Einmal in das Verfahren eingetreten, nehmen beide 
die gleiche prozessuale Stellung ein *). 

Von der Möglichkeit einer Wahl durch den Angeklagten ist nicht 
die Rede. Auch Aargau, St P O, 276, sagt einfach: «Hat sich der 
Angeklagte für schuldig erklärt, so wird demselben ein Verteidiger 
bestellt.» Doch wird hier wohl, in analoger Anwendung von StP 
0, 310 ^i Wahl der Bestellung vorgehen. Gleich ungenau drückt 
sich auch Wallis, Loi sur 1 'Organisation judiciaire, Art, 71 ^, ans: 
»En matiere criminelle il sera donn^ d'oftice un d^fenseur ä l'accusö.» 
Mit Sicherheit ist also nur von GraubUnden anzunehmen, dass es die 
Wahl Verteidigung ausschliesse. Es scheint das eine ganz allein- 
stehende Bestimmung zu sein. Auch Zachariw, S. 284, kennt keine 
ähnliche Ausnahme in den deutschen Partikularrechten seiner Zeit- 

') Das Verhältnis von Wahl und Bestellung wird besonders 
geregelt in Tessin, C P p, §60: «La nomina d'ufficio fe revocata 
quando l'imputato, prima del dibattimento, scelga un altro difensore 
che accetti l'incarico. La scelta del difensore non deve perö essere 
causa di ritardo del processo.» Siehe auch DStPO, 143. 

*) »Wahlverteidiger» und i bestellter Verteidiger»: Sprachge- 
brauch der DStPO und der deutschen Wissenschaft. DStPO, 
§§ 140 ff., 150 u. a. Er ist ungenau insofern, als auch der.Wahlver- 
teidiger «bestellt» wird- Die schweizerischen Gesetze sprechen denn 
auch ganz regelmässig von der Bestellung durch den Angeklagten. 

=) Siehe Glaser, § 78 IV (S. 225). Stenglein, § 33 (S. 164 ff.). 
V. Kries, § 33 v (S. 238 ff.), Planck, § 64, 2 ' (S- 166). Vargha, 
§ 201 ff. Frydmann, S. 127 ff. 

')Siehe ffÖMen §4, S. 174. Glaser, S. 2\0- Zahlreiche Ent- 
scheidungen des deutschen Reichsgerichts S. Bennecke- BelJng, 
§43. Eine ' Ausnahme macht der Armen Vertreter des §41111 der 
österreichischen St P O. S. Fay^Aa, §203. Etwas Ähnliches, allerdings 
in ganz kleinem Rahmen, kennt Aargau, S- 26, Anm. I. Die Be- 
hauptung, dass nach der DStPO der bestellte Verteidiger zum 
Angeschuldigten in einem andern Verhältnis stehe als der gewählte, 
ist sehr bestritten und dürfte unrichtig sein. S. unten, § 19, S. 101. 



r 



A. Der durch das Gericlit bestellte Verteidiger. 

{Der amtliche Verteidiger.) 

I. Fälle der Bestellung. 

Das Gesetz erlaubt die Bestellung eines Verteidigers 
oder es schreibt sie vor. Die Bestellung ist also für das 
Gericht obligatorisch oder fakultativ (s, unten, § 5). 



1. Bestellung infolge Qesetzesvorschrift. 
Notwendige Verteidigung. 

Notwendig ist die Verteidigung dann, wenn zum 
wenigsten die Hauptverhandlung eines Falles nicht ohne 
Mitwirkung eines (bestellten oder gewählten) Verteidigers 
vor sich gehen darf '). Die Gründe , aus welchen der 
Gesetzgeber die Verteidigung vorschreibt, sind entweder 
die allgemeinen : Schwere der in Betracht fallenden Strafen, 
Kompliziertheit des anzuwendendenVerfahrens u. s.w., oder 
es sind besondere Umstände, die die Mitwirkung eines 
Verteidigers besonders wünschbar machen (s. unten, § 4). 

a) Verteidigung notwendig aus den allgemeinen Gründen^). 
§3. 
Wenn der Gesetzgeber nicht überhaupt für jille Fälle 
die Notwendigkeit eines Verteidigers festlegen will, so 
wird er dies in der Regel wenigstens für einen gewissen 
Kreis von schwereren Fällen tun. Die Abgrenzung dieses 
Kreises kann geschehen entweder nach der Schwere der 
Straftat (Verbrechen, Vergehen, Übertretung) oder nach 

') Über die notwendige Verteidigung siehe Köhler, S- 168- 
■V. Kries, S. 234- Schott, S. 29. Glaser, S- 226. 
') Siehe C. Meyer, § 40 1", S. 175. 
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dem zuständigen Gericht. Der Gesetzgeber kann ferner 
für ein bestimmtes Gericht oder für eine Kategorie der 
Straftaten die Verteidiger schlechtweg als notwendig er- 
klären, oder aber die Notwendigkeit erst dann eintreten 
lassen, wenn noch weitere Voraussetzungen gegeben sind. 



Zusaoirneastellang der gesetzlichen Bestimomogeii über die 
notwendige Verleidigang '). 

/. Kantone ohne solche. 

Appenzell I.-Rh. besitzt überhaupt keine St PO'). 

Appenzell A.-Rh. 

Obwalden gehört hierher, obwohl es eigentlich die 
notwendige Verteidigung kennt, freilich nur für das Ver- 
fahren gegen Abwesende. StR V, 147 " {s. unten, § 12). 

Schaffhausen % 



') Dieser Zusammenstellung liegt zu Grunde die Einteilung 
der Straftaten in Verbrechen, Vergehen und Übertretungen. Da- 
bei ist nicht ausser acht gelassen, dass manche Kantone diese 
Dreiteilung nicht kennen, da sie die Vergehen entweder mit den 
Übertretungen (z. B- Graubünden, Aargau, Luzern, Solothurn u. a.) 
oder mit den Verbrechen (so Zürich Zug, Wallis) zu einer Gruppe 
vereinigten. — Ein auch nur einigermassen befriedigender Mass- 
stab zur Vergleichung wollte sich nicht finden. Die Definition der 
Begriffe Verbrechen, Vergehen etc. ist von Kanton zu Kanton ver- 
schieden so gut wie die Umschreibung der Kompetenzen der ein- 
ander ungefähr entsprechenden Gerichte, z. B. der Schwurgerichte. 
Die obige Zusammenstellung gibt demnach durch ihre Einteilung 
allein noch kein ganz getreues Bild der Verhältnisse- 

*) Auch Zug hat keine St P 0, regelt aber die notwendige 
Verteidigung G, 75 ff-, und gehört deshalb nicht hierher. 

') C Meyer^ S. 175, nennt nur Appenzell A.-Rh. und Obwalden 
als Kantone, die keine Bestimmungen besitzen. Ich ftige Appenzell 
I.-Rh. und Schafthausen hinzu, weil es mir nicht gelungen ist, solche 
filr diese Kantone ausfindig zu machen. 
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//. Kantone mit notwendiger Verteidigung nur für 
besonders schwere Verbrechen. 

Bern. V St S, 263 : «Verzichtet der Angeklagte aut 
die Verteidigung oder bezeichnet er einen Verteidiger, 
weigert sich aber dieser, die Funktion zu Übernehmen, so 
wird von Amtes wegen für die Verteidigung gesorgt, 
sofern es sich um ein Kapitalverbrechen handelt, oder 
wenn sonst der Präsident der Kriminal kamtner es not- 
wendig findet. 

«Ausser diesen Fällen findet eine Verteidigung von 
Amtes wegen nicht statt. » Unter die « Kapitalverbrechen » 
fallen die Fälle, für die nach dem zur Zeit des Inkraft- 
tretens des VStS geltenden Strafgesetz (1850) Todes- 
strafe in Betracht kam. 

Basel-Stadt. St PO, 69 M ; , Der Angeklagte hat das 
Recht, sich auf eigene Kosten einen Verteidiger zu wählen; 
kann er wegen Vermögenslosigkeit von diesem Rechte 
keinen Gebrauch machen, so ist der Präsident (des 
Kriminalgerichts) verpflichtet, ihm auf Begehren einen 
Verteidiger zu stellen in allen Fällen, in welchen nach 
dem Gesetz auf Zuchthausstrafe von*' mehr als 5 Jahren 
kann ^kannt werden, und in andern, wo es die Umstände 
wünschbar machen.» 

III. Kantone mit notwendiger Verteidigung für Verbrechen. 

Für Schwurgerichtsfalle ist die Verteidigung not- 
wendig in; 

Solothum. St PO, 53"; -Die Verteidigung ist eine 
notwendige in allen Sachen, die vor dem Schwurgerichte 
zu verhandeln sind. » S. auch St P O, 56 ". 

Aargau. St PO, 310 1; «Der Präsident des Schwurge- 
richtes fragt den Angeklagten, ob er einen Verteidiger 
von sich aus zuziehen wolle. Im Verneinungsfall bestellt 
er einen solchen aus der Zahl der Anwälte von ^mts 
wegen.» Bei Geständnis erfolgt Beurteilung ohne Ge- 
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schworne. Darauf bezieht sich St P O, 276. Über diesen 
Artikel s. Anm. 2, S. 21 '). 

Thurgau. G G G, 9! c ; «Er (Präsident der Kriminal- 
kammer) bestellt für den Angeklagten nötigenfalls einen 
offiziellen Verteidiger*).» «Nötigenfalls», das" soll doch wohl 
heissen, wenn der Beschuldigte nicht selbst einen Ver- 
teidiger aufstellt. Siehe auch Anwaltsgesetz, § 10: »Vor 
dem Geschwornengericht muss jeder Angeklagte durch 
einen rechtskundigen Verteidiger verbeiständet sein.» 
Diese Bestimmung gehört, wie auch die des § 12 u. a. da- 
selbst, in die St P O und nicht in das Anwaltsgesetz. 

Weiter als G G G ging das Gesetz betreffend das be- 
zirksamtlicbe Voruntersuchungsverfahren etc. vom 26. X. 
1867, Art. 42 '" : «Einem ans Bezirksgericht überwiesenen 
vermögenslosen Angeklagten, welcher kein Schuldgeständ- 
nis abgelegt hat, soll auf dessen rechtzeitiges ausdrück- 
liches Begehren der Gerichtspräsident einen offiziellen 
Verteidiger beiordnen — .» Doch muss diese Be- 
stimmung leider als durch Anwaltsgesetze, § 12, wo die 
Verteidigung < im korrektionellen Strafprozess » geregelt 
ist, aufgehoben betrachtet werden. Dann hätte aber der 
Gesetzgeber hiervon auch in § 16 ' Notiz nehmen sollen '). 

') Ein besonderer Fall notwendig'er Verteidigung ist derjenige 
des Zuchtpolizeigesetzes, §78: «Wird gegen einen Verhafteten ein 
Urteil ausgefällt . . . Erklärt der Verhaftete die Berufung und findet das 
Gericht die Fortsetzung des Verhaftes notwendig, so soll ihm mög- 
lich gemacht werden, seine Beschwerde abfassen zu lassen. Auf Ver- 
langen ist ihm hierfür ein Anwalt von Amts wegen au ordnen...- 
Die Verteidigung ist hier allerdings nicht notwendig in dem im 
Test festgehaltenen Sinn, nicht notwendig für das Verfahren, son- 
dern nur für den Richter, 

') Denselben unbestimmten Ausdruck braucht; Bund, BStPf, 
49 III. Siehe S. 34. 

') Auffallend ist die Bestimmung des § 14, Anwaltsges., die sagti 
bis zu welchem Zeitpunkt ein Angeklagter sich zu melden habe, 
der einen offiziellen Verteidiger wünscht. Es ist nicht anzunehmen, 
dass damit gesagt sein solle, der Präsident sei dann seiner Pflicht, 
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Zürich. G z R, 915: «Die Anklagekammer hält ihn 
(den Angeklagten) an, sich unverzüglich zu erklären, ob 
er sich selbst verteidigen, beziehungsweise selbst für Ver- 
teidigung sorgen wolle, oder ob er Beiordnung eines Ver- 
teidigers von Amtes wegen wünsche.» Der Artikel steht 
unter dem Titel: « Hauptverfahren vor Schwurgericht.» 
Die Verteidigung ist also in Zürich eine notwendige nur 
für das Gericht, nicht aber flir den Beschuldigten, da 
dieser sich auch selbst verteidigen kann. 

Einen Schritt weiter geht der Entwurf von Zürich ; 
er gehört deshalb nicht mehr hierher. Art. 915, GzR, findet 
sich dort wieder in E 213 ', s. unten, S. 29. 

Vor Kantons- und Obergericht ist die Verteidigung 
notwendig in: 

Zug. OG, 75: «In allen Straffällen, die vor Kantons- 
oder Obergericht zur Aburteilung gelangen, hat ein öffent- 
licher Verteidiger diejenigen Angeklagten zu verteidigen, 
die keinen eigenen Verteidiger zu bestellen vermögen. » 
Der Entwurf von 1889 bestimmt, dass ein Verteidiger be- 
stellt werden müsse, « sofern der Angeklagte es nicht 
selbst tun kann, oder die Bestellung ganz überflüssig er- 
scheint» (Art. 45), Letzterer Zusatz findet sich noch nicht 
im Entwurf von 1874. Sehr allgemein bestimmt Art, 63' 
der Kantonsverfassung: «Wenn der Angeklagte sich nicht 
selbst einen Verteidiger wählen kann, wird ihm derselbe 
von Amts wegen bestellt. > 

Ähnlich wie in Zug ist die notwendige Verteidigung 
abgegrenzt in 

Freiburg. C P p, 243\ s. Anm. 2, S. 21. Verteidigung 
notwendig «devant leTribunal criminel ou la cour d'assises». 
Von einem Recht des Beschuldigten, sich selbst den Vertei- 



nach §§ 10 und 11 einen Verteidiger zu bestellen, entbunden. — 
Jedenfalls hätte verspätete Meldung die Folge, dass der Beschul- 
digte die dadurch veruraachteo Kosten, auch im Falle eines Frei- 
spruches, zu tragen hätte. 
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diger zu wählen, wird nicht gesprochen. Das muss be- 
sonders auffallen, wenn man bedenkt, dass C P p, 306 und 
310, für die «Proc^dure devant les autorit^s de police» 
und «devant les Tribunaux correctionnels » ausdrücklich 
gesagt ist: «Le pr^venu peut se faire assister d'un d^fen- 
seur. . Sollte man daraus schliessen müssen, dass der Be- 
schuldigte in den Fällen des Art. 243 diese Befugnis nicht 
besitze, weil sie ihm für diese Falle nicht ausdrücklich 
eingeräumt und in Art. 243 nicht erwähnt ist? Das wäre 
um so auffallender, als nach demselben Artikel der Ver- 
teidiger keine Entschädigung vom Staat beanspruchen 
kann. («Sans indemnitS ä lacharge de l'Etat.») Es wäre 
etwas ganz allein Dastehendes, wenn der Staat den Be- 
schuldigten zwar die Bezahlung, nicht aber die Wahl des 
Verteidigers überliesse. 

Nicht nach dem erkennenden Gericht, sondern nach 
der Einteilung der Straftaten begrenzen den Kreis der 
notwendigen Verteidigung in dieser Gruppe: 

Schwyz. WS, 171: «Wenn der in Kriminalunter- 
suchung Stehende sich einen solchen nicht selbst wählen 
will, so wird ihm von Staates wegen durch das Verhör- 
amt ein Anwalt bestellt.» 

St. Gallen. G K P, 22 : «Der Grosse Rat ernennt für 
die Amtsdauer von 3 Jahren den öffentlichen Verteidiger, 
welcher in den Fällen zu funktionieren hat, in welchen 
kein anderer bestellt ist.» (Eingefügt durch Nachtragsge- 
setz vom 27. VI. 1892} 

Wallis. Loi sur 1 'Organisation judiciaire du 30 V 1896. 
Art. 71^: «En matiere criminelle il sera donnö d'ofiice 
un döfenseur ä l'accus^. « P P O, 180, kennt dagegen die 
notwendige Verteidigung nur für die Fälle, » welche die 
Todesstrafe nach sich ziehen können » — « und zwar bei 
Nichtigkeitsstrafe des Urteils». Letzteres darf jetzt wohl 
auch auf Art. 71 ^ der Lei sur 1' Organisation angewandt 
werden. 
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Baselland. G V Z St, a i : . In Kriminalfällen hat das 
Gericht von Amts wegen dem Angeklagten einen Vertei- 
diger zu ernennen, wenn er von sich aus keinen solchen 
bestellt hat und der Tat nicht geständig ist.» 

Zu dieser Gruppe wäre auch zu zählen: 
Deutschland. Nach St PO, 140, ist Verteidigung not- 
wendig: Immer in Schwurgerichtssachen; in Sachen, die 
vor dem Landgericht zu verhandeln sind, nur bei Ver- 
brechen, und wenn der Beschuldigte oder sein gesetzlicher 
Vertreter die Bestellung eines Verteidigers beantragt. 

IV. Kantone mit notwendiger Verteidigung für Verbrechen 
und teilweise auch Vergehen. 

Graubünden. GVSt, s. Anm. 2 zuS. 21. Gilt nur für das 
Verfahren vor dem Kantonsgericht. Dazu kommt aber: 
Ausscheidung der Kompetenzen der Gerichte, 9. XI. 1890, 
Art. 2 : «Verbrechen und Vergehen, welche nach dem Straf- 
gesetz nur mit Landesverweisung, Ehrenstrafen, Geldbusse 
und Gefängnis bedroht sind, sowie der (sie!) einfache 
Diebstahl, die Beschädigung fremden Eigentums, Unter- 
schlagung und Betrug bis auf Fr. 200 und der (sie!) quali- 
fizierte Diebstahl bis Fr. 100 untersuchen und beurteilen 
die Kreisgerichte nach den im Strafpolizeigesetz über 
das Verfahren enthaltenen Bestimmungen, wogegen dem 
Angeklagten in allen Fällen ein Verteidiger zu bestellen ist.» 

Zürich. Entwurf. Art. 12 : « Dem Angeschuldigten, 
welcher sich nicht selber einen Verteidiger bestellt hat, 
ist ein amtlicher Verteidiger beizugeben : a) in allen Fällen, 
deren Beurteilung dem Schwurgerichte zusteht; bj in be- 
zirksamtlichen Fällen; wenn der Angeschuldigte taub 
oder stumm oder einer Geisteskrankheit verdächtig ist, 
— wenn der Angeschuldigte minderjährig ist und der 
Beistand des gesetzlichen Vertreters nicht ausreicht, — 
wenn die Untersuchung durch das Verhöramt geführt 
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wird'}.» Angesichts der Bestimmungen des Art. 12 E 
muss es auffallen, dass in E 213 ' doch die Fassung des 
Art. 915 G z R (s. oben, S. 27) wiederkehrt. "Man hätte das 
«ob er sich selbst verteidigen wolle» weglassen sollen, 
da es in Widerspruch steht mit dem klaren Wortlaut von 
E 12. Warum heisst es ferner in E 213 " (unter dem Titel: 
Hauptverfahren vor Schwurgericht!): «Einem Minderjäh- 
rigen soll stets ein Verteidiger beigegeben werden», da dies 
doch nach E 12 ganz selbstverständlich ist? Einen Sinn 
hat dieser Absatz nur dann, wenn er besagen soll, dem 
Minderjährigen mtlsse ein amtlicher Verteidiger bestellt 
werden, selbst wenn er oder sein gesetzlicher Vertreter 
schon einen Wahlverteidiger aufgestellt hätte oder bereit 
wäre, dies zu tun. Sollte dem so sein, dann wäre eine 
unmissverständlichere Redaktion zu empfehlen. 

In dieser Gruppe kann auch untergebracht werden: 
Luzern. Es kennt nur Verbrechen und Polizeiver- 
gehen und hat für beide gesonderte Gesetze: Kriminal- 
strafgesetz vohi 29. XI. 1860 und Polizeistrafgesetz vom 
6. VI. 1861. Der Begriff des Verbrechens ist ein etwas 
weiterer als bei den Kantonen mit Dreiteilung. Die not- 
wendige Verteidigung wird geregelt in St R V, 174: «Der 
Angeschuldigte wird gleichzeitig aufgefordert, einen Ver- 
teidiger zu bezeichnen, und ihm erötfnet, dass, wenn er 
keinen bezeichne, oder kein von ihm Bezeichneter die Ver- 
teidigung übernehme, der vom Staat aufgestellte Öffent- 
liche Verteidiger ihm werde angewiesen werden. » 

Aus Art. 173 ergibt sich, dass dies nur für Kriminalfälle 
gilt, — St R V, 7 ", sagt vom öffentlichen Verteidiger, 
dass er verpflichtet sei, «in Polizei- und Kriminalfallen 
jene Angeklagten, welche keinen eigenen Verteidiger zu 

') Vergl. DStPO, 140. Die Untersuchung wird durch das 
Verhöramt geführt nach E, Art. 28, ausnahmsweise, wenn Zucht- 
oder Arbeitshaus in Aussicht steht und die Untersuchung weit- 
läufig ist. 
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bestellen vermögen, vor Krirainalgericht und Obergericht zu 
verteidigen», setzt sich also in Widerspruch mit St RV, 174, 
indem er die UnvermögUchkeit des Angeklagten zur Vor- 
aussetzung macht. Mit StRV, 7 ", stimmt überein : Organi- 
sationsgesetz vom 8. IV. 1899, Art. 148'" («welche unbe- 
mittelt sind >). 

Für Polizeistraffälie besteht Notwendigkeit der Vertei- 
digung nach StRV, 7", Organisationsgesetz, 148"', und 
St R V, 266 ", nur fiir die Verhandlungen vor Obergericht 
{Rechtsmittelinstanz), immer unter der Voraussetzung, dass 
der Angeschuldigte unbemittelt sei. 

Wenn nicht, angesichts der Bestimmung von Anwalts- 
gesetz, 12, zweifelhaft wäre, ob Art. 42 '" des Gesetzes 
betreffend das bezirksamtliche Voruntersuchungsverfahren 
überhaupt noch gelte, so dürfte auch Thurgau dieser 
Gruppe noch beigezählt werden. S. oben, S. 26. 

Streng genommen gehörte auch Glarus hierher. Doch 
. ist die Ausnahme, die in St P O, 7 und 175, von der Regel 
des § 24 "1 gemacht wird, so unbedeutend, dass es gleich- 
wohl in die folgende Gruppe eingestellt werden kann. 

Von ausländischen Strafprozessen würden zu dieser 
Gruppe zu rechnen sein: 

Österreich. Im Sinne unserer Definition ist die Ver- 
teidigung allerdings nur für die Schwur- (und Stand-) Ge- 
richte eine notwendige. Doch muss auch sonst einem 
unbemittelten Beschuldigten «auf sein Verlangen zur Aus- 
führung bestimmter Rechtsmittel, zur Begründung des von 
ihm angemeldeten Einspruchs gegen die Anklageschrift, 
sowie für die Hauptverhandlungen vom Gericht ein Armen- 
vertreter • beigegeben werden. (§41, St PO.} 

Frankreich. Code d'Instruction criminelle, 294: «L'accusg 
sera interpellö de d^clarer le choix qu'il aura fait d'un 
conseil...; sinon le juge lui en d^signera un sur-le-champ 
ä peine de nullit^ de tout ce qui suivra. » — Loi sur 
l'assistance judiciaire du 221 1851, Art. 29: iLes pr^sidents 
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des tribunaux coriectionnela d^signeront un dfifenseur 
d'office aux pr^venus poursuivis ä la requfite du ministfere 
public ou d^tenu pröventivement, lorsqu'ils en feront la 
demande et que leur indigence sera constatäe ...» Siehe 
die (provisorische) Loi Constans, Art. 3, wonach Frank- 
reich in die folgende Kategorie gehörte. S. unten, S. 145. 

V. Kantone mit notwendiger Verteidigung 
für Verbrechen und Vergehen. 

Uri. RJA, 8: «Belclagten über Vergehen und Ver- 
brechen, welche zur Bestellung eines Verteidigers durch- 
aus unvermögend sind, wird ein solcher von der Polizei- 
direktion bestellt. In Kriminalfallen ist bei Bestellung des 
Verteidigers auf den Wunsch des Beklagten Rücksicht zu 
nehmen. > 

Nidwaiden. Verfassung, Art. 64: «In Straf- und Ap- 
pellationsJällen findet Anklage und Verteidigung statt. 
Wenn der Angeklagte nicht selbst einen Verteidiger wäh- 
len kann, wird ein solcher von Amtes wegen bestellt.» — 
StRV, 56': «Nach Einsichtnahme des Prozessberichtes 
bestellt der Regierungsrat auf Verlangen des Angeklagten, 
sofern derselbe nicht auf eigene Kosten einen solchen be- 
stellen kann, einen Verteidiger von Amtes wegen.» 

Glarus. St P O 24'": «Für diejenigen Fälle, in denen 
der Angeschuldigte nicht selbst einen Verteidiger wählt, 
wird vom Regierungsrat aus der Zahl der in dem Ver- 
zeichnis des Obergerichts eingetragenen Anwälte (CPO, 
§ 40) für eine Amtsdauer von 3 Jahren ein öffentlicher 
V'erteidiger bezeichnet.» Ausgenommen sind nach St PO, 
86, nur gewisse leichtere Vergehen, St P 0, 7, die bei vol- 
lem Geständnis und mit Zustimmung des Beklagten, St P O, 
175, nicht durch das Gericht, sondern durch den Gerichts- 
präsidenten beurteilt werden. 

Tessin. CPp, 57: «Presentato 1' atto d'accusa, l'ac- 
cusato dev' essere assistito da un difensore. Se non vuole 
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o non puö sceglierlo, il difensore verrä nominato dal presi- 
dente della camera criminale o del trJbunale di distretto...» 
CPp, 61: «Se il difensore designato non si presenta al 
dibattimenlo, o rifiuta di assumere la difesa, il presidente 
deve immediatamente procedere alia nomina di altro di- 
fensore . . ,» Die Verteidigung ist immer notwendig ausser 
bei •contravvenzioni», wo nach CPp, 320"', Anwälte über- 
haupt nicht zugelassen werden. 

Waadt. CPp, 286: «Le pr^sident nomme un d^fen- 
seur ä I'accuse en 6tat d'arrestation, ä moins que celui-ci 
ne s'en procure un de son choix ou n'obtienne du Presi- 
dent la permission de se d^fendre lui-m&me. 

L'accuse en liberte et d6nu6 de biens peut obtenir 
du President un d^fenseur d'office.» Recours en nullit^ 
nach Art. 484, wenn dem Art. 286 nicht Folge geleistet 
würde. Eine wesentliche Erweiterung hat die notwendige 
Verteidigung erfahren durch : Loi sur le barreau, Art. 2^"": 
. «Tout prövenu peut d^fendre lui-mfime sa cause devaat 
les tribunaux chargSs de l'administration de la justice pö- 
nale ou se choisir librement un d€fenseur. 

Si un prövenu ne peut ou ne veut pas faire usage 
de cette iacultö, il lui est nomm6 par le pr^sident du tri- 
bunal compötent un dßfenseur d'office.»') 

Neuenburg (ahnlich Waadt CPp, 286). CPp, 174: 
«Dans les causes qui peuvent etre port6es devant la cour 
d'assises et dans celles, qui relfevent du tribunal correc- 
tionnel d'arrondissement, le pr^sident de la cour d'assises 
nomme, avant la cloture de I'enquete, un döfenseur au 
pr6venu en 6tat d'arrestation ä moins que celui-ci ne s'en 
procure un de son choix, ou ne declare vouloir se dß- 
fendre lui-mfime, ou n'obtienne la permission de prendre 



') Weil damit die Verteidigung notwendig geworden ist fllr 
alle strafprozessualen Fälle, so fällt meines Erachtens die Möglichkeit 
dahin, dass nach CPp, 338, dem Verteidiger das Wort entzogen 
werde, ohne ihn zu ersetzen. 
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pour conseil un de ses parents ou amis.> — «Causes qui 
peuvent etre portöes, etc.», d. h, auch wenn bei Geständ- 
nis und mit Einwilligung des Angeklagten Beurteilung 
'Sans assistance du jury» erfolgt. ~- CPp, 175: «Dans 
les mftmes causes le prövenu en libert^ et d^nuö de biens 
peut obtenir du juge un d^fenseur d'ofifice, moyennant qu'il 
en fasse la demande avant la clOture de l'enquete ou tout 
au moins buit jours avant l'ouverture des d^bats.« 

Genf. CJp, 6P: *En matifere criminelle le juge d'ins- 
truction demande ä l'inculpö s'il veut choisir lui-mfime 
son d^fenseur ou s'il pr^ffere qu'il lui en soit noramß un 
d'office.» 

Art. 62 : «Tout d^tenu en mati&re correctionnelle peut 
rficlamer qu'un döfenseur lui soit nomm^ d'office suivant 
le mode indiquä dans l'article präcädent pour l'assister 
devant la chambre d'instruction et devant le Jury.» 

Zu dieser Gruppe würde auch zu zählen sein : 

Italien. Codice di procedura penale, 275 : «Nelle cause . 
per crimini o per delitti 1' accusato od imputato, compa- 
rendo all' udienza, deve essere assistito da un difensore, 
sotto pena di nullitä...» Ebenso CPp, 456^^'. 

Für alle Straftaten, mit denen sie sich überhaupt zu 
befassen haben, ist die Verteidigung notwendig auch beim 
allgemeinen und beim Militärstrafverfahren des Bundes. 

Bund. Allgemeines Verfahren. B St Pf, 49'": «Er 
fordert den Angeklagten zur Wahl eines Verteidigers auf 
und macht diesem Mitteilung. Nötigenfalls bestimmt er 
jenem selbst einen solchen.»') Vergl. OG, 129. 

— Militärstrafverfahren. MilStGO, 126": «Bezeich- 
net der Angeklagte keinen Verteidiger oder kann der von 

') Ob unter «nötigenfalls» alle die Fälle verstanden sind, wo- 
der Angeklagte selbst keinen Verteidiger wählte, oder nur die, wo 
ein solcher dem Präsidenten als nötig erscheint, ist unsicher. Ich neige 
zu der Ansieht, daas der Gesetzgeber die Verteidigung für alle Fälle 
habe notwendig machen wollen. S. auch folgende Seite. 
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ihm bezeichnete nicht rechtzeitig zur Stelle sein , so er- 
nennt der Grpssrichter den Verteidiger.> 



Wie schon angedeutet wurde, begnügen sich manche 
Gesetzgebungen nicht damit, einfach für eine gewisse 
Kategorie von Fällen die Verteidigung vorzuschreiben, sie 
stellen vielmehr noch b£sondere Vornussetsungen der not- 
wendigen Verteidigung auf. Am häufigsten begegnen wir 
derjenigen der UnvermÖgHchkeit des Beschuldigten : 

Uri, RJA, 8, «durchaus unvermögend». 

Nidwaiden, St R V, 56 ' , ebenso Verf.-Art. 64. 

Zug, O G, 75. Entw., 4.'>. 

Basel-Stadt, St PO, b9": 

Neuenburg, C P p, 175. 

Luzern, StRV, 7". Organisationsgesetz, 148"'. St R 
V, 266", siehe oben, S. 30. 

Waadt, CPp, 286", siehe oben, S. 33. 

Thurgau, Gesetz betreffend das bezirksamtliche Vor- 
untersuchungsverfahren, Art. 42"', siehe oben, S. 26. 

Vielleicht zielt auch der Ausdruck «nötigenfalls» in 
Bund, BStPf, 49"', und Thurgau, GGG, 9U, auf die 
Mittellosigkeit des Beschuldigten. 

Gewiss ist es die Hauptaufgabe der notwendigen Ver- 
teidigung, denjenigen Beschuldigten zu einem Verteidiger 
zu verhelfen, die selbst keinen solchen zu bestellen ver- 
mögen ; es ist deshalb begreiflich, wenn dies im Gesetzes- 
text ausgesprochen und damit die notwendige Verteidigung 
auf diese wichtigsten und häufigsten Fälle beschränkt 
wird. Dies geschah früher in noch zahlreichern schwei- 
zerischen St P O und wird wohl in Zukunft immer seltener 
geschehen; die moderne Gesetzgebung ist überhaupt der 
Vorschrift der notwendigen Verteidigung ohne weitere 
Voraussetzung günstig. 
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Nur auf Verlangen des Beschuldigten, also nur für 
das Gericht ist die Verteidigung notwendig in : 

Bund, OG, 129. — Zürich, GzR, 915. - Nidwal- 
den, St R V, 56 ' . — Basel-Stadt, St P O, 69 ". — Neuen- 
burg, CPp, 175, ahnlich 174 «ä moins que le prövenu 
ne declare vouloir se döfendre lui-meme.. (Ebenso früher: 
Waadt, CPp, 286, siehe oben, S. 33 ; auch Thurgau, Ge- 
setz betreffend das bezirksamtliche Voruntersuchungsver- 
fahren, 42 '", gilt nicht mehr ; siehe oben, S. 26.) — Genf, 
CJp, 62; vergl. auch deutsche St P O, 140, s. oben, S. 29. 

Dass der Angeklagte der Tat nicht geständig sei, setzt 
voraus Baselland G V Z St, 8^. 

Über die Haft des Beschuldigten, die von einigen 
welschen Kantonen als Grund für notwendige Verteidigung 
verwertet wird, soll unter b, S. 42 ff., gesprochen werden. 



Die Formulierung der Bestimmungen über die not- 
wendige Verteidigung erfolgt im allgemeinen nach zwei 
Typen : 

Entweder wird die Bestellung vorgeschrieben für den 
Fall, dass der Angeklagte nicht selbst einen Verteidiger 
wählt, oder kein von ihm gewählter die Verteidigung über- 
nimmt, so in der Mehrzahl der Gesetze, oder es wird ein- 
fach die Mitwirkung eines (amtlichen oder gewählten) Ver- 
teidigers für die betreffenden Fälle gefordert. So Solo- 
thurn, St PO, 53", Thurgau, Anwaltgesetz, 10, deutsche 
St PO, 140. Beide Arten der Formulierung verwenden 
nebeneinander: Tessin, CPp, 57, Italien, CPp, 275. 



Übergehend zur kritischen Betrachtung der Bestim- 
mungen über die notwendige Verteidigung knüpfen wir 
an an den in § 2 am Schluss ausgesprochenen Grundsatz, 
dass der Staat die Verteidigung nicht sich selbst über- 
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lassen dürfe, vielmehr sie organisieren müsse. Das Ver- 
hältnis des Beschuldigten zur Verteidigung wird dabei so 
zu regeln sein, dass von dem günstigen Etnfluss, den 
dieser oft, sei es vermöge seiner genauen Kenntnis des 
Sachverhaltes, sei es durch Auswahl und Bezahlung eines 
tüchtigen, sein besonderes Vertrauen geniessenden Anwalts 
oder anderswie auf die Verteidigung auszuüben vermag, 
möglichst wenig verloren geht, dass aber gleichzeitig die 
Verteidigung durch den Beschuldigten und dessen Verhält- 
nisse auch möglichst wenig hemmend beeinflusst werde. 
Weder die Armut des Angeklagten, noch dessen Mangel 
an Einsicht in Wesen und Nutzen der Verteidigung, noch 
etwa dessen Wille, eine unverdiente oder unverdient harte 
Strafe auf sich zu nehmen, können den Staat veranlassen, 
auf die Verteidigung, an der er ein eigenes, selbständiges 
Interesse hat, zu verzichten. 

Die pralctische Bedeutung der notwendigen Verteidi- 
gung liegt vor allem darin, dass sie die Verteidigung dem 
Einiluss des rein zufälligen Umstandes, ob der Angeschul- 
digte bemittelt oder unbemittelt sei, einigermassen ent- 
zieht. Oft ist dies auch jetzt noch ihr einziger Zweck, 
und es ist ziemlich sicher, dass sie aus einem dem jetzt 
noch gebräuchlichen Armenrecht des Zivilprozesses ana- 
logen Institut hervorgegangen ist'). Wenn sie auch die 
Neigung zeigt, immer mehr aus diesem Rahmen heraus- 
zuwachsen, wenn auch immer mehr die Gesetzgebung 
dazu übergeht, die Voraussetzung der Vermögenslosigkeit 
fallen zu lassen und damit die notwendige Verteidigung 
auch andern Zwecken dienstbar zu machen, so ändert das 
nichts daran, dass deren Kern noch jetzt in der Fürsorge 
für die Armen liegt. 

Niemand wird den Unterschied verkennen wollen, den 
es ausmacht, ob ein Verteidiger dem Beschuldigten zur 

') Österreich, St P O, 41 ni, keant einen besondern » Armenver- 
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Seite stehe oder nicht ^). Ohne ihn ist häufig das kontra- 
diktorische Verfahren blosser Schein ; wer dieses will, 
muss deshalb auch den Verteidiger wollen ; sie gehören 
zusammen. Die Mitwirkung eines Verteidigers gibt Aus- 
sicht nicht nur auf sicheres, sondern auch geradezu auf 
besseres Recht. Und dieses bessere Recht sollte eine Ware 
sein, die nur der sich verschaffen kann, der sie zu be- 
zahlen vermag? Auch hier sollte esheissen: Wer da hat, 
dem wird gegeben werden! Der Arme, dem keine sorg- 
l^itige Erziehung den ihm so viel nötigern sittlichen Halt 
gegeben, den seine bedrängte Lage so viel leichter mit 
dem Strafgesetzbuch in Konflikt bringt, der oft von Rich- 
tern beurteilt wird, denen das Verständnis für die An- 
schauungen und Bestrebungen seiner Volksschicht abgeht, 
er sollte auch noch im Prozess entrechtet werden? Man 
glaube nicht, dem Grundsatz "Gleiches Recht für Alle» 
sei Genüge geschehen, wenn wir nur gerechte Gesetze 



') Unbegreiflicherweise gibt es noch immer Leute, und zwar 
nicht nur Laien, die an den ebenso alten wie falschen Satz glauben, 
dass der Unschuldige keines Verteidigers bedürfe. So; Tanoviceanu, 
Prof. an der Universität Bukarest, Mitteilungen der internationalen 
kriminalistischen Vereinigung, S- 229; «Ah, l'innocent porte avec Ini 
le bouclier de son innocence qui lui donne du courage; le meilleur 
conseiller, l'avocat le plus Eloquent pour lui, c'est son innocence.i 
Bei einem Dichter würde solch ein Monolog unwidersprochen bleiben 
können, nicht aber bei einem Juristen. Es ist ja mOglichj daas dies 
einmal zutrifft, aber solch ein Fall dürfte als Ausnahme von der 
Regel nicht verallgemeinert werden. Ganz richtig bemerkte ein 
anderer Redner in der Diskussion (ebenda, S. 254): «Ich glaube, dass 
diese Ansicht den Tatsachen nicht entspricht, dass sie ihnen sogar 
widerspricht. Wir, die wir Untersuchungsrichter waren und sind, 
haben alle erfahren, dass in der Regel gerade der Unschuldigste, 
insbesondere wenn er verhaftet wird, wenn er auch nicht die Be- 
sinnung verliert, in dieser furchtbaren Lage nicht die Kraft finden 
wird, ja, dass er kaum Worte finden wird, um eine Entschuldigung 
herzustammeln, dass er also in den meisten Fällen durchaus nicht 
in der Lage sein wird, sich zu verteidigen und seine Unschuld zu 
beweisen.» 
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haben. Was helfen uns diese, wenn die in ihnen nieder- 
gelegte Gerechtigkeit im Prozess, auf dem Wege zu ihrer 
Verwirklichung, doch wieder zur Ware gestempelt wird? 
Fort deshalb mit der MögUchkeit, sich iib Prozess für 
schnödes Geld besseres Recht zu kaufen ! Gleiches Recht 
für Alle*) auch hier! Entweder ist der Verteidiger ein 
überflüssiger, ein Luxusartikel; und das mag er in ganz 
einfachen (Polizei-) Straffällen, wo auch kein Staatsanwalt 
mitwirkt, wohl sein; dann sei er ausgeschlossen. In sol- 
chen Fällen ist der meist auch redegewandtere Bemittelte, 
der sich zudem ausserhalb des Verfahrens durch einen 
Anwalt beraten lassen kann, sowieso besser gestellt; oder 
der Verteidiger ist, als oft unentbehrliches Instrument 
kontradiktorischen Verfahrens, der Vermittler sicheren 
und besseren Rechts und muss dann nicht nur für Geld 
zu haben sein, Ausdehnung der notwendigen Verteidigung, 
und swar auf alle Fälle, wo die Mitwirkung eines Ver- 
teidigers überhaupt gestattet ist, das ist weitaus die drin- 
gendste Forderung, die auf dem dieser Arbeit zu Grunde 
liegenden Rechtsgebiet an den Gesetzgeber herantritt*). 
Die Hindernisse, die der Verwirklichung dieses Postulates 
im Wege stehen, sind übrigens mehr finanzieller als dog- 
matischer Natur, die Sache kostet Geld. Die Staaten 
sollten sich aber dieses nicht so sehr gereuen lassen und 
bedenken, dass es sich um eine dringende Forderung aus- 
gleichender Gerechtigkeit handelt: um konsequente An- 
wendung und gleichmässigen Ausbau des kontradiktori- 
schen Verfahrens, dessen Vorteile doch nicht nur der Be- 
güterte gemessen sollte *) *). 



') Siehe Vargha, § 203. 

») Ähnlich: C. Meyer, S. 195, Nr. 7. 

^ Man wird sich auch dann noch eingestehen mUssen, dass: 
• Ann und reich vor dem Richter gleich» ein Ideal ist, dem wir 
in der Wirklichkeit nur immer näher zu kommen suchen mUssen, 
ohne dass wir es in absehbarer Zeit erreichen werden. 

•) S. C. Meyer, S. 196. 
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Die notwendige Verteidigung sollte auch nicht an das 
Bestehen besonderer Voraussetaungen , Armut, Verlangen 
des Beschuldigten etc., gebunden sein. Diese Vorausset- 
zungen haben nur dann einen Sinn, wenn man ausgeht 
von der Anschauung, der Wille des Beschuldigten müsse 
massgebend sein dafür, ob ein Verteidiger mitwirke oder 
nicht. Tut man das, dann gewähre man einen amtlichen 
Verteidiger nur denjenigen Beschuldigten, die diesen Wil- 
len äussern {«auf Verlangen») und denen die Mittel fehlen, 
diesem Willen gemäss zu handeln (z. B. Nidwalden, Basel- 
Stadt). Das ist zwar meines Erachtens nicht richtig, aber 
wenigstens logisch. Geht der Gesetzgeber darüber hinaus, 
dann anerkennt er damit, dass auf den Willen des Be- 
schuldigten entweder gar nicht oder doch nur dann Rück- 
sicht genommen werden soll, wenn dem Beschuldigten 
ein sachgemasser Entscheid über die Notwendigkeit der 
Verteidigung zugetraut werden kann, wenn man annehmen 
darf, dass nur stichhaltige Gründe ihn zum Verzicht auf 
die formelle Verteidigung bewegen. Neben der Mittel- 
losigkeit und oft in Verbindung mit ihr können noch 
manche andere Umstände ihn davon abhalten, einen Ver- 
teidiger zu wählen ; vor allem der Mangel an Einsicht in 
die Notwendigkeit und den Nutzen eines solchen *); ängst- 
liche Seelen fürchten wohl auch, durch dessen Ernennung 
den Richter gegen sich einzunehmen; andere, die sich 
unschuldig fühlen, huldigen dem Vorurteil, die Unschuld 
bedürfe keines Verteidigers, oder glauben, man werde die 



') Über das Zusammen wirken von Armut und Mangel an Ein- 
sicht siehe: E. de Balogh, Mitteilungen der internationalen krimina- 
listischen Vereinigung, S. 118 : «L'inculpö sans fortune, par exemple, 
le mineur, l'orphelin abandonn^ qui n'a pas m&me. son pain quotidien 
assur^, ou bien le petit agriculteur et l'artisan qui ont amassä quel- 
ques centaines de francs pour leur vietllesse — on a beau leur ac- 
corder le droit de nommer un conseil — ils n'en nommeront pas, 
car ils n'en saiaissent pas I'utilitÄ ou ils n'ont pas les moyens pour 
le payer.» 
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Wahl eines solchen als Zeichen des Schuldbewusstseins 
auffassen. Wieder andere — der Fall ist unlängst im Kanton 
Bern vorgekommen — erklären unter dem Einfluss religiöser 
Ideen, ihre Schuld auf sich nehmen zu wollen, und ver- 
zichten deshalb auf Verteidigung. Ist es doch geschehen, 
dass melancholische Geisteskranke sogar die Schuld an- 
derer Personen auf sich nahmen. Nicht selten meinen 
auch Angeklagte, sie brauchten keinen Verteidiger, weil 
sie geständig seien '). Wer im stände wäre, sich hinein- 
zudenken und zu fühlen in die Lage und besonders in die 
oft so verworrene, in Halbdunkel getauchte Innenwelt der 
Angeklagten, würde gewiss noch manche nicht selten recht 
wunderliche Gründe anzufXlhren wissen, weshalb diese 
auf die Ernennung eines Verteidigers verzichten. Wie soll 
nun der Staat denjenigen herausfinden, den nicht solche, 
den nur sachliche Gründe von der Wahl eines Verteidigers 
abhalten y *) 

Wir kommen also zu dem Schlüsse: der Gesetzgeber 
sollte unterscheiden zwischen den gans leichten Straffällen, 
bei denen die Verteidigung durch Anwälte überhaupt aus- 
geschlossen ist, und den andern, die überhaupt nicht ohne 
Mitwirkung eines Verteidigers beurteilt werden dürfen *) *). 



') Hr. Dr. Lehmann, öffentlicher Verteidiger in St. Gallen, 
teilte mir mit, es korotne oft vor, dass Angeklagte meinten, aus 
diesem Grunde seiner nicht zu bedürfen. 

') Es könnte dies der Fall sein, wenn der Angeklagte ein 
Jurist wäre. Doch lohnt es wohl nicht, diese seltene Ausnahme im 
Gesetz zu berücksichtigen. 

") Über die Verteidigung Abwesender (Verteidigung im Kon- 
tumazial verfahren) siehe unten, § 12. Es kommen dabei verschie- 
dene Ausnahmen von den hier besprochenen Bestimmungen über 
die notwendige Verteidigung vor. 

*) Ähnliches fordert Cahn, S. 52: «Bei den Verhandlungen, 
in denen ein Vertreter der Staatsbehörde fungiert, erscheint die 
Beiordnung eines Verteidigers als Forderung des Anklagever- 
rahrens.> 
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b) Verteidigung notwendig aus besonderen Gründen. 

§ 4. 
Diese besonderen Gründe, aus welchen der Gesetz- 
geber auch ausser in den unter aj in § 3 besprochenen 
Fällen zuweilen die Mitwirkung eines Verteidigers anord- 
net, haben das Gemeinsame, dass sie alle in der Person 
des Beschuldigten eintreten und für diesen einen höheren 
Grad von Wehrlosigkeit gegenüber der Anklage bedingen. 

/, Haft des Beschuldigten. 
Die Verwertung der Haft als Grund für die Notwen- 
digkeit der Bestellung eines Verteidigers ist eine Eigen- 
tümlichkeit des französischen Rechts ; Prankreich, Loi sur 
l'assistance judiciaire du 22 I 51, art. 29, s. oben, S. 31. — 
Genf, CJp, 62, s. oben, S. 74. - Neuenburg, C P p, 174, 
s. oben, S. 73. — Früher auch Waadt, C P p, 286. Von den 
deutschen Kantonen hat nur Aargau und nur für einen 
speziellen Fall, Zuchtpolizeigesetz, Art. 78; s. § 3, Anm. 1, 
S. 26, von diesem Grund notwendiger Verteidigung Ge- 
brauch gemacht. 

//. Geisteskrankheit. 
Zürich, Entwurf, Art. 12fc, siehe oben, S. 29. — Tbur- 
gau, Anwaltsgesetz, § 12". Für Angeklagte, bei welchen 
die Zurechnungsfähigkeit in Frage kommt, muss in bezirks- 
gerichtlichen Fallen ein Anwalt, in den der bezirksgericht- 
lichen Kommission unterstellten ein Beistand ausserhalb 
des Anwaltsstandes als Verteidiger bestellt werden. — 
Tessin, C P p, 107, Zusatz 1. — Ausführlich und vorbild- 
lich regelt diesen Fall: Neuchätel, C P p, 177: «Un döfen- 
seur d'office doit fitre donn6 au pr^venu, lorsque le juge 
d'instruction se propose de placer ce dernier en Obser- 
vation pour I'examen de soh 6tat mental. Le döfenseur 
doit etre admis ä communiquer avec le pr^venu avant 
t'exöcution de cette mesure et ä pr(5senter ses observations. 
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Les rapports mödico-lögaux seront portös ä sa connais- 
sance et il pourra präsenter telles conclusions qui lui 
paraltront utiles pour la defense. Si elles ^taient rejetöes, 
il pourra recourir ä la chambre d'accusation.» — Deutsche 
St PO, 81. 

///. Taubkeit, Stummheit. 
Zürich, Entwurf, 12&, siehe oben, S. 29, in Anlehnung 
an deutsche St P 0, § 140. 

IV. Minderjährigkeit. 
Zürich, Entwurf, 126, siehe oben, S. 29. — Früher 
auch Thurgau, Gesetz betreffend das bezirksamtliche Vor- 
untersuchungsverfahren, Art. 42"', Die deutsche St PO, 
140, setzt als Grenze das vollendete 16. Altersjahr, Zürich 
E das Ende der Minderjährigkeit. 

V. Abwesettheit des Beschuldigten^ 
Siehe unten § 12. 



Wenn der Gesetzgeber sich nicht entschhesst, die 
notwendige Verteidigung in dem Umfange einzuführen, 
wie dies auf S, 41 angeregt wurde, dann kann es nur 
begrüsst werden, wenn er wenigstens für die hier ange- 
führten Fälle die Mitwirkung ein es Verteidigers vorschreibt. 

Der Fall der Untersuchung wegen Geisteskrankheit 
wird auch bei allgemeiner, notwendiger Verteidigung noch 
besonders ins Auge gefasst werde» müssen, weil da nach 
dem Beispiel von Neuenburg und Tessin der Verteidiger 
§0 zeitig, ernannt werden soll, dass er sich noch über den 
Beschluss betretfend die Untersuchung äussern kann, be- 
vor er gefasst wird. 

Minderjährige sollten auch im korrektioneilen Ver- 
fahren immer einen Verteidiger haben. Wenn zu fürchten 
steht, dass dessen Rede bei den Plaidoyers ungünstig auf 
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len Angeklagten wirken werde, können ja die Verhand- 
ungen in dessen Abwesenheit, aber im Beisein seines 
[esetzlichen Vertreters, geführt werden. Dieser letztere 
illein ist häufig ein ganz ungenügender Beistand. Ist er 
ler Vater, so wird er nicht selten als mitverantwortlich 
:rscheineii müssen, und man kann dann nicht von ihm 
irwarten, dass er sich selbst blossstellen werde, um den 
angeschuldigten zu verteidigen. Ist er ein Vormund, so 
pird er meist sich durch die Straftat des Mündels mehr 
»der weniger geschädigt, z. B. in seinem Ansehen beein- 
rächtigt fühlen und deshalb sich nicht zur Verteidigung 
ignen. 

De lege ferenda wäre den genannten Gründen hinzu- 
nfügen: 

1. Ein Verteidiger sollte stets dann zugezogen werden, 
i^enn der Angeschuldigte die Gerichtssprache nicht wie 
eine eigene beherrscht und kein Dolmetscher mitwirkt'), 
•"erner 

2. Grundsätzlich dann, wenn die Öffentlichkeit aus- 
;eschlossen ist. 



2. Bestellung eines Verteidigers für das 
Gericht fakultativ. 

§ 5- 
Die schweizerischen St P O kennen zum Teil Bestim- 
lungen, die, wie Art. 141 deutsche St P O, dem Gericht 

^) Siehe Köhler, S. 177. Schon die Verschiedeaheiten der Dia- 
!kte können unter Umständen eine Rolle spielen. Im bemischen 
)ialekt versteht man z, B. unter «stüpfen»: einen Fusstritt geben. 
)as entsprechende »stupfen» der St. Galler hat meines Wissens 
inen viel mildem Sinn: einen leichten Stoss geben (man denkt da- 
ei mehr an den Elleabogen), Ich habe in Bern einer Gerichts- 
erhandlung beigewohnt, eine Körperverletzung betreffend, wobei 
lir an Stelle des Angeklagten diese Verschiedenheit recht wohl 
ätte von Schaden sein können. 
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oder dessen Präsidenten die Ernennung eines Verteidigers 
freistellen. Die Verteidigung ist dann eine amtliche, ohne 
aber eine notwendige zu sein. So : 

Bern, V St S, 263 ' , siehe oben, S. 25 : «wenn sonst der 
Präsident der Kriminalkammer es notwendig findet». — 
Basel-Stadt, St PO, 69": <in andern (sc. Fällen), wo die 
Umstände es wünschbar machen». — Waadt, CPp, 505: ■ 
«Lorsque l'accusö n'a pas de d^fenseur, le pr^sident de 
la cour peut d'office et suivant les circonstances, lui en 
nommer un.» Ähnlich CPp, 516, und CPp, 433. Diese 
Bestimmungen sind gegenstandslos geworden durch Art. 2, 
L. sur le barreau, siehe oben, S. 33. - Zum allerwenig- 
sten eine Ermächtigung, einen amtlichen Verteidiger zu 
bestellen, enthält auch: Bund, BStPf, 49"i. — Nicht ganz 
freie Hand lässt Zug, Entwurf, Art. 45, s. oben, S, 27: 
«sofern nicht die Bestellung ganz überflüssig erscheint». — 
Im ersten Entwurf findet sich dieser Zusatz noch nicht. — 
JSiirich, G z R lässt mit Sicherheit darauf schliessen, dass 
fXir die Fälle, wo nicht nach G z R, 915, die Verteidigung 
notwendig, oder nach G z R, 1004 und 1037, die Bestellung 
eines amtlichen Verteidigers ausgeschlossen ist, das Ge- 
richt zur Ernennung- eines solchen berechtigt ist. 

Neben ausdrücklicher Ermächtigung zur Bestellung 
eines amtlichen Verteidigers finden sich aber auch aus- 
diilckliche Verbote eines solchen, — Zürich. G z R, 1004"': 
«Ein amtlicher Verteidiger soll dem Angeklagten nur ganz 
ausnahmsweise beigegeben werden^ (bezirksgerichtliche 
Fälle) und 1037: «Ein amtlicher Verteidiger darf einem 
wegen EhrverletzungAngeklagten nie beigegeben werden». 
Der Entwurf, Art. 293, sagt statt »nie» bloss noch «nur 
ausnahmsweise», - - Bern, V St S, 263", s. oben, S. 25. — 
Aus solchen ausdrücklichen Verboten lasst sich schliessen, 
dass in allen andern Fällen die Bestellung eines Vertei- 
digers mindestens erlaubt (wenn nicht notwendig) ist. 

Es bleibt die Frage, wie das Schweigen des Gesetz- 
gebers auszulegen sei, ob als Verbot oder Gestattung der 
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Ernennung. Wenn ein Gericht für einen bestimmten Fall 
in der Mitwirkung eines Verteidigers eine «sachgemässe 
Unterstützung seiner Tätigkeit » '), eine wUnschbare Arbeits- 
teilung erblickt^), so dürtte es meines Erachtens einen sol- 
chen ernennen aus dem Grunde, weil es berechtigt und 
verpflichtet ist, alles zu tun, was die Herstellung der ob- 
jektiven Wahrheit zu fördern geeignet ist '). 

Es ist zu wünschen , dass die St P O den Gerichten 
ausdrücklich das Recht zuweisen, dem Beschuldigten immer 
dann einen amtlichen Verteidiger zu bestellen, wenn sie 
dies für wünschenswert halten. 

II. Die Ernennung des amtlichen Verteidigers. 

§ 6. 
1. Wer bezeichnet den amtlichen Verteidiger? 

Bund. Allgemeines Verfahren. O G, 129, Präsident 
des Bundesstrafgerichts. — B St Pf, 49"', Präsident des 
Assisenhofes. — Militärstrafverfahren: Mil. StGO, 126«, 
Grossrichter. — Zürich. St PO, 915, Anklagekammer. — 
Entwurf, Art. 14": «Das Gesuch um Bestellung eines 
amtlichen Verteidigers ist in schwurgerichthchen Fällen 
der Anklagekammer, in bezirksgerichtlichen dem Gerichts- 
präsidenten zu übermitteln. Diese Gerichtsstellen be- 
zeichnen den amtlichen Verteidiger.» -- Bern. V St S, 
263', Untersuchungsrichter und Präsident der Kriminal- 
kammer. — Luzern. Bezeichnung im einzelnen Fall nicht 
notwendig, da ein öffentlicher Verteidiger vorhanden ist. 
St R V, 7, gewählt durch den Grossen Rat. S. unten, 
S. 50 ff. Uri. RJA, 8, Polizeidirektion. — Schwyz. V 

') Ausdruck von Cahn, S. 52. 

') Es kann z. B. mit dem Angeschuldigten leichter zu verhan- 
deln sein durch Vermittlung eines Verteidigers ; oder dieser kann 
skandalösen Vorgängen vorbeugen. Siehe Schott, S. 47. 

') Natürlich nur dann, wenn nicht etwa Anwälte überhaupt 
vom Verfahren ausgeschlossen sind. S. unten, S. 62. 
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VSt, 171, Verhöranit. — Obwalden. St P O, 147», Ver- 
hörarat. — Nidwaiden. St R V, 56 ' , Regierungsrat — St 
R V, HO", Verhöramt. — Glarus. Amtliche Verteidi- 
gungen fiihrt der öffentliche Verteidiger, bezeichnet durch 
den Regierungsrat. St PO, 24'", wenn nötig dessen Stell- 
vertreter von Fall zu Fall, bezeichnet durch das Kriminal- 
gericht, StPO, 24»^. — Zug. OG, 76, die Untersuchungs- 
behörde, die den betreffenden Untersuch beschliesst. — 
Entwurf, Art. 45, Verhörrichter. — Freiburg. C P p, 243 ' , 
Chambre d'accusation. — Solothurn. StPO, 208", Präsi- 
dent der Anklagekammer. — Basel-Stadt. StPO, Präsident 
des Kriminalgerichts. StPO, 116', Appellationsgerichts- 
präsident. ~ ßaselland. GVZSt, 8", Gericht. — St. Gallen. 
Der öffentliche Verteidiger wird durch den Grossen Rat 
gewählt. GKP, 22. — Graubünden. GVSt, 34, Aus- 
schuss. — Aargau. StPO, 310, Präsident des Schwurge- 
richts. — Thurgau. Anwaltsgesetz, § 11, Präsident des 
Geschwornengerichts, § 12, Bezirksgerichtspräsident. — 
Tessin. C P p, 57. Presidente della camera criminale; 
■ del tribunale di distretto. — W^aadt. Loi sur le barreau, 
2", President du tribunal compötent. -- Wallis. PPG, 
180. Untersuchungsausschuss. — Neuenburg. C P p, 174, 
President de la cour d'assises, auch für das Tribunal cor- 
rectionnel d'arrondissement — Genf. Cjp, 61 ", President 
de la Cour de justice, CJp, 218, 62. 

Die Auswahl wird durch die betreffende Amtsstelle 
nach freiem Belieben vorgenommen oder in Befolgung 
einer gewissen Reihenfolge — Kehrordnung — ä töur de 
röle — ; darüber s. im folgenden §. — Dem Beschuldigten 
gestatten einen EinSuss: Uri. RJA, 8. Siehe S. 32. In 
Kriminalfällen muss sein Wunsch berücksichtigt werden. 
— Graubünden. GVSt, 34. S. oben, S. 21, Anm. 2. «Ver- 
teidiger, bei dessen Ernennung die allfälligen Wünsche 
des Angeklagten möglichst zu berücksichtigen sind.» — 
Nicht zu vergessen, dass der Kanton Graubünden den 
Wahlverteidiger nicht kennt! — Glarus. StPO, 24 »i, 
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spricht von einem Ausstand des öffentlichen Verteidigers, 
auf den wohl die Beziehungen zwischen ihm und dem 
Beschuldigten von EinSuss sind. 

Ganz ausgeschlossen von jedem Einfluss auf die Aus- 
wahl eines amtlichen Verteidigers, zu dem er doch in ein 
ausgesprochenes Vertrauensverhältnis treten wird, sollte 
der Beschuldigte jedenfalls nicht sein. Es würde darin 
schon eine zu schreiende Benachteiligung gegenüber dem 
Bemittelten, der sich seinen Mann frei wählen kann, liegen. 
In der Praxis wird wohl auch auf besondere Verhältnisse 
billige Rücksicht genommen und berechtigten Wünschen 
Rechnung getragen werden. Dennoch sollte m. E. der 
Beschuldigte das Recht haben, eine Person als Vertei- 
diger aus denselben Gründen abzulehnen wie als Richter. 
Man könnte aber recht wohl auch so weit gehen und 
dem Beschuldigten stets den Verteidiger geben, den er 
wünscht '), es sei denn, dass dieser die Verteidigung 
nicht übernehmen will. Der einzige Übelstand dieses 
Verfahrens wäre, dass manche Anwälte ziemlich oft ge- 
wünscht würden. Er wäre beseitigt, wenn man diese, falls 
nicht so wie so die Reihe an ihnen wäre, nicht zur An- 
nahme zwingen würde *). 

') Siehe Vargha, S. 319; «Da die Bestellung prinzipiell als 
Ersatz der Wahl einzutreten hat, ist auch bei allen Fällen gericht- 
licher Bestelltmg auf den hinsichtlich einer bestimmten Person ge- 
äusserten Wunsch des Beschuldigten — tunlichst Rücksicht zu 
nehmen. Nicht unbegründete Ablehnungen eines Verteidigers mltssen 
seitens der Ratakammer Berücksichtigung finden.» Diese Auffas- 
sung ist de lege ferenda zu empfehlen. Ob sie de lege lata, wie 
sie gemeint ist, das Richtige trifft, ist allerdings fraglich. Betreffend 
die Deutsche St P O ( Vargha schreibt über die Osterreichische) sagt 
Cahn, S. 50; «Ein Recht auf Bestellung des Verteidigers, welchen 
der Angeklagte wünscht, besteht nicht. • 

•) Als Gegenstück zu dem im Text behandelten mag erwähnt 
werden die Bestimmung von § 213 der alten österreichischen St P O 
von 1853 (jetzige von 1873), wonach der Beschuldigte auch die Wahl 
seines Wahlverteidigers dem Gericht überlassen konnte. 
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2. Wer kann als amtlicher Verteidiger bestellt werden? 

In der Regel dürfen nur Rechtskundige mit der Füh- 
rung amtlicher Verteidigung betraut werden. Ausdrück- 
lich vorgeschrieben ist dies in: Zürich, Entwurf, Art. 13, 
nur im Kanton zugelassene Rechtsanwälte. — Bern. V St 
S, Art. 264", nur patentierte Advokaten oder Rechts- 
agenten. — Schwyz. VVSt, 171, im Kanton praktizierende 
Rechtsanwälte. — Zug. O G, 76. — Solothum. St P O, 
208, patentierte Fürsprecher. — Baselland. G V Z St, 8 ". 
— Thurgaa. Anwaltsgesetz, § 11. — Waadt. Loi sur !e 
barreau, 2"'. Avocat ou licenci6 en droit slagiaire. — 
"Wallis. PPO, 1841. Ausführlichere Bestimmungen stellt 
auf: Neuenburg. CPp, 179: <:La däsignation d'office sera 
falte par le prfisident ä tour de rOle selon Tordre du 
tableau matricule des avocats. 

Ne pourront etre dösignös: 

1" Les avocats qui remplissent des fonctions publiques 
incompatibles de fait ou de droit avec l'exercice du barreau. 

2" Ceux qui seront Äg^s de plus de soixante ans et 
qui demanderont ä etre döchargös de cette Obligation. 

3' Ceux qui, bien que maintenus sur le tableau n'exer- 
ceraient plus la profession d'avocat plaidant ou Consultant, 
si le fait est de notori^te publique.» 

Meist wird bei der Bestellung nach einer gewissen 
Reihenfolge verfahren: (ä tour de rOle — nach Kehr- 
ordnung — kehrweise). 

Ausnahmsweise bestimmt Thurgau, Anwaltsgesetz, 
§ 12", dass, wenn die Zurechnungsfähigkeit des Ange- 
klagten in Frage steht, in Fällen, die durch die bezirks- 
gerichtliche Kommission zu beurteilen sind, ein Beistand 
ausserhalb des Anwaltslandes als Verteidiger bestellt 
werden soll. Wahrend in den meisten Kantonen die be- 

t. Schweiz. R. IV. 4 
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stellten Verteidiger wechseln, hat eine kleine Zahl deutsch- 
schweizerischer Kantone 

die Institution des öffentlichen Verteidigers eingeführt, 
nämlich: Glarus, Luzern, St. Gallen '). 

Der öffentliche Verteidiger ist ein Beamter, der in 
Luzern und St, Gallen vom Grossen Rat (gesetzgebende 
Behörde), in Glarus vom Regierungsrat {vollziehende Be- 
hörde), in St. Gallen und Glarus auf 3, in Luzern auf 
4 Jahre gewählt wird. Luzern. St R V, Art. 7 — Glarus. 
St PO, 24'". — St. Gallen. G K P, 22. Er hat die Ver- 
teidigung dann zu führen, wenn sie notwendig und kein 
Wahlverteidiger vorhanden ist*). 

Für den Fall des Ausstandes oder der Verhinderung 
des öffentlichen Verteidigers hat in Glarus nach St PO, 
24"', das Kriminalgericht einen Stellvertreter zu ernennen. 
Die Ausstandsgründe werden wohl dieselben sein wie 
für die Richter, St PO, 6*); Luzern und St. Gallen wissen 
nichts von einem Ausstand des öffentlichen Verteidigers. 
Dagegen fasst Luzern den Fall ins Auge, dass mehrere 
Mitangeklagte der besondern Beschaffenheit des Straf- 
falles wegen nicht durch einen einzigen Verteidiger ver- 
beiständet werden können, und erlaubt dann die Bestellung 
besonderer Verteidiger. StRV, Art. 7"'. 

') Der Entwurf von Zürich behält in Art. 13 U dem Kantonsrat 
das Recht vor, auf Antrag des Obergerichts ein Amt der öftent- 
lichen Verteidigung zu schaffen- In Zug, O G, 75 und 76, wird der 
von Fall zu Fall zu ernennende amtliche Verleidiger 'öffentlicher 
Verteidiger» genannt. 

') Doch ist in Glarus der Unbemittelte nicht unbedingt auf den 
'öffentlichen Verteidiger angewiesen. Siehe Sporteintarif, § 16: 
•Ein Verteidiger, welcher wegen Armut des Verteidigten bei letz- 
terem nichts zu erheben vermag, ist nach geleistetem Ausweis hier- 
über gleich dem öffentlichen Verteidiger zu entschädigen.» 

•) Trotzdem St P O, 24 ni nicht auf St P O, 6 verweist, wie dies 
sonst regelmässig geschieht, wenn dieser Art. zur Anwendung kommt; 
vergl. St P O, 15, 19 ", ^ v. 
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Das Amt eines öfientlichen Verteidigers scheint eine 
Besonderheit des schweizerischen Rechtes zu sein '). Seine 
dogmatische Bedeutung ist gering; einen wesentlichen 
Unterschied macht es in dieser Hinsicht nicht aus, ob 
der Verteidiger für jeden Fall besonders, oder ob er für alle 
Falle gleich zum voraus bestellt werde *). Dagegen kommt 
dem öffentlichen Verteidiger eine praktische Bedeutung 
zu, die nicht unterschätzt werden darf. Eine Verteidigung 
gut zu führen ist nicht leicht und will gelernt sein. An- 
wälte, die nicht oft Gelegenheit haben, sich im Vertei- 
digen zu üben, pflegen in der Regel den einen oder andern 
Fehler zu begehen. Der eine will um jeden Preis mit 
Beredsamkeit glänzen, obwohl der Fall sich vielleicht gar 
nicht hierzu eignet. Ein anderer meint, er müsse alles 
bestreiten, auch das, was unbestreitbar ist, und schadet da- 
mit nicht nur dem Klienten, sondern dem ganzen Ver- 
teidigerstand, der infolgedessen in seiner Tätigkeit weniger 
ernst genommen wird. Dasselbe bewirken leider noch 
andere der Üblichen Fehler*). Wie bei jeder Kunst ist 

') Wenigstens ist mir nichts davon bekannt, dass es auch anders- 
wo bestünde. Es findet sich schon im luzeroischen Organisations- 
gesetz vom 6. I. 1853- 

') Andeutungen darüber, dass' etwa die Stellung des öffentlichen 
Verteidigers im Prozess eine bevorzugte wäre, sind nicht vorhanden. 

') Einer der geschmacklosesten unter diesen ist es, wenn der 
Verteidiger sich verleiten lässl, für die Galerie zu sprechen. Ich 
habe einen Fall gesehen, wo ein solcher sich sogar öfters von den 
Richtern ab und dem «Zuschauerraum» zuwandte; vergegenwärtigt 
man sich, was für ein Publikum diesen zu füllen pflegt («Verbrecher- 
studenten»), dann begreift man, dass es den Richter beleidigen 
muss, wenn er diesem zu liebe vernachlässigt wird. Jeder Gedanke, 
geschweige denn jeder Appell an die Tribüne, jeder Blick, um zu 
sehen, welchen Eindruck man dort mache, bildet ganz besonders 
darum einen schweren Verstoss, weil sich der Verteidiger damit 
gleichsam Bundesgenossen ausserhalb des Verfahrens sucht und 
so das leider ohnehin oft vorhandene Gefühl, als gehöre er eigent- 
lich nicht zur Rech tsprechungsra aschine, weckt und stärkt. Was 
muss ein ernster Richter von einem Verteidiger denken, der in 
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es auch beim Verteidigen damit durchaus nicht getan, 
dass die vorhandenen Kunstmittel in möglichster Menge 
und Intensität angewandt werden '). Der gute Vertei- 
diger sollte es nie dazu kommen lassen, dass der Richter 
denken muss, es sei ihm nicht vollständig ernst. Merkt 
dieser die Absicht, so wird er leicht verstimmt, und diese 
Verstimmung nährt in erster Linie -das auch bei uns 

dem Moment, wo er mit tönenden Phrasen um sich wirft, seinen 
Klienten verrät, um seinem Bureau Reklame zu machen ? Er mag noch 
so scharf der Anklage entgegentreten, der ehrenhafte Verteidiger 
darf dennoch keinen Zweifel aufkommen lassen daran, dass es auch 
ihm darum, und nur darum zu tun ist, der Rechtsprechung, der Ge- 
rechtigkeit zu dienen, und dass er sich in diesem Sinne mit den 
andern Beteiligten solidarisch fühlt. 

') Überhaupt wird auch bei uns von den Verteidigern viel zu 
viel gekünstelt. Weniger Kunst wäre oft mehr. Die Frage, wie 
sich der Verteidiger zur Rhetorik zu verhalten habe, gehört genau 
genommen nicht hierher; denn die Gesetzgebung wird sich kaum 
damit befassen wollen. Man darf aber nicht vergessen, dass das 
Verhalten der Anwälte zum Teil auch massgebend ist für die Stel- 
lung, die der Gesetzgeber ihnen anweist. — Vargha bespricht die 
«Rhetorik der Verteidigung» in 20 §§, S. Ki8— 730! Er überschätzt 
sie meines Erachtens ganz bedeutend. Fast immer geht der Kultus 
der Form auf Kosten der Sache, und wenn es heisst: Ars summa 
est artem celare, so muss diese höchste Kunst für die meisten not- 
gedrungen darin bestehen, überhaupt keine Kunst anzuwenden, 
d. h. zu verzichten auf den bewussten Gebrauch von Kunstformen. 
Nicht hinreissen und Überreden soll der Verteidiger wollen, sondern 
überzeugen, sich ein möglichst tiefes und umfassendes Verständnis 
des Falles aneignen und dieses, soweit es den Angeklagten ent- 
lastet, dem Richter mitteilen. Rein rhetorische Erfolge sind nicht 
seine Sache. Nicht nur deswegen, weil das Streben nach solchen 
nur selten zum Ziele führt, vielmehr meist schadet, sondern auch, 
weil solche Zufallserfolge nicht im Interesse der Rechtspflege liegen, 
dem auch der Verteidiger nicht mit Absicht zuwiderhandeln soll. 
Dazu kommt, dass erfahrungsgemäss dann auch die Staatsanwälte 
dem Haschen nach rhetorischen Erfolgen verfallen. Damit wird 
nur die Aufgabe des Richters erschwert, der sich nun, wenn er 
gewissenhaft sein will, auch noch damit beschäftigen muss, das 
Stichhaltige aus den Phrasen der Parteien zusammenzusuchen. 



i.y Google 



— 53 — 

sehr zählebige « odium defensorum>. Von der Achtung 
aber, die der Verteidigerstand geniesst, hängt auch wesent- 
lich die Bedeutung ab, die dem Verteidiger im Verfahren 
eingeräumt wird. — Es ist anzunehmen, dass die amt- 
lichen Verteidigungen bedeutend gewinnen dadurch, dass 
sie immer durch dieselbe Person geführt werden. Der 
öffentliche Verteidiger wird lernen, seine Tätigkeit den 
Verhältnissen eines jeden Falles anzupassen. Er wird 
nicht viel sagen, wo wenig zu sagen ist; um so mehr Ein- 
druck macht es, wenn er dort, wo es nötig ist, alle Re- 
gister spielen lässt; er wird sich die schwere Kunst an- 
eignen, sachlich und doch eindrucksvoll zu plädieren. 
Infolgedessen und auch wegen seiner Eigenschaft als 
ständiger beeideter Beamter wird er nicht mehr als ein 
Eindringling empfunden und mit scheelen Augen ange- 
sehen werden. Man wird seine Dienste, und damit die 
der Verteidigung überhaupt, schätzen lernen'); so wird 
der öffentliche Verteidiger zum Bahnbrecher für die rich- 
tige Auffassung der Verteidigung und für die richtige 
Stellung des Verteidigers. — Über die Rolle, die einige 
ein Amt der Verteidigung in der Untersuchung und auch 
ausserhalb desVerfahrens spielen lassen wollen, s.unten§25. 
Wie Überhaupt vom amtlichen Verteidiger (siehe 
§ 6), so muss auch vom öffentlichen Verteidiger verlangt 
werden, dass er nicht solchen Beschuldigten aufgezwungen 
werde, die ihm aus Gründen ihr Vertrauen nicht schenken 
wollen. . Es muss also sowohl Ausstand wie motivierte 
Ablehnung möglich sein. (Vergl. Glarus, St P 0, 24'".) 
Bei Interessenkollision zwischen mehreren Beschuldigten 
müssen mehrere Verteidiger mitwirken. (Vergl. Luzern, 
StRV, 7'".) 

') Besonders wird man auch erkennen, dass die Verteidigung 
derjenige Faktor in der Rechtsprechung ist, ' der sich unter Um- 
ständen am leichtesten der Besonderheit eines Falles anpasst und 
dann möglicherweise auch das Gericht dazu veranlasst, einen be- 
sondern Massstab anzulegen. 
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3. Pflicht zur Übernahme amtlicher Verteidigungen. 

Die Übernahme amtlicher Verteidigungen ist im allge- 
meinen Pflicht der patentierten Rechtsanwälte. 

Bestimmungen hierüber enthalten; Zürich. Anwalts- 
gesetz, § 8 (wenn nicht unmittelbar, so doch in analoger 
Anwendung). — Bern. Gesetz über die Advokaten, § 14. — 
Luzem. Pflicht des öffentlichen Verteidigers, St R V, 7. 
Organisationsgesetz, 148"'. StRV, 266". Siehe oben, 
S. 30. Anwaltsgesetz, § 7i. — Schwyz. VVSt, 171. — 
Glarus. St P O, 24"', Öffentliche Verteidigung. — Zug. 
OG, 76, 77. — Freiburg. CPp, 243 («chargds.). Avocats, 
licencißs en droit et procureurs. — Solothurn. St PO, 56". 
— Basel-Stadt. St P O, 69 "' : - vor den Gerichten auf- 
tretende Sachwalter.. Baselland. GVZSt, 8", prakti- 
zierende Rechtsanwälte. Früher nach Reglement vom 
24. IX. 1857. St. Gallen. G K P, 22, öffentliche Vertei- 
digung. — lliurgau. Anwaltsgesetz, §3, U. — Teasin. 
CPp, 58: «Ogni avvocato con patente deve assumere nel 
distretto del suo domiciho le difese d'uflicio, di cui 6 in- 
caricato. Sui motivi di un eventuale rifiuto decide la 
Camera dei ricorsi.» — Waadt. L. sur le barreau, § 11. — 
Wallis. PPO, 182. — Neuenburg. CPp, 180. Ausführ- 
liche Strafbestimmungen für den Fall der Weigerung. 
Ausnahmen von der Annahmepflicht CPp, 179. S. oben, 
S. 49. — Genf. Reglement sur l'exercice de la profession 
d'avocat, 8"i. — Bund. Mil. StPO, 128"'. Jeder rechts- 
kundige Offizier der Division, welcher das Gericht ange- 
hört. — Frankreich. Ordonnance du 20X1 1822, Art. 41. — 
Italien. CPp, 632 ' . Avvocati e procuratori patrocinanti. — 
Österreich. St P O, Art. 43 '). 

Ausnahmen von der Annahraepflicht lassen ausdrück- 
lich zu : 

') Siehe Vaygha, S. 328 ; Glaser- D, S. 235. 
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Zug. O G, 77 : * Der als amtlicher Verteidiger be 
zeichnete Anwalt kann die Wahl nur aus wichtigen Grün 
den ablehnen.. Solothum. St P O, 56"; Die Anklage 
kammer kann « aus erheblichen Gründen • dieser Pflichi 
entheben. — Tessin. C P p, 58. Siehe Seite 54. — Wallis. 
PPO, 182", Der Anwalt braucht nicht autzutreten gegen 
seine Verwandten und Verschwägerten, sowie gegen Per- 
sonen, deren mutmasslicher Erbe er oder seine Frau 
wäre. — Neuenburg. CPp, 180: *sans ex cuses legitimes», 
CPp, 179; s. oben, S. 49. — Glarus. Ausstand oder Ver- 
hinderung des Verteidigers St PO, 24''''. 

Auch wo die Annahmepflicht nicht im Gesetz aus- 
gesprochen wird, ist anzunehmen, dass eine solche bestehe. 
Das Gericht kann bei notwendiger Verteidigung doch 
nicht darauf angewiesen bleiben, von einem Anwalt zum 
andern zu laufen und ihn um Übernahme der Verteidigung 
zu bitten. Und, wenn nun keiner annehmen wollte, müsste 
der Fall dann unentschieden bleiben, da er ohne Vertei- 
diger nicht verhandelt werden darf? — Auch die Deutsche 
St PO spricht nirgends ausdrücklich von einer Annahme- 
pflicht. Sie war deshalb früher bestritten, wird aber jetzt 
als bestehend angenommen '). 

Interessante Ausführungen Über die Pflicht zur An- 
nahme flnden sich bei Vargha, S. 327 fl". Er spricht sich 
gegen dieselbe aus, einmal weil nicht jeder Rechtsanwalt 
das Zeug zum Verteidiger habe und es falsch wäre, 
einen solchen zu zwingen, der sich nicht dazu berufen fühle, 
ferner, weil Zwang zur Annahme nicht nötig sei. «Selbst 
vor den Revolutionstribunalen während der Schreckens- 
herrschaft haben die Beschuldigten der Verteidigung 
nicht entbehrt. Obwohl ein solches damals nicht selten mit 
Lebensgefahr verbundenes Amt niemand aufgedrängt wer- 
den konnte, mangelte es doch nie an Advokaten, die es 



') Siehe Köhler, S, 212, besonders Anm. 2, und Schott, S. 39. 
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freiwillig übernahmen.» Für unsere Verhältnisse sind 
diese Gründe freilich nicht zutreffend. Die Zahl der in 
Betracht faltenden Personen ist in manchen Kantonen 
ziemlich beschränkt; da liann man dann nicht so sehr 
darauf achten, ob einer sich zum Verteidiger berufen 
fühle. Auch ist manchmal, gerade für solche Fälle wie 
die der Schreckenszeit, recht gut, wenn der Verteidiger 
durch die Annahmepöicht gedeckt ist. Ihn unnötiger- 
weise einer Lebensgefahr auszusetzen, hat gewiss keinen 
Sinn. Immerhin sprechen die von Vargha angeführten 
Gründe dafiir, dass bei Bestellung vor allem diejenigen 
berücksichtigt werden sollten, die sich etwa freiwillig be- 
reit finden. Siehe Basel-Stadt. St PO, 69"': «Wenn sich 
in solchen Fällen kein freiwilliger Verteidiger zur Über- 
nahme der Verteidigung bereit erklärt etc.» '). 

Am einfachsten wird der Zufall, der, besonders wenn 
streng nach der Kehrordnung verfahren wird, das eine 
Mal dem Angeklagten einen tüchtigen, das andere Mal 
einen weniger tüchtigen Verteidiger zuteilt, ausgeschlossen 
durch Aufstellung eines öffentlichen Verteidigers. 

Mit der Pflicht zur Bestellung eines Verteidigers und 
derjenigen zur Annahme ist untrennbar \'erbunden die 
Pflicht zur Führung der Verteidigung*). Diese erfordert 
zum wenigsten Anwesenheit des Verteidigers bei der 
Hauptverhandlung. 



') Vergl. Österreich, St P O, 42": «An Orten, wo sich ein Advo- 
katenausschuss findet, steht diesem die Benennung der aus dem 
Stande der Advokaten und Advokat Urskandidaten zu bestellenden 
Verteidiger zu.» 

') Wäre überflüssig zu sagen, wenn nicht Frankreich, Code 
d'instr. crim., 294 (früher auch das preussische Gesetz vom 3. V. 52, 
Art. 22), die Spitzfindigkeit kennte, dass nur Bestellung notwendig ist. 
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III. Dauer der amtlichen Verteidigung. 

Die amtliche Verteidigung wird jedenfalls beendet 
durch das in Rechtskraft erwachsene Urteil '). Doch kann 
der Gesetzgeber ihr auch eine kürzere Dauer geben. 
Letzteres ist der Fall in Thurgau, Anwaltsgesetz, § 10, 
beschränkt unmiss verstand lieh die Notwendigkeit der Ver- 
teidigung auf das Schwurgericht. — Baselstadt, St P O, 
116': «Der Beurteilte hat auch in zweiter Instanz das 
Recht, sich durch einen selbst gewählten oder durch 
einen ihm vom Appellations(!)gerJchtspräsidenten geord- 
neten Verteidiger vertreten zu lassen etc.» Im Gegensatz 
hierzulassen andere Kantone erkennen, dass sie die amtliche 
Verteidigung bis zur Rechtskraft des Urteils ausgedehnt 
wissen wollen. — Luzern. St R V, 7 " , und Organisations- 
gesetz, 148 I", s. oben, S. 30 »). — Schwyz. V V St, 299. — 
St. Gallen. GKP, 185". ~ Waädt. Loi sur le barreau, 
2'"": «devant les tribunaux charg^s de l'administration 
de la Justice pönale». — Wohl auch Solothurn. St PO, 
336. — Genf. CJp, 456, — Glarus. Sportein tarif, § 15: 
«allfällige Verteidigung vor Obergericht inbegriffen». 
Wenn man die Bestimmungen wörtlich nimmt, gehören 
ferner hierher: Neuenburg. C P p, 174: «Dans les causes 
qui, etc.» — Wallis. Loi sur l'organisation judiciaire, art. 
71V : «En matifere criminelle.. — Baselland. G V Z St, 
§81; «In Kriminalföllen.> — Die deutsche St P 0, 140, be- 
schränkt die notwendige amtliche Verteidigung auf das 
Schwurgericht. Für weitere Instanzen würde nur noch 

') Mit Wiederaufnahme des Verfahrens lebt auch sie wieder 
auf. Siehe Köhler, S. 340 und S. 172. 

') Dass die Verteidigung notwendig sei in Polizeistraffäll.en, 
wenn sie vor Obergericht verhandelt werden, wäre eine sinnlose 
Besserstellung der leichtern Fälle gegenüber den schwerern, wenn 
nicht bei diesen die Notwendigkeit der Verteidigung auch in den 
Rechtsmittelinstanzen fortdauerte. 
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St PO, 141 (Möglichkeit amtlicher Verteidigung), An- 
wendung finden. 

Beim Schweigen des Gesetzgebers muss angenommen 
werden, dass die amtliche Verteidigung') bis zur Rechts- 
kraft des Urteils dauert. Dafür spricht einerseits die 
Analogie zur Wahlverteidigung, anderseits aber auch 
der Umstand, dass auch die Ratio der Bestellung, nämlich 
das Interesse des Staates an wirklich kontradiktorischer 
Behandlung des Falles nicht früher aufhört. 

Natürlich wird die amtliche Verteidigung aus beson- 
deren Gründen (Zurücknahme der Bestellung, Tod des 
Verteidigers, Wahl eines Verteidigers durch den Be- 
schuldigten) schon vorher beendet. Bis wann sie ohne 
solche, normalerweise, zu dauern habe, sollte im Gesetz 
ausdrücklich gesagt sein. 

§ 10. 
IV. Honorar des amtUehen Verteidigers. 

An wen hat sich der amtliche Verteidiger mit seiner 
Honorarforderung in erster Linie zu wenden, an den Staat 
oder den Klienten? 

Ohne weiteres bezahlt der Staat den Verteidiger in: 
Bern. Tarif in Strafsachen, II. XII. 52, Art. 14 und 15. 
— Uri. RJA, 3. — Glarus. Sporteintarif für den St P 
(erlassen 7. V. 99), § 15, auch § 16, s. oben, S. 50. — Zug. 
Gesetz über die Besoldung der kantonalen Behörden, 
Beamten und Angestellten, 30. III. 96, § 27. — Solo- 
thurn. St P O, 55 und 483. — St. Gallen. Gebührentarif, 
2. XII. Ol. — Thurgau. Anwaltsgesetz, § 15 c. — Tessin. 
CPp, 59. ~ Waadt. Loi sur le barreau, § 11'^. — 
Neuenburg. CPp, 178. — WalHs. PPO, 183: «Ist der 
Beklagte nicht im stände, den seinem Verteidiger ge- 

') Und mit ihr die Notwendigkeit eines Verteidigers. Wenn 
der amtliche Verteidiger in Wegfall kommt, ist sogleich ein neuer 
zu bestellen. Ebenso wenn die Mitwirkung eines Wahlverteidigers 
ohne Ersatz aufhören sollte. 
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bührenden Ehrenlohn zu bezahlen, so soll dieser seinen 
Beistand unentgeltlich leisten, ausser in dem Falle des 
Art, 180 (notwendige Verteidigung), in welchem dieser 
Ehrenlohn aus der Staatskasse bezahlt wird.» Ist jetzt 
wohl auf alle Fälle notwendiger Verteidigung, s. oben, 
S. 28, auszudehnen. — Freiburg. C P p, 243", d. h. nur, 
sofern in besonders schweren Fällen ein nicht am Sitz 
der Assisen wohnender Anwalt als amtlicher Verteidiger 
bestellt wird. Diesem bezahlt der Staat die Hälfte des 
Honorars und der Entschädigungen, auf die er nach dem 
Tarif Anspruch hatte. — Baaelstadt, St P O, 69 'V; «Das 
Gericht ist ermächtigt, den von Amts wegen aufgestellten 
Verteidigern angemessene Entschädigungen zu bewilligen, 
wenn die Übernahme solcher Verteidigungen sich öfter 
wiederholt, oder wenn dieselben besonders schwierig und 
zeitraubend sind,. — Aargau. St PO, 310"; -Im Falle der 
Angeklagte vermögenslos ist, trägt der Staat die Kosten 
der Verteidigung, die für jeden einzelnen Fall durch das 
Schwurgericht bestimmt werden,» Ob dieser Fall vorliege, 
wird während des Verfahrens schon festgestellt, denn nach 
St PO, Anhang, §7, entscheidet das Schwurgericht sofort 
nach dem Urteil über die Grösse der Entschädigung, — 
Ähnlich wohl Baselland. GVZSt, 8". 

Die Kosten, die der Staat sich dadurch verursacht, 
dass er den Verteidiger entschädigt, werden wohl in der 
Regel zu den Prozesskosten geschlagen und fallen damit 
bei Verurteilung wieder zu lasten des Angeklagten, 

Freiburg verlangt, ausgenommen die Fälle des C P p, 
243", von denen schon die Rede war, von dem amtlichen 
Verteidiger, dass er seine Dienste kostenlos leiste, falls 
der Beschuldigte ihn nicht entschädigen kann. — Die 
deutsche St PO, § 150, spricht nur dem zum Verteidiger 
bestellten Rechtsanwalt eine Entschädigung zu unter Vor- 
behalt des Rückgriffs*). 



') Siehe Kohler. S- 368; Vargha, § 3 
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In Österreich muss nach St P O, 393, der Beschuldigte 
die Kosten auch eines bestellten Vertreters selbst tragen. 
Nur dem Armen Vertreter werden auf sein Verlangen die 
nötig gewesenen und wirklich bestrittenen baren Auslagen 
aus dem Staatsschatze vergütet. Der Armenvertreter muss- 
aber als solcher zum voraus bezeichnet werden '). 

Die Ansätze, nach denen die amtlichen Verteidiger 
entschädigt werden, sind sehr verschieden hoch bemessen. 
Natürlich können die oft recht ausführlichen Sporteintarife 
hier nicht alle wiedergegeben werden. Aus einigen Proben 
wird man sich ungefähr ein Bild der Verhältnisse machen 
können. — In Uri bezieht der amtliche Verteidiger nach 
RJ A, 3, für die Verrichtungen vor dem Kantons- und 
Krimina! gericht eine Entschädigung von Fr. 5, vor den 
Bezirksgerichten Fr. 2. — Schwyz, Vor Kriminalgericht 
Fr. 6—12 (nach Ermessen des Gerichtes wird regelmässig 
das Maximum zugesprochen), vor Bezirksgericht Fr. 4, 
nach Verordnung über den Sporteintarif vom 5. III. 73, 
§ 1, Ziffer 10. — Glarus. Sporteintarif, 7. V. 99, § 15. 
Polizei- und Kriminalfälle Fr. 10 — 50. Erhöhung möglich 
durch besonderen Beschluss des Gerichts. — Aargau.- 
St PO, Anhang I, § 7. Fr. 15 — 60, einschliesslich aller 
Bemühungen und Auslagen. — Solothurn. St PO, 483: 
«Die nach §55 vom Staate zu entschädigenden Verteidiger 
von Angeklagten haben zu beziehen: 1. Im Falle der Ein- 
stellung der Untersuchung durch die Anklagekammer oder 
Zuweisung der Akten an den Polizeirichter (§2t3i'"-'") 
für ihre Mühewalt nebst anfälligen Reiseauslagen Fr. 5—20. 
2. Für die Verteidigung vor Schwurgericht unter Mit- 
wirkung, der Geschworenen mit Inbegriff aller Mühewalt 
und Auslagen Fr. 20—100. 3. Für Verteidigung vor 
Schwurgerichtshof ohne Zuziehung der Geschworeneo 
Fr, 10 — 30. 4. Für ein Kassationsgesuch nebst Vorstand 
vor Kassationsgericht Fr. 10 — 30. 5. Für ein Wiederaut- 



') Siehe Vargha, § 208. 
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nahmegesuch mit Vorstand vor Kassationsgericht Franken 
10—30.. 

Grössern Kantonen dürfte es unter Umstanden weniger 
Kosten verursachen, einen oder mehrere fest besoldete 
■öffentliche Verteidiger zu schaffen. Kleinere Kantone können 
diesen von Fall zu Fall entschädigen und ihn daneben als 
Anwalt praktizieren lassen. 



B. Der Watilverteidiger. 

§ II. 

I. Fälle der Wahl Verteidigung. Verbote der Ver-: 

teidigung dureh Anwälte. 

In der Regel ') ist es dem Beschuldigten gestattet, 
einen Verteidiger (wenn auch nicht immer für alle Stadien 
des Verfahrens) beizuziehen. Dies geht hervor aus: 

Bund. OG, 129; B St Pf, 49'" (siehe oben, S. 34) 
MilStGO, 126 (oben, S. 34), 107. — Zürich. GzR, 175, 
Verfassung, Art. 6'). — Bern. VStS, a09'. — Luzern. 
Verfassung, Art. 20. — UrL Verfassung, Art. 33 ; R J A, 
4". — Schwyz. VVSt, 171, 60, 298. — Obwalden. Ver- 
fassung, Art. 9 ^. — Nidwalden. Verfassung, Art. 64. — 
Glarus. StPO,86. — Freiburg. C P p, 306, 310', ersterer 
für Proc^dure devant les autorit^s de poIice, letzterer für 
Procödure devant lestribunaux correctionnels; betreffend 
Tribunal criminel und Cour d'assises vergl, das oben, S. 28, 
Gesagte. — Solothurn. St P 0, 53 =: Deutsche St P O, 

*) Eine Ausnahme macht GraubUnden, das die Wahlverteidi- 
gung nicht kennt, S. oben, S. 21, Anm. 2. 

') Vergl. GzR, 927IV: «Der Angeklagte hat persönlich zu 
erscheinen und darf sich nicht durch einen Verteidiger vertreten 
lasset*.» Der Zusatz ist überflüssig- Vorzuziehen wäre die Fassung 
-von GzR, lOO^iU; -Der Angeklagte ist ungeachtet der Beiziehung 
«ines Verteidigers zu persönlichem Erscheinen verpflichtet.» 
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§ 137'. — Baselstadt. 691', St P O; in zweiter Instanz 
St PO, 116'. Verfahren vor Polizeigerichr, 23. — Basel- 
land. GVZSt, 7, Verfassung, Art. 6^'. — Schaffhausen. 
Verfassung, Art. 8^": «Das Gesetz (dem Verfasser un- 
bekannt) wird die erforderlichen Bestitnmungen treffen, 
um die Verteidigung des Angeschuldigten zu sichern, 
immerhin ohne Beeinträchtigung der Zwecke der Straf- 
rechtspflege.» — Appenzell I.-Rh. Verordnung betreffend 
die Ausübung des Anwaltsberufes, §11. — Appenzell A.-Rh. 
St PO, 67"; Verfassung, Art. 30": -Das Recht der freien 
Verbeiständung vor Gericht ist grundsätzlich gewährleistet. 
Advokaten sind jedoch nur in denjenigen Prozessen zu- 
lässig, welche an das Obergericht gezogen werden können.» 

— St. Gallen. Verfassung, Art. 30'^, G K P, 21. — Aargau. 
St PO, 173; Ergänzungsgesetz, 7. VlI. 86, § 8 und § 1. 

— Thurgau. Gesetz betreffend die Organisation des Ge- 
richtswesens, 50"; Anwaltsgesetz, § 12 und 13. — Tessin. 
CPp, 56 (fast gleich Deutsche St PO, 137'}. — Waadt. 
Loi sur le barreaw, art. 2i. — "Wallis. P P O, 181. — 
Neuenburg. CPp, 174, 335. — Genf. CJp, 61, 390. 

Ausdrückliche Verbote der Mitwirkung eines Ver- 
teidigers finden sich nur für das Verfahren in Polizei- 
straffällen, und zwar in den folgenden Kantonen: Bern. 
VStS, 309"': «In gewöhnlichen Polizeifällen findet jedoch 
von selten des Angeschuldigten die Beiziehung eines Ver- 
teidigers nicht statt. Ausnahmsweise ist sie jedoch bei 
wichtigern Fällen zugelassen, wenn der Präsident oder 
auf dessen Weigerung die Anklagekammer es angemessen 
findet, oder wenn die Staatsanwaltschaft erklärt hat, dass 
sie der Verhandlung beiwohnen wolle, oder auch, ohne 
vorherige Ankündigung, wirklich beiwohnt (Art. 289), oder 
wenn die Zivilpartei einen Anwalt beizieht'}.» — Glarus. 
St PO, 191: «Der Verklagte verteidigt sich selbst-, bei 
polizeilichen Übertretungen. Dasselbe ist der Fall bei 

■ ') Siehe Monatsblatt für bernische Rechtsprechung, X, 69. 
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den leichteren Vergehen des § 7, St P (vergl. oben, 
S. 32), wenn der Beschuldigte dem Gerichtspräsidenten 
das Urteil überlassen will. — Baselstadt Verfahren vor 
Polizeigericht, 12: «... die Vertretung (und wohl auch Ver- 
beiständung, siehe §23, Verf.) der Parteien durch Anwälte ist 
ausgeschlossen.» — Aargau. Zuchtpolizeigesetz, § 43, 40 fl. 
Ausnahme : « wenn die Gegenpartei sich durch einen Ad- 
vokaten «vertreten» lassen darf». — Tessin. CPp, 320'": 
«AI dibattimento non fe ammesso l'intervento di avvocati 
patrocinatori e del procuratore pubblico.» Procedura per 
le contravvenzioni. — Wallis. PPO, 438, Polizeifälle. 

Advokaten lassen nicht zu : 

Appenzell A.-Rh. Verfassung, Art, 30", siehe oben, 
S. 62, in Prozessen, welche nicht an das Obergericht 
gezogen werden kOnnen. — Thurgau. Anwaltsgesetz, § 12: 
«Im korrektionellen Strafprozess hat jeder Angeklagte 
das Recht, sich selbst zu verteidigen oder durch einen 
Verwandten . . ., vor Bezirks- und Obergericht auch durch 
einen Anwalt verteidigen zu lassen.» 

De lege ferenda muss das Verbot der formellen Ver- 
teidigung im Polizeistrafverfahren unterstützt werden. 
(Die Gründe hierfür sind am Schlüsse des § 3 schon be- 
besprochen worden.) Allerdings muss zur Voraussetzung 
gemacht werden, dass dann auch die Staatsanwalt- 
schaft ausgeschlossen sei, wie dies in Bern, VStS, 309"', 
oben, S. 62, der Fall ist. Auch die Ausnahmen, die das 
bernische Gesetz dort aufstellt, entsprechen der Billigkeit. 
Dass auch Verwandte, sei es ohne weiteres, sei es mit Er- 
laubnis des Präsidenten, zugelassen werden, ist wünschens- 
wert. Es würde sich hierzu wohl eine weniger an das 
Odium defensorum und besonders advocatorum erinnernde 
Form finden lassen als die in Appenzell A.-Rh. und Thurgau 
angewandte'). Um Missverständnissen vorzubeugen, sollte 



') Man könnte z. B- Verwandte nur als •Beistandsper 
Beistände, zulassen, wie dies in der deutschen St P O, 149, geschieht. 
Siehe Köhler, S. 344. 
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der Ausdruck, der Beschuldigte dürfe sich durch einen 
Verteidiger »vertreten» lassen, nur dann gebrauchtwerden, 
wenn es sich um eine wirkliche Vertretung (in Abwesen- 
heit des Vertretenen) handelt •). 

§ 12. 

Die Verteidiguas im Verfahren gegen Abwesende 

(Kontumazialverfahren) 

steht zum Teil, in bezog auf Möglichkeit und Notwendig- 
keit formeller Verteidigung, unter besondem Regeln, die 
hier im Zusammenhang besprochen werden sollen*). Da 
finden sich ausdrückliche Verbote jeglicher Verbeiständung 
neben Gesetzen, die die Mitwirkung eines Verteidigers 
erlauben oder selbst vorschreiben. Auch der Mangel 
ausdrücklicher Bestimmungen ist nicht immer gleich aus- 
zulegen. 

Explicite verboten ist die Zuziehung eines Vertei- 
digers in: 

Tessin. C P p, 266: «escluso perö l'intervento della 
difesa». — Genf. C J p, 418 : ■ Aucun avocat ne peut prendre 
la defense du contumace.» Ebenso: Italien, CPp, 529, 
und Frankreich, 468'. 

Umgekehrt ist die Verteidigung ausdrücklich als not- 
■wendig erklärt in : 

Schwyz. VVSt, 344: «Die Verwandten des Ange- 
klagten können auf die Tagfahrt einen Verteidiger be- 
stellen; im Unterlassungsfalle wird ein solcher vom Ver- 
höramt bestellt.» Beinahe wörtlich stimmen hiermit 

') So gebraucht den Ausdruck : deutsehe St P O, 233, 322, 370, 
390; österreichische St PO. 23ö. Auch die Mehrzahl der schweize- 
rischen Gesetze hält sich an diesen Sprachgebrauch. 

^ Trotzdem nach der befolgten Einteilung die Bestimmungen 
über notwendige Verteidigung unter § 3, teilweise auch § 4, und die 
meisten andern unter § 11 falten mllssten. 
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überein: Obwatäen. St R V, 147 (einziger Fall notwendiger 
Verteidigung in diesem Kanton), und Nidwalden, StRV, 
110". — Claras. St PO, 168. Es wird ohne weiteres der 
öflfentliche Verteidiger bestellt. — Solothurn, St PO, 321, 
keine Wahlverteidigung. — St. Gallen. G K P, 207". Wahl- 
verteidiger oder öffentlicher Verteidiger. — In Österreich, 
St PO, 421, wird bei Untersuchung wegen Verbrechen 
oder Vergehen ein Verteidiger ad hoc bestellt. Diesem 
wird die Anklageschrift zugestellt, gegen die er Einsprache 
erheben kann. Das Verfahren wird nicht weitergeführt 
als bis zur Versetzung in Anklagezustand, Art. 422. Über 
das möglicherweise sich anschliessende Ungehorsamsver- 
fahren vergl. Art. 427 '). 

Nicht notwendig, aber erlaubt ist die Beiziehung eines 
V^erteidigers in: 

Wallis. 376". Ebenso: Deutsche St PO, 322. 

Wenn gesetzliche Bestimmungen über die Verteidigung 
im Kontumazialverfahren fehlen,'dann gelten imallgemeinen 
diejenigen des gewöhnlichen Verfahrens. Manche Gesetze 
enthalten immerhin Anhaltspunkte dafür, dass auch ohne 
ausdrückliches Verbot die formelle Verteidigung ausge- 
schlossen sei. So, wenn bei den Bestimmungen über die 
Hauptverhandlung vom Verteidiger nicht die Rede ist, 
wahrend sonst stets zum wenigsten gesagt wird, wann er 
sein Plädoyer halten könne. Dies ist der Fall in: 

Aargau. StPO, 367 ff. — Waadt C P p, 461"': «La 
partie civile et le minist&re public sontentendusetdöposent 
leurs conclusions par 6crit.» Dies trotz der schweren 
Folgen einer Verurteilung; vergl. C P p, 469" "■ '", wo- 
nach, nach Ablauf von 3 Jahren, ein neues Urteil: «ne 
peut porter que sur la peine*)* und C P p, 531: «Les 
jugements par d^faut ne peuvent etre soumis ä revision.» 



') Siehe Vargha, S- 601. 

') Ufld obgleich Art. 466 m sagt: «Les etFets civüs du jugement 
par d^faut sont en tous cas tnaintenus.' 
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- Baselstadt. St P O, 135. — Zürich. G z R, 910, 995. — 
rhurgau. GGG, 218 ff. — AppenzeU A.-Rh. St PO, 86 ff. 
rrolzdem nach § 87 ^ die Prozessverhandlung nur erneuert 
ivird, wenn der Justizvorstand das dahingehende Gesuch 
genügend begründet findet. — Uri. RJ A, 23: «Purgations- 
Tist» von einem Monat für korrektionelle Fälle. — Zug. 
Entwurf, 106. Gericht urteilt «nach Anhörung des Staats- 
inwalts und nach Einsichtnahme in allfällige Eingaben 
les Beschädigten etc.», also ohne Mitwirkung eines Ver- 
eidigers, sonst aber in den Formen des gewöhnlichen 
v'erfahrens, Entwurf, 102'" " >v. __ ßem. V Sl S, 493 ff. 
- Bund. Allgemeines Verfahren, B St Pf, 130—134. — 
dilitärstrafverfahren, Mii St G O, 166—167. — Luzcrn. 
JtRV 291'). 

Der Ausschluss des Verteidigers vom Kontumazial- 
?er fahren ist westschweizerischen, bezw. französischen 
Jrsprungs. Es liegt ihm wohl der Gedanke zu Grunde, 
lass die Gewährung eines Verteidigers eine Gnade sei, 
velche die Rechtspflege nur demjenigen erweist, der sich 
hr unterwirft (oder gezwungen ist, sich ihr zu unter- 
verfen), und die sie dem verweigert, der sich ihr entzieht. 
!)iese Begründung ist unstichhaltig deshalb, weil die Mit- 
wirkung eines Verteidigers nicht nur im Interesse des 
Beschuldigten, sondern ebensosehr in demjenigen der 
ierechtigkeit, der Rechtspflege selbst, liegt ; dies hier 
im so mehr, als der Beschuldigte selbst nicht im stände 
ät, sich zu verteidigen. Der Staat hat keinen Grund, 
ich eines Mittels, der Gerechtigkeit näher zu kommen, 
larum zu berauben, damit der Beschuldigte für seine 
'lucht möglichst empfindlich bestraft sei. Die Gesetz- 
;ebung kommt immer mehr davon ab, an den Beschul 
ligten Zumutungen zu stellen, die über das hinausgehen, 

') Nach StRV, 295, müsste für den unwahrscheinlichen Fall, 
aes ein Todesurteil per contumaciam gefällt würde, eine Ausnahme 
on St R V, 279 gemacht werden. 
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was man von einem Durchschnittsmenschen verlangen 
darf^). Sie darf auch nicht erwarten, dass der Beschul- 
digte eine Gelegenheit zur Flucht unbenutzt lasse. Jeden- 
falls aber kann das kein Grund sein, den Flüchtigen 
prozessual zu entrechten*)*). 

Ausschluss oder Zulassung des Verteidigers für den 
Kontumax sind von verschiedener praktischer Bedeutung 
darum, weil die Folgen des Kontumazialverfahrens ver- 
schieden schwere sind. In Deutschland z. B, darf eine 
Hauptverhandlung und Verurteilung nur in ganz gering- 
fügigen Fällen, St P 0, 319 1, siehe Anmerkung 2, erfolgen. 
Auch Österreich beschränkt den Kreis der Fälle, in denen 
es zum Urteil kommen kann, St P O, 427, Aus der Schweiz 
ist dem Verfasser nichts von derartigen Beschränkungen 
bekannt. — Das Kontumazialurteil wird nach Möglichkeit 

') Z- B., dass er zu seinem Nachteil aussage. 

') Interessante Darstellung und Kritik des Kontumazialver- 
fahrens bei Zachariae 11, S. 375. Er kommt zu dem Schlüsse, «dass 
bei einer konsequenten Festhaltung des Grundprinzips des Straf- 
prozesses ein Kontumazial verfahren — unter Verurteilung des 

in der Haupt Verhandlung nicht gegenwärtigen Angeklagten als 
durchaus verwerflich betrachtet werden muss, oder doch nur in den 
Fällen adoptiert werden kann, in welchen die Art des Vergehens 
und der Strafe, wie bei den — — — Übertretungen, die Adoption 
des Prinzips des Versichts als unbedenklich erscheinen lässt> 
(S. 391—92). Die deutsche St P O hat sich diesem Grundsatz ange- 
schlossen; §319i; «Gegen einen Abwesenden kann eine Hauptver- 
handlung nur dann stattfinden, wenn die den Gegenstand der Unter- 
suchung bildende Tat nur mit Geldstrafe oder Einziehung allein 
oder in Verbindung miteinander, bedroht ist.» Die Anwesenheit 
des Beschuldigten ist nur deshalb nötig, damit er sich verteidigen 
könne. Ist er abwesend, so kann das Verfahren darum nicht vor 
sich gehen, weil er sich nicht wirksam genug verteidigen kann. 
"Wir aber in der Schweiz schreiten nicht nur dennoch zum Urteil, 
wir entziehen dem Abwesenden auch noch den Verteidiger 1 

') S. Planck, S. 486: «Die Ausschliessung desselben (des Ver- 
teidigers) erscheint als eine ungerechtfertigte Härte, wenn einmal 
ein Verfahren in der Sache selbst mit dem Zweck einer definitiven 
Verurteilung zugelassen wird.» 
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Bestimmungen sind meist vor- 
nan des Verurteilten nachtrkglicli 
er sich selbst stellt, sei es, dass er 

wird. In der Regel fällt dann 

dahin, wenn der Verurteilte da- 
In Genf geschieht dies sogar 

p, 428: «Varrfit prononc^ contre 
Iroit ainsi que Tordonnance de 
issises et il est proc^d^ ä son 
aire')». Ebenso Frankreich, Code 
6. — Wallis, P P O, 382, verlangt 
, sondern vielmehr ausdrückliche 
Dagegen filllt in Waadt und 
ntumazurteil bei Protest des Be- 
eiteres dahin, 
folgendes zu empfehlen : 
eit des Beschuldigten infolge des 
ipsum prodere tenetur, nur im 
erteidigung erforderlich ist, so 
Sit jedenfalls nichts an seinem 
[uell auch amtliche Verteidigung, 
esenheit und infolgedessen er- 
n Grund, die Mitwirkung eines 
;u erklären auch wo sie es nicht 
Zum wenigsten soll deutlich ge- 
in Kontumazialfällen die formelle 
wendig oder ausgeschlossen sei. 

ich, für kritnineHe und korrektionelle 
amazial verfahren. Nur die Abwesen- 
:rbrechens wird als «contumace» be- 
rektionellen Fällen erfolgt ein «juge- 
innert 2 Wochen Einsprache {<oppo- 
CJp, 432ff. Nachher erfolgt Wieder- 
r noch bei Vorhandensein einer «ex- 
Verlahren siehe Zachariae U, S. 381 
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II. Die Ernennung des Wahlverteidigers. 

§ 13. 
1. Wer bezeichnet den Wahlverteidiger? 

d. h. durch wen kann die Wahl eines Verteidigers mit 
Gültigkeit flir das Gericht vorgenommen werden? Jeden- 
falls vor allem durch den Beschuldigten selbst. Er darf 
darum von der Wahl nicht ausgeschlossen sein, weil der 
Verleidiger eben der Mann seines Vertrauens sein soll. 
Selbst wenn er zivilrechtlich nicht handlungsfähig ist, 
kann er seinen Verteidiger selbst bezeichnen '). Ein durch 
den gesetzlichen Vertreter eines Beschuldigten ernannter 
Verteidiger muss jedenfalls dann anerkannt werden, wenn 
der Beschuldigte der Wahl zustimmt. Stillschweigende 
Zustimmung (z, B. dadurch, dass er nicht selbst eine Wahl 
vornimmt} genügt. Bei Widerspruch zwischen dem Be- 
schuldigten und seinem gesetzlichen Vertreter ist grund- 
sätzlich des erstem Wille ausschlaggebend. Nur wenn das 
Gericht den durch diesen gewählten Verteidiger als unge- 
nügend befähigt erachtet '), kann es den Beschuldigten 
zur Wahl eines andern anhalten. Noch mehr; das Gericht 
hat gegebenenfalls auch darüber zu entscheiden, ob der 
Beschuldigte überhaupt im stände sei, vernünftig zu wählen. 
Der Grund zu diesen Befugnissen des Gerichts liegt darin, 
dass mit dem Beschuldigten auch der Staat ein Interesse 
hat an der Wirksamkeit des Verteidigers. — Ein selb- 
ständiges Recht, einen Verteidiger für den Beschuldigten 
zu wählen, wird man mit Köhler, S. 172, Nr. 5, auch den 



') Köhler, S. 170; Schott, S- 50. Der letztere scheint zu be- 
zweifeln, ob ein Handlungsunfähiger darch die Wahl sich ver- 
mögensrechtlich verpflichte. Dies ist aber meines Erachtens des- 
halb zweifellos zu bejahen, weil sonst das Wahlrecht des Handlungs- 
unfähigen illusorisch würde. 

') Der Fall ist besonders leicht denkbar in Kantonen, die jeden 
Aktivbtirger als Wahlverteidiger zulassen. 
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Dritten zugestehen müssen, die vermögensrechtlich für 
das Delikt haften müssten '). Ebenso kann dem, gesetz- 
lichen Vertreter durch positive Rechtsvorschrift ein selb- 
ständiges Wahlrecht eingeräumt sein *). — Verwandte 
oder Angehörige können als solche einen Verteidiger 
nur dann wählen, wenn der Beschuldigte abwesend ist 
(Kontumazial verfahren) und wenn er, muss man wohl 
hinzufügen, nicht selbst eine Wahl vornimmt. S. Obwalden, 
StRV, 147". Schwyz, VVSt, 344. Nidwaiden, St PO, 
110". Vermutlich auch St. Gallen, G K P, 207". 

§ 14. 
2. Belehrung des Beschuldigten über sein Wahlrecht. 

Es ist oben, S. 20 und S. 37, der Grundsatz aufgestelh 
worden, der Staat müsse, um der Gerechtigkeit willen, 
die Verteidigung so organisieren, dass sie, von Zufällig- 
keiten in der Person und den Verhaltnissen des Ange- 
klagten unabhängig, möglichst dem Wesen des Falles ent- 
sprechend zur Geltung komme. Daraus ergibt sich auch, 
dass die Ausübung eines Verteidigungsrechtes überhaupt 
und ebenso der Zeitpunkt, in dem oder von dem ab das 
Recht ausgeübt wird, nicht davon abhängen soll, ob der 
Beschuldigte zufällig von diesem Recht Kenntnis habe 
oder nicht "). Darum muss er grundsatzlich auf seine 

') Dieser Fall dürfte eine der Ausnahmen bilden, die nach 
dem G z R, § 176, Zürich, von der Regel gemacht werden können, 
dass für dieselbe Partei nicht mehrere Personen das Wort führen 

') So deutsche St P O, 137n: «Hat der Beschuldigte einen ge- 
setzlichen Vertreter, so kann- auch dieser selbständig einen Vertei- 
diger wählen.- Mit Glaser II, S- 249, und Köhler, S. 171, und gegen 
John, Kommentar I, S. 974, nehme ich an, dass der gesetzliche Ver- 
treter die Wahl vornehmen könne, auch nachdem Bestellung eines 
amtlichen Verteidigers erfolgt sei. 

') Und ob er den Mut besitze, den Untersuch ungsbeamlen oder 
den Gerichtspräsidenten über sein Recht zu befragen. 
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Rechte aufmerksam gemacht und ihm nötigenfalls auch 
eine kurze Beiehrung über diese erteilt werden, so dass 
er wenigstens der Hauptsache nach weiss, um was es 
sich handelt, und nach sachlichen Gründen sich entschliessen 
kann '), Wenn der Akkusationsprozess dem Beschuldigten 
Rechte gibt unter der Voraussetzung, er werde sich ihrer 
zu bedienen wissen (wo bliebe sonst dessen Parteistellung?), 
so muss er dafür sorgen, dass die tatsächlichen Verhalt- 
nisse dieser Voraussetzung zum wenigsten nicht Hohn 
sprechen. Belehrung des Beschuldigten über seine Rechte 
ist auch ein Minimum dessen, was die Gleichheit aller 
vor dem Richter fordert; denn diejenigen, die in Gefahr 
sind, aus Unkenntnis ihrer Rechte verlustig zu gehen, 
sind in der Regel dieselben, die nicht für einen Vertei- 
diger zu sorgen vermögen, sind dieselben, denen ihre 
Armut und Kenntnislosigkeit sonst immer im Wege steht 
und die deshalb eher einen verstärkten als einen geringem 
Schutz durch die Prozessordnung verdienen. Wenn die 
Gerichte bei diesen Belehrungen mit der nötigen Gewissen- 
haftigkeit verfahren wollten, wenn sie sich zum Ziel setzen 
würden, dadurch dem Beschuldigten, und wenn er noch 
so beschränkt wäre, die sachgemässe Führung seiner 
Parteirolle zu ermöglichen, sie würden diese Belehrungen 
bald als eine umständliche und lästige Pflicht empfinden 
und mit Freuden den begrüssen, der ihnen diese Bürde 
abnimmt, den Verteidiger. Denn wenn der Beschuldigte 
einen Verteidiger hat, dann darf das Gericht annehmen, 



') Ganz allgemein hat diesen Grundsatz aufgei 
österreichische StPO in § 3; «Alle in dem Strafverfahren tätigen 
Behörden — ^ — sind verpflichtet, den Beschuldigten, auch wo es 
nicht ausdrücklich vorgeschrieben ist, über seine Rechte zu belehren.» 
Vorgeschrieben ist es z. B. StPO, 41 (<Recht, sich eines Vertei- 
digers zu bedienen»), StPO, 20811 (Recht, gegen die Anklage- 
schrift Einspruch zu erheben}, St P 0, 209, St PO, 2-15 (Recht, sich 
zu äussern zur Anklageschrift und den gegnerischen Beweismitteln), 
St P 0, 268 (Rechtsmittel), St P 0, 397. 
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dieser ihn genügend über seine Rechte aufklaren 
e. Eine Belehrung freihch wird auch dann noch das 
;ht oder der Untersuchungsbeamte geben müssen, 
ber nämlich, dass und von wann an ein Verteidiger 
sogen werden dürfe. Sie soll so seifig gegeben wer- 
dass die Aufstellung eines Verteidigers noch möglich 
ir den Zeitpunkt, von dem an dessen Mitwirkung ge- 
t ist •). Prosesshandlungen, die nicht dringlicher 
r sind, sollten so lange verschoben werden, bis der 
huldigte für einen Verteidiger sorgen konnte, wenn 
essen Anwesenheit bei der betreffenden Handlung 
:cht. Wo in den schweizerischen St P O eine Beleh- 

über das Recht zur Wahl gefordert wird, geschieht 
ider meist nicht in Anwendung des eingangs dieses 
graphen aufgestellten Grundsatzes, sondern wesent- 
leshalb, damit Klarheit darüber geschaffen werde, ob 
esteUung eines amtlichen Verteidigers erfolgen müsse. 
m wird die Belehrung auch nicht dann vorgenommen, 
zuerst die Mitwirkung eines Wahlverteidigers in 
E kommt, vielmehr erst kurz bevor die Bestellung 

amtlichen Verteidigers notwendig würde. Die Be- 
ng schreiben vor die folgenden Gesetze *) '} : 

) Über die Notwendigkeit dieser Belehrung vergl. auch Scholl, 
«Die meisten Beschuldigten wissen von dem Rechte, einen 
idiger wählen zu dürfen, und von dem Zeitpunkt, in welchem 
1 wählen sollten, in der Regel nichts, und so werden sie häufig 
er Nachricht, dass ihnen ein Verteidiger bestellt worden sei, 
ischt und haben, wenn sie auch gewillt wären, einen Vertei- 
zn wählen, nicht mehr den Mut und die Energie, an Stelle 
;stellten Verteidigung die Wahl Verteidigung zu setzen.» Der 
itbare Stil ändert nichts an der Richtigkeit dieser Behauptung. 
) Wir bedienen uns damit folgender Abkürzungen: Möglich- 

Möglichkeit der Mitwirkung, also nicht nur Möglichkeit der 

die meist von Anfang an vorhanden ist, eines Wahlver- 

;rs tritt ein im — Notwendigkeit = Notwendigkeit eines amt- 

Verteidigers vom — (z- B. Überweisungsverfahren) — an. 
es über den Zeitpunkt, von dem ab die Mitwirkung eines Wahl- 
ligers möglich und die Bestellung eines amtlichen Verteidigers 
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Bund. Allgemeines Verfahren. OG, 129. Belehrung: 
im Zwischenverfahren ; Möglichkeit : wohl auch erst im 
Zwischenverfahren. Vergl. (B St Pf, 49 " und 50 ") ; Not- 
wendigkeit : Zwischen verfahren (BStPf, 49'"). Belehrung 
schreibt auch vor B St Pf, 49 '". — Müitärstrafverfakren. 
Mil.StGO, 120: «Vom Schlüsse der Voruntersuchung an 
ist der Beschuldigte berechtigt, sich des Beistandes eines 
Verteidigers zu bedienen. Der Untersuchungsrichter hat 
ihn hiervon zu benachrichtigen.» Hier scheint die rich- 
tige Auflassung massgebend gewesen zu sein. Die Be- 
lehrung wird wiederholt im Zwischenverfahren: Mil. St 
GO, 126', wo dann mangels Wahl Bestellung eines amt- 
lichen Verteidigers notwendig ist. — Zürich. G z R, 915. 
Belehrung im Zwischenverfahren; MögHchkeit: schon in 
der Untersuchung (GzR, 784); Notwendigkeil im Zwischen- 
verfahren (GzR, 915), Entwurf, 14', «am Schlüsse des 
ersten Verhörs», und »in allen Fällen, da amtliche Unter- 
suchung eintreten kann», also wohl mit richtiger Auf- 



notwendig wird, s. unten, § 17. — Die Zeitpunkte können vielfach 
nicht mit vollster Genauigkeit festgestellt werden. Wir werden 
uns im folgenden stets der Einteilung des Verfahrens in folgende 
Stadien bedienen: 1. Untersuchung, endet mit dem Moment, wo 
es sich nicht mehr um die Sammlung der Beweismittel, sondern 
um die Beurteilung des Untersuchungsresultats handelt. 2. Über- 
weisungsverfahren, endet mit Überweisung, kann eine Ergänzung 
der Untersuchung umfassen. 3. Zwischen verfahren, enthaltend die 
Vorbereitungen zur Haupt Verhandlung. 4. Haupt Verhandlung. Be- 
treffend das Überweisungsverfahren ist zu bemerken, dass nach 
der gegebenen Umschreibung zu ihm auch schon die Verhandlungen 
über Schluss der Untersuchung (Abfassungeines sogenannten Schluss- 
berichts; Schlussverhör unter Umständen, nämlich dort, wo es seine 
ursprüngliche Bedeutung eines überraschenden Überfalls mit dem 
ganeen Belastungsmaterial verloren hat) gerechnet werden. 

') Als Belehrung über das Wahlrecht sind natürlich alle die 
Handlungen betrachtet worden, durch die der Beschuldigte auf sein 
Recht aufmerksam gemacht wird, also z. B. auch die Aufforderungen, 
einen Verteidiger zu wählen, Anfragen, wie es der Beschuldigte 
in betreff seiner Verteidigung gehalten wissen wolle, etc. 
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keif. Untersuchung (E 15). Notwendigkeit: 
en (E 213. wo die Aufforderung zur Wahl 
. - Bern. VStS, 2631, Belehrung im 
en ; Möglichkeit aber schon im Überwei- 
VStS, 246); Notwendigkeit im Zwischen- 
., 263). — Luzern. StRV, 174, Belehrung 
sverfahren, d, h. am Schluss der Unter- 
ie Möglichkeit und Notwendigkeit ist wohl 
kt massgebend. — Schwyz. V V St, 171, 
lerw^eisungs verfahren ; auch sonst wie bei 
alden. StRV, 73, im Zwischenverfahren, 
wird dem Angeklagten «vermerkt», dass 
Stunden zu melden habe, wenn er einen 
die Schranken bringen wolle ^). Zuweilen 
dies geschieht, die Mitwirkung des Staats- 
meines Wissens einzig dastehende Bestim- 
keit und Notwendigkeit beginnen ebenfalls 
ihren (StRV, 75, 147", notwendige Ver- 
Kontumazialverfahren). — Nidwaiden. St 
:hrung am Schlüsse der Untersuchung 
ch StRV, HO"). Möglichkeit und Not- 
1 unmittelbar darauf ein (StRV, 56'). — 
16; «Während der Voruntersuchung» er- 
ng. Möglichkeit und Notwendigkeit treten 
;verfahren ein (St PO, 94, 98, 99). — Zug. 

u" in Fällen, wo der Staat vorderhand von der 
1 den Staatsanwalt Umgang nimmt- Zweck der 
festzustellen, ob ein Verteidiger gewählt werde 
der Staatsanwalt doch noch klagend auftreten 

Angeklagten mitgeteilt würde,' die Wahl eines 
die Mitwirkung des Staatsanwalts zur Folge, 
lese Bestimmung von unserm Gesichtspunkt aus 
wenden. Wenn man aber die St P O von Ob- 
V, 15, Ziffer 2!), kann man kaum Zweifel hegen 
lieser Bestimmung das odium defensorum zu 
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E 45, Bestellung eines Verteidigers für den Beschuldigten, 
«sofern es dieser nicht selbst tun kann> im Überweisungs- 
verfahren; Möglichkeit und Notwendigkeit in demselben 
Stadium. — Solothurn.StPO, 163'^'. Belehrung am Schlüsse 
des ersten Verhörs ; also richtige Auffassung; Möglichkeit 
tritt dann sofort ein, Notwendigkeit im Zwischenverfahren 
(St PO, 208")- Belehrung wird dann wiederholt. — Basel- 
stadt. St R O, 69 '. Belehrung im Zwischen verfahren. 
Möglichkeit und Notwendigkeit eben dann. ~ St. Gallen. 
GKP, 119: * am Schlüsse der Untersuchung»; Möglichkeit 
von dann ab (GKP, 21); ebenso Notwendigkeit. — Tessin. 
C P p, 167": «Coir intimazione dell' atto di accusa», also 
im Zwischenverfahren; Möglichkeit schon in der Unter- 
suchung; Notwendigkeit im Zwischenverfahren (C P p, 
57). — Waadt. CPp, 83: <AvantIaclOturedel'enquete...» 
In der Regel kann der Verteidiger erst im Überweisungs- 
verfahren zur Mitwirkung gelangen. Wenn aber der Staats- 
anwalt an gewissen Untersuchungshandlungen (Verhören) 
teilnehmen will, muss auch der Verteidiger zugelassen 
werden. Der Juge informateur muss dies dem Verteidiger 
anzeigen. Wenn aber kein Verteidiger vorhanden ist? 
Nach der ratio des Gesetzes muss er dann dem Beschul- 
digten von dieser Befugnis eines allfölligen Verteidigers 
Mitteilung machen. Siehe C P p, 169; Notwendigkeit im 
Zwischen verfahren (C P p, 286). — Genf. CJp, 61. Be- 
lehrung während der Untersuchung; Möglichkeit ebenfalls; 
Notwendigkeit im Zwischen verfahren. 

Deutschland schreibt keine Belehrung vor. Die Folge 
hiervon kennzeichnet Schott, S. 49, in dem in Anm. 1, 
S. 72, angeführten Passus. ~ Frankreich CJ er, 293'), 
und Italien, C P p, 456, verlangen allerdings Mitteilung, 
aber nur, wenn die Verteidigung eine notwendige ist. — 
Anders und richtiger Österreich, St P O, 41, und St PO, 
3. S. Anm. 1, S. 71. 

') Anders nach der Loi Constans, Art. 3, s. unten, S. 145. 
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!renda wären zu beachten : § 3 der öster- 
'O. s. Anm. 1, S. 71; ferner das auf S. 75 
ne Belehrung freilich » und « Handlung 

gte. 

§ 15. 
nn als Verteidiger gewählt werden? 

mungen darüber, wer als Verteidiger ge- 
könne, lassen sich in zwei Gruppen zu- 

idiger können nur rechtskundige Personen') 

jidiger kann jeder ehrenfäbige Aktiybürger 
letztem Fall muss bisweilen noch unter- 
n, ob es berufsmässig geschieht oder nicht. 
. B. zwar dem Beschuldigten grundsätzlich 
Dritten mit seiner Verteidigung zu be- 
wälten aber das berufsmässige Verteidigen 
irhält damit das Gericht das Recht, ge- 
untersuchen, ob berufsmässige Ausübung 
icht, und wenn ja, die betreffende Person 
n. Ausnahmsweise können auch nach 
n der ersten Gruppe Rechtsunkundige, 
lit besonderer Erlaubnis des Gerichts, als 
vählt werden. 
Gruppe sind zu zählen: 
mwaltsgesetz, § 11. Aber nur fUr schwur- 
chen muss der Verteidiger rechtskundig 
ektionellen Strafprozess sind auch rechts- 
könnte man statt dessen sagen, wenn nicht auch 
Rechten, die <stagiaires> hin zukämen. 
lige, die nicht (thurgauische) Rechtsanwälte sind, 
■ mit besonderer Bewilligung der Kriminalkammer 
iftreten. 



i.yGoogIe 



— 77 — 

unkundige nähere Angehörige zugelassen (§ 12), — Tessin. 
C P p, 56 : «... difensore scelto fra gli avvocati del Can- 
tone.» — Neuenburg. CPp, 174. Verwandle und Freunde 
sind nur mit Erlaubnis des Gerichts zugelassen. — Ziem- 
lich sicher gehört Obwalden, Art. 9^' der Verfassung 
(«der Angeklagte kann seine Verteidigung selbst oder 
durch einen von ihm ausser der StrafbehOrde frei ge- 
wühlten Anwalt führen^), nicht hierher, trotz des Ausdrucks 
«Anwalt». 

Im Gegensatz zu den erwähnten Rechten lassen jeden 
Aktivbürger als Verteidiger zu die folgenden Kantone : 

Zürich. GzR, 175. Berufsmässig verteidigen dürfen 
aber nur patentierte Rechtsanwälte. — Bern. V St S, 
264"). ~ Luzem. StRV, 174. Siehe auch: Gesetz «her 
die Ausübung des Advokatenberufes, §§ 5 und 10. — Uri. 
Verfassung, Art. 33. — Freiburg. CPp, 243™. ~ Solo- 
thurn. St PO, 56. — Baselland. G VZSt, 7. — AppenzeU 
A.-Rh. Verfassung, Art. 30". — Wallis. P P O. 181. Der 
Verteidiger muss wenigstens «achtbar» sein. — Hierher 
gehört auch: Bund. MilStGO, Art. 107, der auch be- 
liebige Zivilpersonen als Verleidiger zulässt. 

Deutschland, St P O, 138 > , Österreich, St P O, 39 > "• "', 
Frankreich, CJcr, 295, und Italien, C Pp, 275"»), fordern, 
dass der Verteidiger Jurist (Anwalt, Hochschullehrer, Ad- 
vokat oder avou6) sei. 

Ob Frauen als Verteidiger auftreten können, ist nach 
deutschem Recht kontrovers*). Ausdrücklich geben Frauen 



') Einer der in § 12 " des Gesetzes über die Advokaten (10. XIl. 
1840) vorbehaltenen Fälle. 

') Frankreich lässt, mit Erlaubnis des Schwurgerichtspräsi- 
denten, auch Verwandte und Freunde zu, CJcr 295; Italien CJp 
275 m, vor dem tPretore» auch jeden Bürger. 

') Es handelt sich um die Inlerpretation von § 13B " der deut- 
schen St PO, wonach «andere Personen- mit Genehmigung des 
Gerichts als Wahlverteidiger zugelassen werden können. Literatur- 
nachweise a. Köhler, S. 203, Anm. 3, Glaser, Bd. II, S. 232, Anm. 19, 
Cahn, S. 41. 
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s Recht, den Recbtsanwalts-, also auch den Ver- 
idigerberuf auszuüben : Zürich, Anwaltsgesetz, § 5 : 
chweizerbürge rinnen sind für die Ausübung des Rechts- 
waltsberufes den Schweizerbürgern gleich gestellt. Ehe- 
luen bedürfen . . . der Zustimmung des Ehemannes», und 
. Gallen, Reglement für die Anwälte, Art. 1": «Frauens- 
rsonen sind davon nicht ausgeschlossen». Wie einem 
üblichen Arzt, so werden unter Umstanden Frauen auch 
lem weiblichen Verteidiger lieber sich anvertrauen und 
"enbaren wollen. Es gibt genug Delikte, deren gerechte 
urteilung einen hohen Grad von Verständnis für das 
; so komplizierte weibliche Empfinden voraussetzt. Ein 
üblicher Anwalt wird nicht nur den Einblick in die 
Jtive, in die Gedanken und Gefühle der Täterin er- 
chtern, er wird auch manchmal durch sein besseres 
Tständnis ein solches auch beim Richter wecken können, 
in muss das mit Freuden begrüssen, wenn man bedenkt, 
e verständnislos noch immer selbst sehr tüchtige und 
bildete Männer den Frauen und ihrer Eigenart gegen- 
erstehen. 

Die Frage, ob nur Rechtskundige oder kurz gesagt 
r Anwälte als Verteidiger zugelassen werden sollen, oder 
lermann, ist durchaus nicht nebensächlich. Ohne allen 
^eifel hängt die Stellung, die dem Verteidiger im Ver- 
iren angewiesen wird, ganz wesentlich davon ab, durch 
n und wie die Verteidigungen geführt werden ^). Der 
hauptung: »Die Verteidiger eines Landes haben den 
afprozess, den sie verdienen», wird man eine gewisse, 
erdings beschränkte Richtigkeit niemals absprechen 
nnen. Darum wird auch allen Anforderungen des 
rteiverfahrens nur der Staat entsprechen können, der 
h auf die Loyalität, die Pflichttreue und absolute Ehren- 

')Das zeigt z. B. Freiburg, CPp-, 274 H ". ni, wodemVertei- 
er, der Advokat, ist, mehr Recht eingeräumt wird als dem, der 
nicht ist. S. unten, S. 134. 
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haftigkeit seiner Verteidiger verlassen darf. — Die Ge- 
rechtigkeit, Zweck und Ziel jedes Strafverfahrens, fordert 
gebieterisch fUr den Verfolgten gleiche formelle Möglich- 
keit der Einwirkung auf das Urteil {siehe oben, S. 13), 
wie für den Verfolger, sie fordert das Parteiverfahren '), 
Dieses aber, wenn es nicht bloss zufällig wirksam werden, 
wenn es nicht oft nur Illusion sein soll, ist auf den Ver- 
teidiger angewiesen {siehe oben, S. 15); es kann die ver- 
folgte Partei nicht sich selbst überlassen, es muss ihr eine 
gewisse Organisation geben {s, oben, S, 20 und S. 37), die 
zum mindesten darin besteht, dass die Partei durch einen 
Verteidiger verstärkt wird. Dieser muss ausgewählt 
werden nach der Tätigkeit, die ihm zugedacht wird. Die 
Tätigkeit des Verteidigers nun bietet nicht nur die Be- 
sonderheit, dass sie oft, in schwerern Fällen ausnahmslos 
juristische Kenntnisse voraussetzt; sie zeichnet sich be- 
sonders auch aus durch die Grenzen, die ihr gesetzt sind. 
Dieses bildet das Interesse des Beschuldigten einerseits 
(ihm darf der Verteidiger unter keinen Umständen zu- 
widerhandeln) und anderseits das Interesse des Staates, 
der Zweck des Verfahrens, dem auch er in seiner Weise 
dienen soll. Wie weit der ehrenhafte Verteidiger nach 
dieser Richtung hin gehen dürfe, ist allerdings im ein- 
zelnen oft schwer zu entscheiden. Sicher ist, dass er 
nicht durch dick und dünn mit dem Klienten gehen soll. 
Eine Grenze ist jedenfalls da; sie kann meines Erachtens 
nur darin Hegen, dass eben der Verteidiger dem Zweck 
des Verfahrens, volle Klarheit und gerechtes Urteil, nicht 
leichtfertig zuwiderhandeln soll; er darf sich zum Zweck 
des Strafverfahrens nicht in bewussten Gegensatz setzen*), 

') Das Wort in dem Sinn genommen, dass der Beschuldigte 
Partei, Subjekt, und nicht nur Objekt des Strafverfahrens sein soll. 
— Der Ausdruck wird auch gebraucht für ein Verfahren ohne 
Anwaltszwang. 

') Es ist von grösster Wichtigkeit, diese Grenze der Vertei- 
digertätigkeit möglichst genau zu bestimmen, denn Unklarheit be- 
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trolle beinahe unmöglich ist, so muss 
äer juristischer Bildung vor allem 
und Ehrenhaftigkeit vorausgesetzt 
e nun kann sich der Gesetzgeber 
;hern ? Man kann allerdings einem 
weiteres ansehen, ob er Takt besitzt. 
I, dass dieser nicht eine Gabe sei, 
^ürsprecherpalents verliehen werden 
übe ich, dass auch in dieser Hinsicht 
liegen wurde, wenn die Gesetzgeber 
:r Verteidigung zuliessen'). Die An- 

etungen. Diese Aufgabe liegt aber ausser- 

■ Arbeit. Immerhin möchte ich wenigstens 
rung rechtfertigen : Es würde für den Ver- 
kenn er sich immer fragen müsste, ob nicht 
langen Folgen haben könnte, die der Er- 
kes nachteilig wären; noch weniger braucht 
ine Handlung auch wirklich dem Prozess- 
1, wenn er eine Interessenkollision zwischen 

Prozesszweck und dem Interesse seines 
ier bei normaler Diligenz wahrnehmen 
;iseite zu treten. Tut er es nicht, so ver- 
an dem Staat, der ihm Vertrauen schenkt, 

Stand, dessen Ehre hochzuhalten er um 

als es gilt, hier ein altes Vorurteil, das 
ekärapfen. Ich glaube, dass die gegebene 
ine Lösung für alle vorkommenden Fälle 
rfte auch befriedigen, falls nicht etwa das 
n Prozesszweck falsch aufgefasst würde. 

an diese Grenze halfen will, muss aller- 
I seiner Ehrenhaftigkeit überlassen bleiben- 
eresse des Beschuldigten gesetzten Grenze 

■ ganz anders zu verhalten; hier muss er 
Qau prüfen, ob seine Handlung nicht den 
igten zuwiderläuft; er darf unter keinen 
rischen Parteistandpunkt abweichen. 

ilr diese Art von Anwaltszwang eintritt, 
auf den »Einwand», er spreche pro domo, 
tzdem recht haben? Und das ist hier die 
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gehörigkeit zum Anwaltsstand mit seiner Anwaltsehre 
veranlasst manchen zu einem taktvolleren Benehmen, 
als er vielleicht sonst beobachten würde. Man darf die 
suggestive Wirkung solcher Begritfe nicht unterschätzen. 
Der Gesetzgeber könnte in und ausser der St P O zweifel- 
los noch manches tun, um ein gewisses Standesbewusst- 
sein und eine Standesmoral der Verteidiger zu fördern. 
(Ausser der St P O z. B, durch Schaffung von Anwalts- 
kammern.) Vor allem muss er dem in sich geschlossenen 
Anwaltsstande auch gewisse Funktionen, so die des Ver- 
teidigers, vorbehalten. Auch für den Staat, wie für die 
Jugenderziehung, besteht eines der wirksamsten Mittel, 
Charaktereigenschaften zu züchten, darin, sie bis zum 
Beweis des Gegenteils vertrauensvoll vorauszusetzen : dann 
muss aber auch die betreffende Person oder der betreff'ende 
Stand mit der Würde behandelt werden, die diesen Eigen- 
schaften und der Funktion, in der sie sich bewahren 
sollen, entspricht. Der Gesetzgeber zeige, dass er das 
Verteidigen ais eine verantwortungsvolle und zu schätzende 
Tätigkeit betrachtet, die nicht jedem Beliebigen anvertraut 
werden kann; er behandle den Verteidiger nicht nur als 
Anhängsel (wenn nicht als Spiessgesellen} des Angeklagten, 
achte in ihm die Würde der Partei, die oft beim Be- 
schuldigten wenig zur Geltung kommt, — der Erfolg wird 
nicht ausbleiben. Die Entwicklung auf unserem Rechts- 
gebiete zielt unverkennbar dahin, den Verteidiger als 
teilweise selbständigen Prozessbeamten (s. unten, § 19) 
mit möglichst genau abgesteckten') Rechten und Pflich- 



') Klare Umschreibung von Rechten und Pflichten fördert stets 
deren richtigeo Gebrauch und treue Erfüllung. Deshalb wäre es 
für einen erfahrenen Verteidiger eine verdienstliche Arbeit, eine 
nicht allzu umfangreiche Anleitung zum Verteidigen zu schreiben 
und darin ein möglichst klares Bild der Stellung und insbesondere 
der Pflichten eines Verteidigers zu geben. Damit wäre der grossen 
Zahl von Anwälten, die nur selten in Strafsachen auftreten, ein 
Mittel geboten, die schwersten Fehler und Irrungen zu vermeiden 
Abhandl. z. Schweiz. B. IV. 6 
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ten'), tätig im Interesse der Rechtspflege {nicht nur in dem- 
jenigen seines Klienten), aufzufassen*}. In dieser vom Stand- 
punkt des Anklageverfahrens allein richtigen Auffassung 
muss das beste und wirksamste Mittel erblickt werden, 
einen zuverlässigen, seiner schweren Aufgabe gewachsenen 
Anwalts-, insbesondere Verteidigerstand zu bekommen^). 
Jedem seine Bürde, jedem seine Wtlrde. 

— Die Bücher von Mittermaier, Vargha, Frydtnann sind zu um- 
Tangreich und teilmeisse veraltet. Köhlers Arbeit im Gerichtssaal, 
Bd. LIII, bespricht nur die Gesetzesbestimmungen. 

') Die Pflichten des Verteidigers eignen sich allerdings nur 
ium kleinsten Teil für gesetzliche Festsetzung. Sofern dies aber 
3er Fall ist, dürfte es sich schon deshalb empfehlen, weil der Ver- 
:eidiger daraus ersieht, däss die St P O sich dafür interessiert, ob 
;r seine Pflicht tue oder nicht, weil er infolgedessen nicht nur 
lern Beschuldigten, sondern auch der St P O, dem Staat gegenüber 
iich verantwortlich fühlt. 

■) Natürlich muss dabei berücksichtigt werden, dass der Ver- 
eidiger als solcher in ein Vertrauensverhältnis zum Klienten tritt. 
3er Beschuldigte darf nicht den Eindruck bekommen, als ob sein 
Verteidiger mit den andern unter einer Decke stecke. Darum kann 
luch die Verteidigung nicht gleich organisiert werden wie die Anklage. 

') Unwürdige wird es freilich auch dann noch geben- Aber 
CO ist die Institution, die gegen solche gefeit ist? Wie ist es denn 
lei andern Beamten? Tun diese ihre Pflicht nur der Straf drohungeo 
md der Kontrolle wegen ? Warum sollten gerade die Anwälte sich 
hrer Pflicht nicht erinnern, wenn die St P O sie so behandelt, wie 
•s ihrem Amt gebührt? Ich habe zu wenig Erfahrung, um beur- 
eilea zu können, ob das Missträuen begründet ist, das man gegen 
lie Advokaten hegt, aber das weiss ich, dass die Verteidiger einer 
rfenge ungerechter Urteile schutzlos ausgesetzt sind. Der «ge- 
unde Menschenverstand" des »einfachen Mannes» begreift nicht, 
vie man sich aus freien Stücken dazu hergeben kann, »einen er- 
rlärten Bösewicht gegen die strafende Gerechtigkeit in Schutz zu 
lehmen». sUms liebe Geld tut ein Advokat doch, was man will!» 
A'er hätte nicht dergleichen schon gehört? — Auch darum sollte 
ler Gesetzgeber unzweideutig aus der St P O erkennen lassen: 
^Vir brauchen den Verteidiger; er dient der Gerechtigkeit so gut 
sie dem Beschuldigten. Denn jene schiefen Urteile beruhen zo- 
neist darauf, dass dem Volk das Wesen des An klage Verfahrens 
licht klar ist. 
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Igen also vor, das Verteidigen überall zu 
/ des Anwaltsstandes zu machen, 
iständen mag es am Platze sein, eine Aus- 
hen, so, wenn der Beschuldigte sonst voraus- 
Verteidiger bliebe. Aber dann sollte das 
Rechtspflege an der Tätigkeit und dem 
Verteidigers^) darin zum Ausdruck kommen, 
jng des Gerichts zur Wahl erforderlich ist 
feuenburg). 



§ 16. 
r Übernahme von Wahlverteidigungen. 

jflicht besteht z. B. in : 

^V St, 171. Advokaten. — WalUs. PPO, 

;e Rechtsanwälle*). 

it, dass es Straftaten und dass es Verbrecher 

erteidigung ein ehrenhafter Anwalt nicht 

illte, ist nur bei Laien einigermassen ver- 

oag Fälle geben, wo ein Verteidiger über- 

■ den Fall gibt es nicht, wo die Verteidigung 

mores wäre *). Das Verteidigen ist vielmehr 

resse anerkennt Zürich, G z R. in § 179 : « Zeigt 

oder deren Vertreter als offenbar unfähig, seine 
fuhren, so kann das Gericht die Partei anhalten, 
ren Rechtsbeistandes zu bedienen.» 
rPPO, 182»: <Jedenfalls ist er nicht verpflichtet, 
verwandten und Verschwägerten . . - aufzutreten, 
onen, deren mutmasslicher Erbe er oder seine Frau 

lieh ist möglich, dass ein Verteidiger in Ausübung 
die Schranken des Anständigen und Erlaubten 
,n kann eben auf mancherlei Art verteidigen. Der 
tt meist au eine bestimmte Art des Verteidigens, 
t nicht am Platze ist. Dem Manu mit dem <ge- 
iverstand > pflegt dabei ein ganz einfacher Irrtum 
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ein officium, ein nobile officium der Anwälte. Eine andere 
Frage ist, ob es ratlich ist, dieser moralischen Pflicht 
eine Sanktion in Form einer Annahmepflicht zu geben, 
wie die angeführten Kantone tun. Voraussetzung müsste 
dann allerdings sein, dass entweder der Zwang nur dann 
Platz griffe, wenn der Beschuldigte das Honorar bezahlen 
kann, oder besser, dass der Verteidiger, wenn vom Klienten 
nichts erhältlich ist, vom Staat honoriert würde, wie es 
in Glarus laut Sporteintarif, § 16, geschieht '). 

Wenn kein Zwang zur Annahme ausgeübt wird, muss 
wenigstens dafür gesorgt sein, dass der Beschuldigte, der 
einen Verteidiger haben (und bezahlen) möchte, einen 
solchen nicht entbehren müsse. Darum sagt das thur- 
gauische Anwaltsgesetz in §13: «Will ein an das Bezirks- 
gericht überwiesener Angeklagter sich durch einen An- 

zu passieren. 'Jemand verteidigen», «sich zum Verteidiger auf- 
werfen» hat im gewöhnlichen Sprachgebrauch vorwiegend den Sinn, 
dass man sich mit jemand, ganz oder teilweise, identifiziert, seine 
Partei ergreift, seine Sache zur eigenen macht, oder mindestens 
mit ihm sympathisiert. Das alles kann der Verteidiger tun, wenn 
der Fall sich dazu eignet. Er braucht es aber nicht zu tun. Wenn 
er glaubt, dass alles getan und in Betracht gezogen worden sei, 
■was irgend das berechtigte Interesse des Beschuldigten erfordern 
könnte, dann hat er mit stillschweigender Verfolgung und Über- 
wachung des Verfahrens seine Pflicht getan, die Verteidigung ge- 
führt. Vergl. z. B. Glaser 11, S. 240, Kries, S. 24Ö. «Die Vertei- 
digung ist auch dann geführt,, wenn er nichts Derartiges tat und 
nach Schluss der Beweisaufnahme erklärt, er habe nichts anzu- 
fiihren.> Allerdings dürfte der Fall kaum je praktisch werden; 
auch wenn nichts Neues zu sagen Übrig bliebe, wird doch stets eine 
Einwirkung auf die Wertung der einzelnen Momente, schon wegen 
des Strafmasses, wünschbar sein. — Die Auffassung, dafes der Ver- 
teidiger das tun müsse, was man im täglichen Leben von dem er- 
wartet, der sich zu jemandes Verteidiger aufwirlt, hat eine gewisse 
Stütze gefunden in der Anschauung der kantonalen Prozessordnungea, 
welche, das Interesse der Rechtspflege an der Verteidigung ver- 
leugnend, den Verteidiger nur als Mandatar und Anhängsel des 
Beschuldigten behandeln, S. unten, § I'^. 
') Gegen Zwang: Vargha, S. 327. 
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walt verteidigen lassen und verweigern mehrere Anwälte 
erweislich ihre Rechtsbeistandschaft, so bezeichnen die 
Gerichtspräsidenten offiziell den Verteidiger.» 



C. Zeilpunkr des Eintritts des-amtliebeo und des Wahl- 
verteidigers in das Verfaltren. 

§ 17- 
Wann kann der Wahlverteidiger, und wann muss bei 
notwendiger Verteidigung der amtliche Verteidiger in das 
Verfahren eintreten? Das sind die Fragen, die hier ver- 
eint behandelt werden sollen, weil es wichtig ist, die Be- 
stimmungen über die notwendige und über die Wahlver- 
teidigung vergleichen zu können ^). Bei der notwendigen 
Verteidigung handelt es sich dabei um den Zeitpunkt, bis 
zu welchem spätestens die Bestellung eines Verteidigers 
(mangels Wahl) erfolgt sein muss. Natürlich kann das 
Gericht sie auch schön früher vornehmen. In einzelnen 
Fallen scheint solches nach dem Wortlaut des Gesetzes 
selbst notwendig zu sein dann, wenn der Beschuldigte 
ausdrücklich, unter Verzicht auf die Wahl, um Bestellung 
eines amtlichen Verteidigers bittet. — ■ Bei der Wahlver- 
teidigung kommt es nicht so sehr auf den Zeitpunkt an, 
in dem die Wahl vorgenommen werden kann'), als viel- 
mehr darauf, von wann an das Verfahren den Verteidiger 
irgendwie berücksichtigt, von wann an dieser formell zur 
Teilnahme berechtigt ist. Dem Beschuldigten, der sich 
auf freiem Fuss befindet, ist es natürhch jederzeit ge- 
stattet, mit einem Verteidiger Rücksprache zu nehmen. 



') Bei konsequentem Festhatten des dieser Arbeit zu Grunde 
liegenden Planes wären sie getrennt, unter A und B, zu besprechen. 

") Vergl- Deutsche StPO, 137 ". Zürich, Entwurf, § 11. Tessin, 
C P p, 56. Solothurn, St P O, 53. 
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n Zeitpunkt'), von dem ab der Verteidiger') 
teilzunehmen berechtigt ist, lassen sich die 
en folgendermassen gruppieren: 

Erste Gruppe. 
liger kanh schon bei der Untersuchung^ 

mitwirken ") *}. 
C P p, 56 : «L' imputato puö valersi in ogni 
ocesso deir assistenza di un difensore . . -■ 
von § 137" der deutschen St P 0. Zur Mit- 
ngt der Verteidiger schon bei der Unter- 
in auch nur in beschränktem Masse. Dem 
«ispezione oculare») und der Durchsuchung 
e») kann er beiwohnen, CP p, 156. Die 
Prozesshandlungen und die Gutachten der 
gen müssen, die übrigen Akten können ihm 
offenstehen. CPp, 62"""'. Verkehr mit 
igten unter Aufsicht gestattet, CPp, 63. — 
; notwendige Verteidigung sagt CPp, 57. 
ler Deutlichkeit : «Presentato 1' atto d' accusa, 
'' essere assistito da un difensore . . .» Vergl. 
— Genf. Nach CJp, 64, muss die Unter- 
radiktorisch sein, wenn eine Partei es ver- 
Widerspruch der andern die Chambre d'Ins- 
ischliesst. Dann kann der Verteidiger allen 

Prozessstadien s, Anra. 2 auf S. 72. 
r amtliche Verteidiger, falls er schon bestellt ist. 
■rher, vielmehr erst in die IL Gruppe, gehören die 
, die zwar den Verteidiger noch in der Untersuchung, 
a deren Ende hin, zulassen, so dass er auf den 
ir Untersuchung keine Einwirkung oder auch nur 
en kann und auf die Stellungnahme zum Resultat 
) der Untersuchung beschränkt ist. 
aber die Teilnahme des Verteidigers an der Unfer- 
h § 25. 
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Untersuchungshandlungen beiwohnen, hat auch Einsicht 
in alle Akten. Der Juge d'information kann aber die 
«Instruction contradictoire » suspendieren. CJp, 78. — 
. Bei notwendiger Verteidigung muss der Verteidiger jeden- 
falls bestellt sein, wenn in der «Proc^dure preiiminaire» 
(Zwischenverfahren) der President de la cour de justice 
mit dem Angeklagten das in CJp, 218, vorgeschriebene 
Verhör vornimmt. Aus Art. 61 kann man aber schliessen, 
dass die Verteidigung schon in der Untersuchung not- 
wendig ist '} *). — Aargau. Der Verteidiger darf an den 
«Untersuchungsverhandlungen» teilnehmen. St P O, 129"; 
keine Parteiverhandlungen. St P O, 174, Akteneinsicht 
dennoch erst im Zwischenverfahren. St PO, 311. Verkehr 
mit dem Beschuldigten nur mit Erlaubnis des Unter- 
suchungsrichters, dann aber ohne Aufsicht, St P O, 173. — 
Notwendig wird die Bestellung eines amtlichen Verteidigers 
erst im Zwischen verfahren. St P 0, 310 u. 276. — Zürich. 
G z R, 784^ "■ ". Teilnahme an allen «förmlichen Verhand- 
lungen» der Untersuchung, insbesondere den Zeugenein- 
vernahmen, und das Recht, Fragen an die Zeugen zu 
richten. Verkehr mit dem Beschuldigten wie bei Aargau. 
GzR, 816. Einsicht der Akten nach Ermessen des Unter- 
suchungsbeamten. Der Entwurf hat in § 15, der dem 
GzR, 784, entspricht, eine genauere Abgrenzung der 
Rechte des Verteidigers vorgenommen und die Neuerung 
eingeführt, dass Verhandlungen, von denen der Beschul- 
digte nicht rechtzeitig benachrichtigt werden konnte, auf 
Wunsch, wenn möglich, wiederholt werden sollen. In der 

') Die Frage, ob er einen amtlichen Verteidiger wünsche, wird 
an den Beschuldigten schon in der Untersuchung gerichtet. Wenn 
ja, dann wird aber der Verteidiger durch den President de la cour 
de justice bestellt. Dies könnte auf die Vermutung bringen, dass 
es erst in der • proc^dure pröliminaire • zu geschehen habe. M. E. 
geht es nicht an, das aus jener Bestimmung herauszulesen, weil 
dann der spätere Zeitpunkt der Bestellung erwähnt sein müsste. 

>) CJ p, 61. Siehe S. 34. 



.y Google 



Akteneinsicht geht der Entwurf, § 17, ebenfalls einen 
Schritt weiter, Verkehr mit dem Beschuldigten ist immer 
gestattet, nur die Beaufsichtigung ist dem Ermessen des 
Umersuchungsbeamten überlassen, § 18. Ferner wurde 
im Entwurf in § 11 eine Bestimmung aufgenommen, die 
in etwas anderer Form den Inhalt des § 137' der deut- 
schen St PO wiedergibt'). — Die Notwendigkeit der for- 
mellen Verteidigung tritt erst im Zwischenverfahren ein. 
G z R, 915, ebenso im Entwurf, § 213. — Neuenburg. Nach 
C P p, 286, ist es in das Ermessen des Untersuchungs- 
richters gestellt, ob die Untersuchung öffentlich sein soll 
oder nicht. — Die Bestellung des amtlichen Verteidigers 
muss im Falle notwendiger Verteidigung «avant la clöture 
de l'enquete» erfolgen, wenn der Beschuldigte verhaftet 
ist, C P p, 174. — Solothum. St PO, 53 = deutsche St P O, 
137 ' . Die Teilnahme des Verteidigers an der Unter- 
suchung beschränkt sich allerdings auf Einsicht der Akten 
über Vernehmung des Beschuldigten, und der Sachver- 
ständigengutachten, möglicherweise auch aller Akten. 
St PO, 58 ""■"'. — Notwendig wird die Verteidigung im 
Überweisungsverfahren. St PO, 208". — Waadt. C P p, 
78; *Avant la clöture de l'enquete et ä l'expiration du 
terme flx6 pour la mise au secret, le prSvenu, s'il est 
maintenu en ^tat d'arrestation, peut faire choix d'un d^- 
fenseur ou*) demander qu'il lui en soit nomm6 un d'of- 

') Zürich E, §11: «Der Angeschuldigte kann in jeder Lage 
des Verfahrens einen Verteidiger als Beistand bestellen.» Es ist 
erfreulich, dass der wenig geschmacksolle Ausdruck «sich des Bei- 
standes eines Verteidigers bedienen» nicht herUbergenommen wordea 
ist. — Was aber soll mit dem « als Beistand » gesagt sein, wenn 
nicht etwas, das schon in dem Begriff des Verteidigers liegt? 

') Dieser § 78 will sagen; Nach Beendigung der «mise au 
secret» kann der Verteidiger gewählt werden ; wird die Untersuchung 
schon vorher geschlossen, so kann «avant la clöture» auch die Wahl 
vorgenommen werden. Das Begehren um Bestellung eines amtlichen 
Verteidigers ist statthaft von Beendigung der mise au secret an, 
eventuell schon «avant la clOture». Mit dem letztern scheint nicht 
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fice ...» Der Verteidiger liat Akteneinsicht, freien Ver- 
kehr mit dem Beschuldigten und kann den Untersuchungs- 
handlungen beiwohnen, mit Ausnahme der Verhöre, C P p, 
79. Wenn der Staatsanwalt an den letztern teilnehmen 
will, muss auch der Verteidiger zugelassen werden, C P p, 
169. — Der amtliche Verteidiger müss im Falle notwen- 
diger Verteidigung im Zwischenverfahren bestellt werden, 
C P p, 286. Angesichts des Wortlautes dieses Artikels 
muss man annehmen, dass ein nach CPp, 78, schon frü- 
her, am Schluss der Untersuchung gestelltes Begehren 
nicht sofortige Bestellung notwendig macht. 

Von den Gesetzen unserer Nachbarstaaten gehören 
hierher : 

Deutsche St PO'}. Teilnehmen kann der Verteidiger 
nur bei den antizipierten Beweisaufnahmen, St P 0, 191. 
Femer hat er das Recht der Einsicht in die Akten, so- 
fern dadurch nicht der Untersuohungszweck gefährdet 
wird, jedenfalls aber in die Protokolle über Vernehmungen 
des Beschuldigten und in die Gutachten der Sachverstän- 
digen, St PO, 147"-'"- Ferner Verkehr mit dem Beschul- 
digten, eventuell unter Aufsicht, St P O, 148. — Vergl. 
auch St PO, 190". — Bei notwendiger Verteidigung muss 
gegebenenfalls die Bestellung eines amtlichen Verteidigers 
im Zwischen verfahren erfolgen*). St PO, 140'". 

die ganze vor dem Schluss der Untersuchung liegende Zeit gemeint 
zu sein, sondern nur deren letzter, dem formellen Schluss unmittel- 
bar vorangehender Teil. Ähnlich CPp, 100, « avant !a clOture » 
auch einen ziemlich bestimmten Zeitpunkt bedeuten dürfte. — Ein 
weiterer Fehler in der Redaktion des Art. 78 scheint mir der zu 
sein, dass <s'il est maintenu en ^tat d'arrestation> am falschen Ort 
steht. Der auf freiem Fuss befindliche Beschuldigte wird wohl auch 
einen Verteidiger wählen dürfen! 

') S. Köhler, S. 232 ff. 

") Nach St P 0, 140 "i, muss die Bestellung unmittelbar nach 
der Aufforderung des § 199, St PO, erfolgen. In der Praxis wird 
sie aber schon etwas früher vorgenommen, so dass sie dann den 
Beschuldigten bei jener Aufforderung gleich mitgeteilt werden 
kann. S. Köhler, S. 181. 
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iterreichische St P O, Teilnahme an antizipierten 
;aufnahmen, St P O, 45'- Augenschein St PO, 116, 
Miteneinsicht nach Ermessen des Untersuchungs- 
s. Verkehr unter Aufsicht, St P O, 45 1- — Notwen- 
t die Verteidigung nur für die Hauptverhandlung, 

41 !'■ Die Bestellung muss also im Zwischenver- 

erfolgen. 
ie französische Loi Constans vom 8. XU. 97 (siehe 

S. 145) gibt dem Verteidiger das Recht, allen Ver- 
ngen und Konfrontationen des Beschuldigten beizu- 
n, die Aiften einzusehen und mit dem Beschuldigten 
I verkehren. — Notwendig ist die Verteidigung in 
''allen vom Zwischenverfahren an, CJ er, 294. Nach 
i Constans begründet der Wunsch des Beschuldigten 
während der Untersuchung Notwendigkeit der Be- 

Zweite Gruppe. 

srteidiger nimmt nicht teil an der Untersuchung, 
wohl aber am Überweisungsverfahren. 

ewöhnlich tritt der Verteidiger erst nach dem förm- 
Schluss der Untersuchung in das Verfahren ein, 
in bei der Beurteilung der Untersuchung auf ihre 
Indigkeit mitwirken zu können. Anders in Luzern. 
, 174. Gelegentlich der Anzeige vom bevorstehen- 
ktenschluss wird dem Beschuldigten mitgeteilt, dass 
en Verteidiger wählen könne. Dieser nimmt dann 
i der Stellung eines Aktenvervollständigungsbegeh- 
— Dass die Aufforderung zur Wahl gerade in die- 
eitpunkt ergeht, lässt darauf schliessen, dass für 
gehren auf Aktenvervollstflndigung auch schon die 
■kung des amtlichen Verteidigers vorgesehen ist, 
^Stellung muss also gegebenenfalls sofort erfolgen. — 
:iburg wird nach C P p, 220, der Schluss der Unter- 
ng verfügt «sous röserve pour le ministäre public. 
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le prSvenu et son döfenseur de requ^rir et pour la Chambre 
d'accusation d'ordonner un complöment». Die Notwendig- 
keit formeller Verteidigung tritt aber erst ein mit dem 
Überweisungsbeschluss, C P p, 243: «En pronon^ant le 
renvoi...Ja Chambre d'accusation lui dösigne un dfifen- 
seur...« Betreffend die «Nullit^» vergl. CPp, 362 und 
453. — Die Aufforderung zur Wahl eines Verteidigers 
muss in Glarus nach St P O, 86, schon während der Vor- 
untersuchung erfolgen, zur Mitwirkung gelangt aber der 
Verteidiger erst im Überweisungsverfahren, vergl. St PO, 
94, 98, 99. — Die Ausdrucks weise von St P O, 94", wo- 
nach der Gerichtspräsident im Überweisungsverfahren die 
Akten dem Verteidiger übersendet, lässt darauf schliessen, 
dass der öffentliche Verteidiger, der ja nicht bestellt wer- 
den muss, schon hier teilnimmt. 

St. Gallen. G K P, 21: .Dem Angeklagten steht am 
Schlüsse der Untersuchung das Recht zu, für die fernem 
Verhandlungen einen Verteidiger beizuziehen. > Mitwirkung 
im Überweisungsverfahren nach G K P, 23, 27, 122. — 
G K P, 119: «Am Schlüsse der Untersuchung ist der An- 
geschuldigte um die Bezeichnung des Verteidigers zu be- 
fragen, von welchem, wenn sie nicht auf den öffentlichen 
fällt, sofort die Erklärung über Übernahme der Verteidi- 
gung einzuholen ist.» Natürlich damit der öffentliche Ver- 
teidiger rechtzeitig eintreten kann, wenn der Beschuldigte 
nicht einen andern bezeichnet. Im Überweisungsverfahren 
soll also stets ein Verteidiger vorhanden sein. — Wallis. 
P P 0, 132. Keine Verteidigung in der Untersuchung, P P O, 
187. Der Verteidiger kann Ergänzung der Untersuchung 
begehren. — Der amtliche Verteidiger wird bei notwen- 
diger Verteidigung durch den Untersuch ungsausschuss am 
Schluss der Untersuchung bestellt; P P O, 180 (zu beach- 
ten die Stellung dieses Paragraphen im 7, Abschnitt: Vom 
Schlüsse des Untersuchs und von der Verteidigung). — 
Baselland. »Je nach Anträgen des Angeklagten und des- 
sen Verteidigers» kann die Untersuchung nach dem An- 
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ntnis wieder aufgenoinmen werden, GOSt, 9, 
lem Zeitpunkt an die Mitwirkung eines Vertei- 
ivendig wird, ist unsicher; wahrscheinlich erst 
;nverfahren. — Bern. VStS, 89. Untersuchung 
idiger, V St S, 246. Mitwirkung im- Überwei- 
hren. — Notwendig ist die Verteidigung nicht 
wischenverfahren, V St S, 263. — Zug. Bestel- 
lotwendigen) amtlichen Verteidigers muss nach 
m Schlüsse der Untersuchung erfolgen. Dann, 
früher, wird auch der Wahlverteidiger in das 
eintreten. Entwurf, 45, bestimmt im wesent- 
ielbe. — Schwyz. VVSt, 171. Belehrung über 
;cht am Ende der Untersuchung. Bestellung 
hen Verteidigers durch das Verhöramt, also 
t. - Nidwaiden. StRV, 55, 56' In der Haupt- 
:h wie Schwyz. — Bund. Militärstrafverfahren. 
'->. Untersuchung nicht öffentlich. StGO, 120. 
des Verteidigers vom Schlüsse der Untersuchung 
e Ernennung des amtlichen Verteidigers wird 
indig im Zwischenverfahren, StGO, 126"- — 
Gruppe wäre auch Italien zu zählen. Der Ver- 
t Akteneinsicht z. B. erst im Überweisungsver- 
' p, 423" — Bei notwendiger Verteidigung er- 
Bestellung spätestens im Zwischenverfahren. 



Dritte Gruppe. 

"teidiger tritt erst Im Zwischenverfahren 
in den Prozess ein. 

:ibt ihm also in der Regel vor der Hauptver- 
lur der Verkehr mit dem Beschuldigten und 
it der Akten. Hierher gehören : 
den. StRV, 73. Wahl eines Verteidigers (vergl. 
1). StRV, 751V Akteneinsicht. StRV, 75^" 
erredung mit dem Beschuldigten. — Notwendig 
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ist die Verteidigung nur in Kontumazialf^Uen. Wann even- 
tuell der amtliche Verteidiger bestellt werden muss, ist in 
St R V, 147, nicht näher bestimmt. Jedenfalls so früh, dass 
ihm noch die zum Studium der Akten nötige Zeit bleibt 
vor der Hauptverhandlung. — Basel-Stadt. St PO, 30" 
Untersuchung nicht ötfentlich. St P O, 61, Ebenso die 
Verhandlungen der Überweisungsbehörde. Selbst Akten- 
einsicht wird erst «vor der Hauptverhandlung», d. h. nach 
Überweisung, gewährt, St PO, 75. — Bestellung des (not- 
wendigen) amtlichen Verteidigers im Zwischenverfahren. 
Vergl. St P O, 69. — Graubünden. Wahlverteidigung gibt 
es nicht (s. oben, S. 21, Anm. 2), Die Bestellung erfolgt nach 
Versetzung in den Anklagezustand, GVSt, 34. — Thur- 
gau. GGG, 21. Untersuchung nicht öffentlich. Der Ver- 
teidiger taucht erst auf in G G G, 80 (78 und 79 '). Auch 
Akteneinsicht, GGG, 39, und Verkehr mit dem Ange- 
klagten, GG G, 92 (unter: vorbereitende Handlungen), wer- 
den erst im Zwischenverfahren gewährt. — Die Bestel- 
lung muss gegebenenfalls im Zwischen verfahren vorge- 
nommen werden, GGG, 9l'^'- — Uri. Nach RJA, 4", 
hat der Verteidiger Akteneinsicht erst drei Tage vor der 
Hauptverhandlung; er wird also kaum vorher irgendwie 
mitwirken können. Dementsprechend muss auch die Be- 
stellung des amtlichen Verteidigers nicht früher erfolgen. — 
Bund. Allgemeines Verfahren. B St Pf, 18. Untersuchung 
nicht öffentlich. Aufforderung zur Wahl erst im Zwischen- 
verfahren, OG, 129. Akten einsieht, BStPf, 49", und 
Verkehr mit dem Beschuldigten, B St Pf, 50" (unter dem 
Titel «Vorbereitende Handlungen»), ebenfalls, Bestellung 

') Die Anfrage an den Beschuldigten, ob er ein Geständnis 
ablegen wolle, § 78 (weil dann Beurteilung ohne Geschworene er- 
folgt), und die Mitteilung der Namen der Richter, § 79 (wegen all- 
fälliger Rekusationen), behandelt das G G G als zum Überweisungs- 
verfahren gehörend. M. E. mit Unrecht; das Gericht, dem das 
Urteil zusteht, ist schon bestimmt, es handelt sich nur noch um seine 
Zusammensetzung, und diese ist Sache des Zwischen Verfahrens. 
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erteidigers notwendig im Zwischeover- 

iii_ 

iing des Zeitpunktes, von dem ab die 
[demjenigen, von welchem ab die Mög- 
rkung eines Verteidigers gegeben ist, 
imarisch folgendes Bild : 
Zeitpunkte fallen in dasselbe Prozess- 

jchung: Genf; 

eisungsverfahren : Schwyz, Nidwaiden, 
n, St. Gallen, Wallis, Zug; 
inverfahren: Bund, allgemeines Verfah- 
ilden, Basel-Stadt, Graubünden, Thurgau. 
ndigkeit der Mitwirkung tritt erst um 
später ein als die Möglichkeit und zwar: 
gkeit im Überweisungsverfahren , die 
:hon in der Untersuchung: Neuenburg; 
ä;keit im Zwischen verfahren, die Mög- 
Tweisungsverfahren : Bund, Militärstraf- 
rn, Freiburg, Baselland (Italien), 
endigkeit tritt erst um zwei Prozess- 
ais die Möglichkeit, nämlich die letztere 
ng, die erstere im Zwischenverfahren: 
ürich, Solothurn, Waadt (Deutschland, 
eich), 
die Mitwirkung eines Verteidigers er- 
sollte, ob schon während der Unter- 
nach deren Schluss, ist eine Frage, die 
les Verteidigers in der Untersuchung, 
sprechung kommen soll. Dass der Ver- 
1 von dem Moment an, wo der Unter- 
e Untersuchung für erschöpft hält, zu- 
also bei einem Begehren um Vervoll- 
Cersuchung schon zur Geltung kommen 
das Mindestmass dessen, was hier ge- 
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fordert werden muss; eine Forderung übrigens, die von 
der modernen Wissenschaft und Gesetzgebung fast durch- 
wegs anerkannt wird. 

Die amtliche Verteidigung sollte so geregelt werden, 
dass immer dann {also auch immer schon in dem Prozess- 
stadium), wo im allgemeinen die Mitwirkung eines Ver- 
teidigers als geboten erscheint, i'ür einen solchen gesorgt 
sei. Das würde am sichersten dadurch erreicht, dass 
man in Fallen notwendiger Verteidigung gleich zu Beginn 
des Verfahrens die Frage entscheiden würde, ob ein Wahl- 
oder ein amtlicher Verteidiger, und welcher, die Verteidi- 
gung zu besorgen habe. Dem amtlichen Verteidiger bliebe 
es dann anheimgestellt, wann und wie er (in den Schran- 
ken des Rechts natürlich) am Verfahren teilnehmen will. 
Jedenfalls sollte die Notwendigkeit der Verteidigung auf 
alle die Prozessstadien sich erstrecken, wo in der Regel 
der Verteidiger ohne Schaden für den Beschuldigten und 
fllr die Rechtspflege nicht entbehrt werden kann. Das 
dürfte aber schon beim Überweisungsverfahren der Fall 
sein. Für die wichtigste Betätigung der verfolgten Partei 
in diesem Stadium fehlt es dem Beschuldigten meist an 
der nötigen Sachkenntnis; ein Rechtsunkundiger kann oft 
gar nicht beurteilen, nach welcher Richtung hin im ein- 
zelnen die Untersuchung etwa noch der Vervollständigung 
bedürfe, und wird dadurch an der sachgemässen Ausübung 
seines Rechts, solche zu begehren, gehindert, zu seinem 
Schaden und nicht zum Nutzen des Verfahrens. Eine 
Reihe schweizerischer Strafprozesse hat denn auch die 
Notwendigkeit der Verteidigung schon auf das Überwei- 
sungsverfahren ausgedehnt. Ob man nicht noch weiter 
gehen solle, wird dort zu erwägen sein, wo der Vertei- 
diger auch in der Untersuchung zugelassen wird ; auch 
hierüber siehe unten, § 25. Jedenfalls darf demjenigen, der 
einen Wahlverteidiger zu bezahlen vermag, ein wesent- 
licher Vorteil nicht eingeräumt werden vor dem, der auf 
den amtlichen Verteidiger angewiesen bleibt. 
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e es auch nicht für richtig, auf den Beschul- 
itelleo, ob ihm sogleich oder erst später ein 
;rteidiger bestellt werden müsse. Da neben 
Idigten auch der Staat ein Interesse hat an 
r Verteidigung, muss der Gesetzgeber sich 
3er Beschuldigte im allgemeinen der rechte 
um zu beurteilen, ob er einen Verteidiger 
r nicht; und da muss die Antwort entschieden 
allen. Meist ist der Beschuldigte nicht einmal 
sich ein einigermassen klares Bild von der 
ä Verteidigers zu machen'). Wie soll er da 
:heiden können, ob ein solcher notwendig sei? 



if erleidiger fär einen Angeklagten; ein Verteidiger 
für meiirere Angeklagte. 

§ 18. 
ere Verteidiger für einen Beschuldigten sind 

zugelassen in : 

C P p, 65: iL' accusato puö valersi deU'opera 
iori.» Siehe deutsche StPO, 226; die öster- 
tPO, Art. 40", setzt hinzu: «doch darf hier- 
/ermehrimg der iür den Angeklagten in der 
idlung gestatteten Vorträge nicht herbeigeführt 
Ausdrücklich ausgeschlossen ist die Teilnahme 
rteidiger in Zürich, G z R, 176: 'Es ist in der 

gestattet, dass für dieselbe Partei mehrere 

in Geständiger, ja selbst dass ein Unschuldiger keines 
ledurfe, sind z. B. recht verbreitete Irrtümer. Das 
der triumphierenden Unschuld, die sich selbst ver- 
ist auf dem VIII. Kongress der internationalen krimi- 
ereinigung wieder aufgetaucht. 
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Personen bei derselben Verhandlung das Wort führen.» 
Diese Bestimmung ist zu billigen. Für ganz besondere 
Fälle, Monstreprozesse und Ähnliches, genügt es, dass das 
Gericht auf Antrag mehrere Verteidiger zulassen kann. 

IL Die Verteidigung mehrerer Angeklagter kann 
einem gemeinsamen Verteidiger übertragen werden, wenn 
zwischen deren Interessen keine Kollision zu fürchten ist. 

Neuenburg. C P p, 183: • , . . pourvu que leurs int^ 
rets ne soient pas contradictoires». — Luzem. St RV, 7' 
Tessin, C P p, 64 : «... quando non vi sia fra loro incom- 
patibilitä di difesa». — Solothum. St P 0, 54: «...inso- 
fern dies der Aufgabe derVerteidigung nicht widerstreitet- 
Siehe auch deutsche StPO, 146, und Italien, CPp, 276, 



Abhandl. z. Schweiz. K. IV. 
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Prozess ; er ist nicht dominus litis. Das hindert aber 
nicht, ihn verhältnismässig selbständig zu stellen, wie es 
z. B. auch nach richtiger Meinung in der deutschen StPO 
geschehen ist. 

Massgebend für das Verhältnis zwischen dem Ver- 
teidiger und dem Beschuldigten ist die Stellung und Auf- 
gabe beider im Prozess. Dem Angeklagten ist durch die 
StPO eine ganze Reihe von Rechten zugewiesen, und 
weil deren zweckentsprechende Ausübung Rechtskenntnis 
erfordert, ist ihm erlaubt, sich des Beistandes eines Ver- 
teidigers zu bedienen. Aus dem bisherigen ist noch kein 
Grund ersichtlich, warum das Verhähnis beider nicht ein 
Mandat sein sollte. Einen eigenen Willen hätte dann der 
Verteidiger nur darin, ob er überhaupt die Verteidigung 
führen wolle oder nicht'); für die Parteihandlungen aber 
wäre allein der Wille des Beschuldigten massgebend. 
Der Verteidiger wäre nur ein sachkundiger Helfer, ein 
Berater und Sprachrohr seines Herrn, nichts weiter, und 
die St P O hätte keinen Anlass, sich besonders mit ihm 
zu beschäftigen. Sie kennt nur den Beschuldigten und 
hat, wenn der Verteidiger handelnd auftritt, lediglich zu 
fragen, ob seine Vollmacht in Ordnung sei*). 



') In praxi freilich bleibt auch dann der Anwalt, und nicht der 
Klient, die Seele der Verteidigung; die Beschuldigten pflegen deren 
Einzelheiten dem Verteidiger, als dem Sachkundigen, vertrauensvoll 
zu überlassen. In der Regel wird also dessen Wille massgebend 
sein. Aber er ist nicht ausschlaggebend ; hat der Beschuldigte 
selbst einen Willen, so geht dieser vor. Ausgesproebene Differenzen 
zwischen den beiden sind allerdings, nach dem Zeugnis von Steng- 
lein, Kommentar, § 137, Nr. 6, erfabrungsgemäss selten. Aber man 
wird annehmen dürfen, dass sie, wenn sie vorkommen, meist nicht 
Nebensachen, sondern eher das ganze Verteidiguogssystem betreffen. 

') Gerade darin, dass einige veraltete kantonale St P O den 
Verteidiger fast ignorieren (Appenzell A.-Rb., Ob- und Njdwalden 
z. B.), kann man einen Beweis dafür erblicken, dass sie in ihm ledig- 
lich einen Beauftragten, ein Anhängsel (eine Modifikation, möchte 
man sagen) des Angeklagten sehen. Je weniger eine St P O von 
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Auch hier wieder hat die Erkenntnis Wandel ge- 
schaffen, dass es für die Rechtspflege nicht gleichgültig 
sei, ob und wie der Beschuldigte seine Parteirechte aus- 
übe, dass der Staat ein Interesse an zweckentsprechen- 
der Verteidigung habe. Dieses Interesse, dass nicht mehr 
als gerecht gestraft werde, deckt sich teilweise mit dem 
allerdings weiter gehenden Interesse des Beschuldigten, 
dass überhaupt nicht gestraft werde. Der Staat kann, so 
möchte man schliessen, infolge dieser Identität der Inter- 
essen den Verteidiger ohne Bedenken ganz dem Beschul- 
digten unterstellen, ihn bloss als dessen Mandatar be- 
handeln. Dem steht aber entgegen, dass die vorausge- 
setzte Identität der Interessen nicht immer vorhanden ist*), 
und dass auch identische Interessen auf verschiedene 



dem Verteidiger spricht, um so mehr nähert sie sich dieser Auf- 
fassimg. Noch- ist die Zahl derer nicht gross, die entschieden mit 
ihr gebrochen haben, für die also der Verteidiger unzweifelhaft mehr 
ist als bloss Mandatar des Beschuldigten- 

') Es kann deshalb, wenn der Verteidiger bloss als Mandatar 
aufgefasst wird, der Fall eintreten, dass bei notwendiger Vertei- 
digung die Bestellung eines amtlichen Verteidigers zwar vorge- 
nommen, die Absicht dieser Massregel aber gar nicht erreicht wird, 
weil der Beschuldigte sich nicht (oder nicht zweckmässig) vertei- 
digen will und .weil der Verteidiger als dessen Mandatar diesen 
Willen respektieren muss. So soll es im Kanton Bern vorgekommen 
sein, dass ein mehrfacher Mörder, der sogar während der Unter- 
suchung auf seinen Geisteszustand (Schwermut) geprüft und von 
den Experten als unzurechnungsfähig bezeichnet wurde, seinen Ver- 
teidiger bat, auf das Plädoyer zu verzichten. Er wolle seine Tat 
sühnen etc. Der Verteidiger soll diesem Begehren entsprochen 
haben. Dieses Beispiel illustriert einleuchtend die Unhaltbarkeit 
der Annahme lediglich eines Mandatsverhältnisses, Gerade solche 
Fälle durften dazu veranlasst haben, zunächst nur für den amtlichen 
Verteidiger eine selbständigere Stellung zu fordern. Man ging 
aber bald weiter, da man einsah, dass der Grund dieser Verselb- 
ständigung, das Interesse des Staates an sachgemässer Verteidigung, 
bei Wahlverteidigung ganz ebenso zutrifft. Siehe Entscheidungen 
des deutschen Reichsgerichts XVU, S. 315. — Glaser, § 48, An- 
merkung 45; — Köhler, S. 216. 
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Weise gewahrt (oder auch nicht gewahrt) werden könri 
Die St P O geht stets von der Annahme aus, 
Bestrafung bedeute für den Beschuldigten ein Ül 
schon das muss nicht notwendig zutreffen {unter l 
ständen ist es ihm gerade um eine Versorgung flir i 
Winter zu tun). Auch unter dem Drucli einer gen 
liehen Depression oder dem Einfluss religiöser Vors 
lungen oder infolge irrtümlichej Anschauungen Über We 
und Wert der Verteidigung liann der Beschuldigte d: 
kommen, auf diese zu verzichten oder sie nicht richtig 
führen '). Dabei kann sich aber der Staat nicht beruhige' 
die St PO muss vielmehr die Verteidigung nach Mögl 
keit auch gegen die oft schweren Gefahren schützen, 
ihr von Seiten des Angeschuldigten selbst erwachsen könr 
Sie geht hierin natürlich nicht so weit, dass sie die 
zu richtiger Verteidigung zwingt, es genügt, dem Vei 
diger eine teilweise selbständige Stellung zu geben. Die 
soll dann ausgehen von dem durch die St P O voraus 
setzten Interesse an Nicht bestrafung '), ob es nun 

') Es ist bekannt, dass schwermütige Personen, deren U 
rechnungsfällig keit dem Laien oft gar nicht erkennbar ist, zuw* 
selbst Taten anderer auf sich nehmen. Religiös fühlende Besc 
digte dagegen glauben zuweilen ihre Tat am . besten dadi 
zu sühnen, dass sie alle Folgen derselben ohne Widerspruch 
sich nehmen. Andere gehen von der Ansicht aus, die Unsc 
bedürfe keines Verteidigers, oder meinen wohl auch, es könnte 
ein Zugeständnis der Schuld aufgefasst werden, wenn sie sich e 
solchen bedienten. 

') Der Satz : Volenti non fit injuria gilt nicht im Strafpro 
Die Ansicht, der Beschuldigte müsse selbst am besten wissen, 
ihm fromme (Sleiiglein, Kommentar, § 137, Nr. 6), mag allerd 
der einen oder andern St P O zu Grunde liegen, entspricht ; 
nicht den Tatsachen. Wenn dem so wäre, dann brauchte der 
schuldigte meist gar keinen Verteidiger. S. Vargha, § '215; KO) 
S. 216. 

=)Vergl. Zachariae, § 112, 11; «Das rechtliche, durch 
Organismus des Strafverfahrens zu schützende und in seiner W 
samkeit zu sichernde Interesse des Angeklagten reduziert sich 
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concreto beim Beschuldigten vorhanden sei oder nicht. 
Er soll die Parteirechte ausüben gemäss der Absicht, in 
der sie gegeben werden, d. h. zu sachgemässer Vertei- 
digung, zur Erfüllung der Aufgabe der verfolgten Partei. 
Ähnlich einem Vormund'} hat er dafür zu sorgen, dass 
nicht der Angeklagte sich selbst Schaden zufüge. 

Dass dem Verteidiger eine selbständige Stellung ein- 
zuräumen sei, ist gemeine Meinung der deutschen Wissen- 
schaft*). Dagegen ist für die deutsche St P O bestritten, 



die Forderung, dass ihm kein Unrecht geschehe, dass jeder nach 
geltendem Recht nicht gerechtfertigte Nachteil von ihm abgewendet 
werde. Dies bestimmt grundsätzlich das Verhalten, das Recht und 
die Pflicht des Dcfensors.» 

') Vergl. Planck, § 64, 2 ft, S. 166; Vargha, § 215. 

') Vergl. t'- ATnVs, S. 244: .Im übrigen ist für die Frage, ob 
der Verteidiger in seiner Tätigkeit durch den Widerspruch des 
Beschuldigten gehemmt wird, der Umstand massgebend, dasa seine 
Mitwirkung im Interesse der materiellen Wahrheitserforschung er- 
folgt.» — Glaser II, S. 245: «— dass die Beiziehung des Verteidigers 
nicht lediglich im Interesse des Angeklagten erfolgt, — dass die 
Verteidigung ja eben darum dem Angeklagten auch aufgenötigt 
wird — ». — Stenglein, Kommentar, § 137, Nr. 6: «Es wäre dies ein 
dankbarer Standpunkt (nämlich dem Verteidiger in Beziehung auf 
Erforschung der Wahrheit eine völlig selbständige Stellung ein- 
zuräumen), aber nicht der Standpunkt der (deutschen) St PO.» Ge- 
rade das wird von andern, m. E. mit Recht, bestritten. — Vargha, 
S. KO; «Der Verteidiger... ist nicht allein für die Privatzwecke 
des Beschuldigten, sondern zugleich auch für den öffentlichen Zweck 
einer gerechten Strafgerichts pflege tätig, er ist nicht nur seines 
Klienten, sondern auch des Staates Mandatar.» — Zachariae II, 
4 112, 1 (S. 289). Der Verteidiger handelt «sei es mit, ohne oder 
selbst gegen den Willen des Angeklagten». — Köhler, S. 217: 
< Der Verteidiger ist dem Beschuldigten gegenüber unabhängig. — 
Mit der Wahl ... ist die Verteidigung in Bewegung gesetzt. Sie 
verfolgt von da ab ihre selbständigen Ziele, unbekümmert, ob sie 
auch Ziele des Beschuldigten sind. Die Ziele bestehen nur darin, 
zu gunsten des Beschuldigten alles dasjenige geltend zu machen, 
was der materiellen Wahrheit nicht offen widerspricht. ^ Durch 
diese Vollmacht werden dem Aufgestellten öffentlichrechtliche Be- 
fugnisse verliehen. Der Aufgestellte unterscheidet sich seiner Stel- 
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idigkeit sich erstrecke. Es fallen 
äsetzesstellen in Betracht: St PO, 
fer hat das Recht der Aktenein- 
/enn während der Hauptverhand- 
liger bestellt werden muss, kann 
s bleibe ihm nicht genug Zeit zur 
iie Verhandlung zu unterbrechen 
iderspruch des Beschuldigten wäre 

(Nur der Verteidiger kann Kreuz- 

daran teilnehmen}. St PO, 223" 
liann unter allen Umstanden an 
limungen teilnehmen). St P O, 217 
es Verteidigers auf Ladung zur 

St P O, 339 (Der Verteidiger darf 
cklichen Willen des Beschuldigten 
St PO, 344 (Zu deren Zurück- 
ner ausdrücklichen Ermächtigung), 
i 344 gelten auch für Wiederauf- 

— Der Verteidiger hat also eine 
echte (St PO, 147, 145, 283, 223, 
nts zuweilen ausdrücklich an den 
n gebunden (St PO, 339, 344, 405). 
r alle die Fälle gilt, die im Gesetz 

reiche aus öffentlichen Wahlen hervor- 
, dass in der Regel die letztern Wahlen 
während der Wahlverteidiger und der 
lelbständiges Recht auf seine Stellung 
1 ... als ein die allgemeine Rechtssicher- 
dem Willen der Partei gänzlich uoab- 
mgen des deutschen Reichsgerichts 
■ des Verteidigers im Strafprozesse ■ . . 
IS Recht und die Pflicht zur objektiven 
auch nur in der besondern Richtung 
die geringere Strafbarkeit des Ange- 
entlichen Recht.» Dagegen v. Kries, 

echte» nennt sie Fuchs, S. 4 ff. 
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nicht explizite geregelt sind. Da ist zunächst eine Gruppe 
solcher auszuscheiden, bei denen kein Streit darüber be- 
steht, dass Verteidigter und Verteidiger nebeneinander 
und unabhängig voneinander handeln können: wenn es 
die Stellungnahme zu einer bevorstehenden richterlichen 
Entscheidung gilt. Da können sie einander entgegenge- 
setzte Anträge stellen und diese begründen, wie es ihnen 
beliebt'). Als Gegenstand der Kontroverse bleiben übrig 
die bindenden WiUensausserungen der Prozesspartei, d. h. 
diejenigen Handlungen, an die das Verfahren irgendwelche 
Rechtswirkungen knüpft. Stenglein '} lässt hier immer 
den Willen des Beschuldigten, und nur diesen, ausschlag- 
gebend sein. Kries ') dagegen meint, wo es der Ein- 
willigung der Partei bedürfe, müsse ausser dem Beschul- 
digten auch der Verteidiger zustimmen ; so in den Fällen 
von St PO, 244 (Zustimmung dazu, dass in den Haupt- 
verhandlungen von der Erhebung einzelner Beweise ab- 
gesehen werde)*). St PO, 265 (Zustimmung dazu, dass 
eine neu auftauchende Anklage in derselben Hauptver- 
handlung beurteilt werde). St P O, 366 (Zustimmung zur 
Verlesung von Protokollen der Vorinstanz im Berufungs- 
verfahren). Der Ansicht, der Verteidiger sei frei in allen 
den Prozesshandlungen, die der Erforschung und Sicher- 
stellung der Wahrheit dienen, sind ferner /oA«, Kommen- 
tar I,S.964; Vargha,S.^öQ\ Cahn,S. 15; Köhler, S. 217 K; 



') Glaser II, S. 246: »In dieser Hinsicht (auf Behauptungen, 
Gründe und darauf gestützte Anträge) stehen Verteidiger und Be- 
schuldigter gleichberechtigt nebeneinander. Das Gericht hört beide, 
prüft, was sie vorbringen, auch wo es nicht übereinstimmt, und ent- 
scheidet, wie stets, nach seiner Überzeugung.» Selbst S^ng"/«'« 
gibt dies zu, Kommentar, § 137, Nr. 6: «In diesen (tatsächlichen und 
RechtsausfUhrungen) ist der Verteidiger unabhängig von den Wün- 
schen des Vertretenen.» v- Kries, S. 244. 

') Kommentar, a. a. O. 

*) S. 244. 

') Ebenso: Entscheidungen des Reichsgerichts I, S. 198; XVI, 
, S. 376; XVn, S.3I5. 
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Bennecke- Beling, § 43, I b, ähnlich schon vor Bestehei 
derdeutschenStPOT-P/aKcft, S. 168; Zacharm l\, S.289»; 
— Glaser, S. 246, scheidet die prozessualen Akte aus, dii 
nebeneinander bestehen können (z. B: Ladung von Zeugen' 
und ist der Meinung, dass diese vom Verteidiger wi 
vom Beschuldigten ausgeübt werden können. Wo abe 
nur eine Entscheidung möglich sei, müsse der Wille de 
letztern den Ausschlag geben. 

Von den schweizerischen Rechten ist das interes 
santeste dasjenige von Solothurn. Sonst ziemlich star 
von der deutschen St P O beeinflusst*), geht es doch hie 
weit über diese hinaus. Offenbar vom Interesse der Recht! 
pflege an sachgemässer Verteidigung durchdrungen, vei 
pflichtet es den Verteidiger sogar ausdrücklich dazu, vo 
der Überweisung von den Akten Einsicht zu nehmen un 
sich mit dem Beschuldigten in Verkehr zu setzen ") ; ebeos 
hält die St PO den Verteidiger dazu an, sich mit der 
Beschuldigten Über den zu stellenden Beweisantrag z 

') Fuchs unterscheidet S. U ff.: « Verzichtsakte >, Handlungei 
die einen Verzicht auf Rechte bedeuten. Sie dürfen jedenfalls nicl 
durch den Verteidiger allein vorgenommen werden. 

') Das soll kein Tadel sein. Dass auf unserem Gebiet die Kai 
tone oft keine rechtsbildende Kraft besitzen, ist einfach Tatsache. D 
ist es doch richtiger, sich an ein Vorbild zu halten, das uns Überflüge 
hat; manchen Kantonen wäre dringend eine St P O zu wünsche; 
die sich einige von den Fortschritten der deutschen zu eigen macht 

') St P 0, 208 1 : « Der Präsident der Anklagekammer tei 
den Antrag des Staatsanw altes, beziehungsweise die Anklageschril 
dem Angeschuldigten abschriftlich mit und lässt ihm anzeigen, da 
er sich mit seinem Verteidiger beraten kann. Zugleich deponie 
er die Akten auf der Kanzlei des Obergerichts und bestimmt de 
Verteidiger eine angemessene Frist, innert welcher er von de: 
selben Einsicht zu nehmen und mit dem Angeklagten sich in Ve 
kehr zu setzen verpflichtet ist. Dem Verteidiger ist von dieser Ve 
fügung sofort Mitteilung zu machen.» 208111; .Sollte der Vertt 
diger ohne genügende Entschuldigung unterlassen, innert der ih 
vom Präsidenten der Anklagekammer gestellten Frist mit dem A 
geschuldigten sich zu besprechen, so kann derselbe durch die A 
klagekammer in eine Ordnungsbusse bis auf 50 Fr. verfällt werden 
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'). Auch sonst entspricht die Behandlung des 
s der richtigen Auffassung seines Prozessamtes, 
vorbehalten, im Überweisungsverfahren An- 
iie Anklagekammer zu stellen *) ; er allein hat 
3er Akteneinsicht schon in den frühern Stadien 
■ens'); ihm sind selbständig alle die Befugnisse 
, zu deren sachgemässer Ausübung der Be- 
in der Regel nicht befähigt wäre: Stellung des 
ages, St PO, 2261 g. oben, Anm. 1)*). — Er- 
I Protokoll betreffend Geltendmachung eines 
itrundes, St PO, 260. — Beim Kreuzverhör wirkt 
erteidiger mit, St P 0, 262 (Es ist aber nicht, 

), 226: 'Der E*räsident des Schwurgerichts hat den ihm 
awalt eingereichten Beweisantrag dem Verteidiger des 
1 mitzuteilen unter Bestimmung einer angemessenen Frist 

derjenigen Beweismittel, welche zur Entlastung des 
1 bei der Hauptrerhandlung geltend gemacht werden 

Verteidiger . . . hat — sich mit dem Angeklagten über 
:nden Beweisantrag zu besprechen und letztern innert 
>estimmten Frist dem Schwurgerichtspräsidenten einzu- 
asselbe gilt nach St P O, 361 U, auch für obergericht- 
I. S. ferner St P O, 413. 

O, 209: "Der Verteidiger kann innert der nach § 20H 
Frist in einer schriftlichen Eingabe an die Anklage- 
rvollständigung der Voruntersuchung verlangen und 
che Einwendungen erheben, welche der Zulassung der 
gesehen von ihrer tatsächlichen Richtigkeit, entgegen- 
;. B. Verjährung, Inkompetenz des Schwurgerichts, Un- 
fähigkeit des Angeschuldigten und dergl.s — Vervoll- 
jegehren im Überweisungsverfahren sind Sache nur 
gers auch in Glarus, St P O, 94 H, 98, 99. St. Gallen, 
22, 123. 

■r Untersuchung, St P O, 58 u u. lll, nach deren Schluss, 
drend der letzten drei Tage vor der Hauptverhandlung 
Akten auf der Obergerichtskanzlei durch alle Betei- 
äehea werden, St P O, 241. Etwas anders St P O, 336 
bei Kassation. — Inwiefern die Akteoeinsicht auch in 
tonen dem Verteidiger vorbehalten ist, s. unten, §23. 
ISO St. Gallen, GKP, 131, und wohl auch Glarus, St PO, 
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leutsche St PO, obligatorisch auf Überein- 
trag von Verteidiger und Staatsanwalt). — 
r der Einvernahme angeben, worüber der 
1 werde, St PO, 262 " (siehe auch St P O, 
ung von Fragen an Zeugen, Sachverstän- 
igeklagte, St PO, 263 (St PO, 362)*). — 
egen die Entscheidung des Präsidenten, 
ie Sachverständigen an der Hauptverhand- 
1 sollen, St PO, 273 (St PO, 362, 379). — 
lufschub der Hauptverhandlung <zur Bei- 
rer Beweise», wenn die Beurteilung auf 
e der Hauptverhandlung ausgedehnt wer- 
, 275'"'). — Bei Feststellung der an die 

llrich G z R, %7, und E, 249 " ; St. Gallen, G K P, 
^O, 324; Zug, E, 65ni; § 262 n der StPO von 
•Der Staatsanwalt und der Verteidiger sind be- 
Einvernahme eines einzelnen oder einer Reihe 
anzudeuten, worauf sich dieselbe beziehen solle.* 
ind andere gehen noch weiter: «Der Ankläger 
ch der Verteidiger) ist berechtigt, vor der Zeugen- 
Geschworenen kurz die Tatsachen zu bezeichnen, 
Anklage stlitzt — .» 

iptverhaadlung kann nur der Verteidiger Fragen 
ingeklagte in : Zürich, G z R, 962 l, und E, 193; 

154 1 (implicite); Waadt, CPp, 362 (iraplicite); 
licite); Aargau, StPO. 327; Zug, E66; Bund, 

(implicite); GraubUaden, G V St, 50 (implicite). 
i Sachverständige: Glarus, StPO, 114; Luzem, 
r durch Vermittlung des Präsidenten); St. Gallen, 
it, CPp, 362 (mit «autorisation du pr^sident>); 
"-V ; Aargau, St P O, 323—325 (bei den Zeugen 
;ann auch der Angeklagte am Verhör teilnehmen); 
nd, BStPf., 70 (wie bei Aargau, s. oben); Mil. 

3. An den Klienten selbst kann der Verteidiger 
Fragen stellen : z. B. St. Gallen, G K P, 154 1 (wie 
ralt nur durch Vermittlung des Präsidenten); Tes- 
iVaadt, CPp, 362; Graubünden, G V St, 50; Zug, 
5t G O, 145 n (d .Vermittlung des Grossrichters), 
ind, BStPf, 100 II; Thurgau, GGG, 152; Aargau, 
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Geschworenen zu richtenden Fragen, St PO, 278": «Auf 
Verlangen des Staatsanwalts oder des Verteidigers sind 
behufs Prüfung der Fragen die Verhandlungen auf kurze 
Zeit zu unterbrechen.» — Antrag, dass die Geschworenen 
sich wieder in das Beratungszimmer zurückziehen sollen, 
um einen Mangel des Wahrspruches zu heben, St P O, 
297 1. — Die die Verfügungsfreiheit des Verteidigers be- 
schränkenden Bestimmungen der §§ 339 und 344 der 
deutschen St P O finden sich wörtlich wieder in § 99 der 
St PO von Solothurn'). 

Andere Kantone haben dem Verteidiger noch folgende 
Rechte vorbehalten: 

Teilnahme an der Vernehmung von Zeugen in der 
Untersuchung. Waadt, CPp, 169"^ (nur, wenn der Staats- 
anwalt anwesend zu sein wünscht). 

Teilnahme an Augenscheinen, wenn der Beschuldigte 
in Haft ist. Tessin, CPp, 156°^. 

Stellung von Anträgen über vorzunehmende Beweis- 
■erhebungen in der Untersuchung. Aargau, St PO, 174. 

Antrag auf Verschiebung der Hauptverhandlung über 
die Frist von 3 Monaten hinaus. Zürich, Gz R, 926 1, E, 218". 

Zustimmung zur Beurteilung ohne Jury, neben der- 
jenigen des Angeklagten. Waadt, CPp, 85, 

Recht, einen Vorstand über die Frage der Zuständig- 
keit zu verlangen und an diesem teilzunehmen. Schwyz, 
VVSt, 233 "-IV 



') Interessant ist der Vergleich der St P O von Solothurn mit 
der aus dem gleichen Jahr (188S) stammenden von Nidwalden. Ausser 
in den sehr umständlichen Ordnungs- und Strafbestimmungen der 
§§ 12, 62, 56111, 95 (dieser § enthält alles, was die St P O unter 
■dem Titel: «Verteidigung" zu sagen hat!) und in den Bestimmungen 
über Wahl etc., §§ 55, 110, faefasst sich diese St PO mit dem Ver- 
teidiger überhaupt nur in § 56 (Akteneinsicht während 4 Tagen, 
nebst umständlichen Strafdrohnngen gegen Unterschlagung und 
Fälschung von Akten) (56iV; Eine Unterredung mit dem Ange- 
schuldigten), § 63 (Anzeige an den Präsidenten, ob und welche 
Richter rekusiert werden) und §65 (Plädoyers)! 
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Teilnahme aa der Haupt Verhandlung, auch wenn der 
»e klagte wegen ungebührlichen Benehmens ausge- 
lossen wird. Neuenburg, CPp, 402'; Freiburg, CPp, 
"■-^ 453; Waadt, CPp, 340; Tessin, CPp, 186; Genf, 
p, 238, 383; Thurgau, G G G, 116; Bund, B St Pf, 65. 

Recht, Beschwerden über Entscheidungen des Gerichts 
r über Handlungen des Präsidenten zu Protokoll zu 
en. Zürich, G z R, 947, E, 245. 

Recht, Abnahme des Handgelübdes von Sachverstän- 
;n zu fordern. St. Gallen, GKP, 86^. (G K P, 151, 
cht dagegen nur von Parteien.) 

Recht, in der Hauptverhandlung zu beantragen, dass 
gen oder Sachverständige, deren Vorladung verweigert 
de, oder die trotz Vorladung nicht erschienen sind, 
[lommen werden, bezw. dass das Verfahren bis zu ihrem 
cheinen eingestellt werde. St. Gallen, GKP, 156. 

Zustimmung zu Unterlassung weiterer Beweisver- 
dlung bei glaubwürdigem Geständnis des Beschul- 
en. Bund, Mil. StGO, 144". 

Recht, Stellung einer besonderen Frage an die Ge- 
jvorenen über strafausschliessende oder -mildernde 
stände zu fordern auf Grund der Behauptung, dass 

betreffende Umstand vorliege. Bund, BStPf, 101; 
gau, StPO, 345'; Zürich, GzR, 979; Thurgau, GG 
153. 

Es fehlt also auch bei uns nicht an Bestimmungen, 
nur in der richtigen Auffassung der Tätigkeit des Ver- 
igers (als eines Prozessamtes} ihren Grund haben 
nen; sie treten aber in der Regel nur vereinzelt auf, 
it in konsequenter systematischer Durchführung, die 
: das Verhältnis von Verteidiger und Beschuldigten 
ffältig ordnende Hand erkennen Hesse. 

Die Tätigkeit der verfolgten Partei kann durch den 
etzgeber nach 4 nebeneinander anwendbaren Formen 
niert werden: 
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I. Handlungen, die nur durch den Besc 
genommen werden können oder für die nur 
Beschuldigten massgebend ist. Widerspi 
teidigers wäre belanglos. 

IL Handlungen, für die nur der Wille di 
massgebend ist. Der Beschuldigte hat n 
sagen. 

III. Handtungen, die nur durch beide g 
Wissermassen durch gesamte Hand) vorg« 
den können ; Widerspruch des einen von 1 
das Zustandekommen. 

IV. Handtungen, die unabhängig von be 
werden können. 

Für jede prozessual rechterhebliche Wi 
der Partei hat der Gesetzgeber auch festzu! 
dieser 4 Formen auf sie Anwendung finde 

Form I wird überall da nicht zu ge 
wo dem Verteidiger eine gewisse Selbständ 
bleiben soll. Diese Selbständigkeit hat, wie 
wurde, ihren Grund darin, dass der Ve 
Vargha anschaulich sagt *), «nicht nur si 
sondern auch des Staates Mandatar» ist, 
dings in einseitiger Weise, an der Erforschu 
Stellung der Wahrheit teilnimmt und so den 
verwirklichen hilft. Wo diese Aufgabe, da; 
Staates», im Vordergrund steht, wird d< 
nicht an den Willen des Beschuldigten ; 
dürfen ; es muss also Form II oder IV ( 
tinten) zur Anwendung kommen. Der II. 

*) Im einzelnen kann hier darauf nicht eing 
einmal, weil das zu weit führen würde, dann au- 
wesentlich auf praktische Erfahrung ankommt, di 
abgeht. Es werden deshalb nur die Grundsätze ent 
gebend sein sollen, wenn nicht besondere Umsti 
heischen. 

') Seite 350. 
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Vorzug geben für Parteihandlungen, die sachgemäss in 
der Regel nur vom rechtskundigen Verteidiger vorge- 
nommen werden können, wo der Beschuldigte diesem die 
Wahrnehmung seiner Interessen füglich überlassen kann, 
oder bei denen der Beschuldigte vielleicht nur störend 
eingreifen würde (z. B. Mitwirkung bei Feststellung der 
Fragen an die Geschworenen), Wenn nur I und II (und 
nicht auch IV) in Frage stehen, wird II jedenfalls immer 
dann zu wählen sein, wenn es sich um technische Einzel- 
heiten der Verteidigung handelt, die der Verteidiger zweifel- 
los besser zu beurteilen vermag. (Wenn z. B. wahrend der 
Hauptverhandlung der Verteidiger wechselt, deutsche 
St P O, 145", so soll dem neuen Verteidiger das Recht vor- 
behalten sein, Unterbrechung oder Aussetzung der Ilaupt- 
verhandlungen zu verlangen, auch wenn der ungeduldige 
Klient damit nicht einverstandan wäre.) Die III. Form 
wird ihr hauptsächlichstes Anwendungsgebiet in den Partei- 
handlungen finden, die einen Verzicht, eine Erlaubnis, Zu- 
stimmung oder dergleichen in sich schliessen, falls dabei 
Interessen des Beschuldigten und des Staates in Frage 
kommen können. (Z. B. Zustimmung zur Beurteilung ohne 
Jury; Verzicht auf die Vorführung gewisser Beweismittel 
in der Hauptverhandlung etc.) Die Ansicht des Vertei- 
digers darf hier keinesfalls unberücksichtigt bleiben (wie 
es in den meisten Schweiz. St P O geschieht, es wäre denn, 
es handelte sich um eine reine Sache des Beschuldigten. 
Es ist schon in § 15 darauf hingewiesen worden, wie 
wichtig es sei, dass die St PO den Verteidiger auch äusser- 
lich seiner Bedeutung {als selbständiger Vertreter der ver- 
folgten Prozesspartei, als Prozessbeamter) entsprechend 
behandle. Es sollte ihm deshalb ein • eigenes»') Recht 
auf Ladung zu allen Verhandlungen, an denen er teil- 
nehmen kann *), und auf Notifikation aller für die Ver- 

') Ausdruck von Fuchs, S. 4 ff. 

') Es wäre die Aufnahme einer ganz allgemeinen Bestimmung 
zu wünschen. Z.B.: -Der Verteidiger soll von Zeit und Ort aller 
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teidigung erheblichen Beschlüsse >) gewährt werden, und 
wo, wie in der Anklageschrift*), im Urteil '), im Protokoll^), 



VerhandluDgen, an denen er teilzunehmen berechtigt ist, benach- 
riclitigt werden. • Die St P O von Glarus, Art. 106, macht einen 
Unterschied zwischen dem Verteidiger, den sie •avisieren>, und dem 
Beschuldigten, den sie vorladen lässt; das ist ganz richtig, denn 
der Beschuldigte kann, wenn er nicht kommen will, vorgeführt 
werden, nicht aber der Verteidiger; dass Glarus diese feine Unter- 
scheidung betont, ist deshalb besonders erfreulich, weil sonst gerade 
durch die Rechte der innerschweizerischen Kantone der Verteidiger 
oft in sehr wenig schmeichelhafter Weise mit dem Beschuldigten 
in einen Tiegel geworfen wird. — Ladung des Verteidigers ist 
durchaus nicht immer Im Gesetz vorgesehen. Sie wird, aber immer 
nur für einzelne Termine (besonders für die Haupt Verhandlungen), 
ausdrücklich gefordert durch: Bund, Mil. StGO, 127; Luzern, St 
EV, 184; Schwyz, Geschäftsordnung für die Strafgerichte, § 17; 
Glarus, St PO, 106; Solothurn, St PO, 233, 238" (Richter. Ge- 
schworene, Staatsanwalt und Verteidiger werden eingeladen), 336 ' 
(hier werden Staatsanwalt und Verteidiger vorgeladen) ; St. Gallen, 
GKP, 136,^137. Ausführliche Bestimmungen über die Form der 
Ladung von Verteidigern: Thurgau, G G G, 91 d, 190, 210; Tessin, 
CPp, 156 (Untersuchung), 177 1,237, 251 H; Waadt, C P p, 291, 
298 II, 504 II; Neuenburg, CPp, 374. 

') Ebenso andere Vorkommnisse (z. B. Schtuss der Unter- 
suchung), mit denen Rechte der Verteidigung wirksam werden. Die 
im Text vertretene Auffassung der Stellung des Verteidigers fordert 
auch, dass diesem seine Wahl (auch bei Wahl Verteidigung) ange- 
zeigt werde. — Bund, O G, 115", BStPf, 49111; Zürich, GzR, 
922 1. Mitteilungen an den Angeklagten oder seinen Verteidiger; 
Schwyz, V V St, 179. Beginn der Akten einsieht. Solothurn, St F O, 
208 I, 220, 226 i, 233, 361 H; BaseJstadt, St P O, 73; Tessin, CPp, 
163, 167111; Neuenburg, CPp, 167"l. 

') Vorgeschrieben in Freiburg, CPp, 2^. 

•) S. Bund, BStPf, 125g; Bern, VStS, 2791V; Uri, R T, 33; 
FreJburg, C P p, 259 (Baselstadt St P 0, 107 l) ; Aargau, St P 0, 
296c; Wallis, PPG, 306; Tessin, 2145'. 

*) S. St. Gallen, GKP, 1781"; Solothurn, StPO, 311 ", 383; 
Waadt, CPp, 387; Wallis, CPp, 287; Tessin, CPp, 209'f. 
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Partei in offizieller Weise genannt wird, sollte auch 
1 Name nicht fehlen')*). 



II. Stellung des Verteidigers gegenüber dem 
Staatsanwalt. 

§ 20. 

Es soll hier nicht die Rede sein von den Beziehungen 
Verteidigers zum Staatsanwalt {entsprechend etwa dem 
tiergehenden Paragraphen, der dessen Beziehungen zum 
geklagten behandelte); solche sind nicht Gegenstand ge- 
licher Regelung ; wohl aber von der Stellung des Ver- 
igers im Vergleich mit derjenigen des Staatsanwalts. 

Ein Unterschied, der in der Natur der Sache liegt, 
einmal der, dass die Staatsanwaltschaft ftir sich allein 
: Prozesspartei bildet, während der Verteidiger aller- 
es auch Glied einer solchen ist, Glied einer Partei aber, 
deren Haupt der Angeklagte betrachtet werden muss. 
;ng genommen gehörte deshalb eine Vergleichung der 

'] Eine Folge des Vertrauensverhältnisses, das zwischen dem 
leidiger und seinem Klienten besteht, äussert sich in dem Recht 
Verteidigers, das Zeugnis zu verweigern tlber das, was er in 
;m Verhältnis erfährt. Vefgl. Bund, Altgemeines Verfahren, 
Pf, 75rf, Militärstrafverf. Mil. StGO, 86 "l; Zürich, GzR, 862; 
1, V St S, 219 (s. Monatsblatt für bernische Rechtsprechung 

aW);Luzern, StRV, 149; Uri, RJA, 35c; Glarus, StP0 69c; 
, E,35; Solothurn, StPO, 168, Nr. 2; St. Gallen, GKP, 92c; 
gau, StPO, 2-21; Thurgau, G G G, 127 c (bez. der Mitteilungen, 
ihnen > als Geheimnisse» anvertraut sind); Tessin, C P p, 80; 
Jis, PPO, 207 («können weder berufen noch zugelassen werden»), 

') Das Verhältnis von Verteidiger und Beschuldigten gibt An- 
zu manchen interessanten Streitfragen, die aber, weil sie nicht 
enstand gesetzgeberischer Massnahmen sind, hier nicht näher 
tert werden können. Eine der am häufigsten besprochenen ist 
ob der Verteidiger berechtigt sei, dem Klienten von einem Ge- 
inis abzuraten. Vergl. Köhler, S. 335 ff; Bennecke- Beling, 

Anm. 13; Cahn, S. 19. 
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prozessualen Stellung der Parteien nicht hierher ; selbst- 
verständlich wird aber die tatsächliche Stellung des Ver- 
teidigers wesentlich dadurch beeinflusst, wie seine Partei 
derjenigen des Verfolgers gegenübersteht. 

Der Grundsatz , der die gegenseitige prozessuale 
Stellung des Verteidigers beherrscht, ist schon in § 2, 
S. 20, ausgesprochen worden. Man bezeichnet ihn oft 
als Prinsip der Waffengleichheit. Doch hat dieser Aus- 
druck in neuerer Zeit entschiedene Anfechtung erfahren 
ja Kries, S. 220, sagt geradezu : «Dies sogenannte Prinzip 
der Waffengleichheit ist eine Phrase.» Ihm schliesst sich 
auch Köhler, S. 229, an, allerdings bedeutend vorsichtiger 
im Ausdruck. Es muss zugegeben werden, dass es sich 
nicht um absolute Gleichheit (höchstens um Gleichwertig- 
keit) der Waffen handeln kann, Sie ist einmal nicht not- 
wendig, da zuweilen, wie Kries a. a. O. richtig sagt: «eine 
äussere Gleichheit der Rechte in Wahrheit die grösste 
Verschiedenheit» bedeutet, ferner aber auch gar nicht 
durchführbar. Falsch wäre es auch, zu glauben, dass 
dieses Prinzip der Waffengleichheit oder -gleichwertigkeit 
etwas anderes bedeute, als ganz einfach die konsequente 
Anwendung des Anklagegrundsatzes, der Verhandlungs- 
maxime ^). Man könnte also den Ausdruck: Prinzip der 
Waffengleichheit aufgeben, da er zu Irrtümern Anlass 
gibt ; hierzu würde man sich wohl auch leicht entschüessen, 
wenn dieser Ausdruck nicht ein Bild gebrauchte, das 
sehr anschaulich ist, und sich dadurch von den Bezeich- 
nungen «Anklagegrundsatz» und «Verhandlungsmaxime» 
zu seinem Vorteil unterscheiden würde. — Auf keinen 
Fall aber darf man mit dem Ausdruck auch die Sache 
selbst aufgeben; es muss vielmehr festgehalten werden, 
dass, um mit Zacharicc^) zu sprechen, «die Mittel der 
Verteidigung sich mit denen des Angriffs grundsatzlich 

') Siehe Glaser, S- 26. 

') II, § 110 I. Vergl. auch Planck, § 65, c. 1, und Schott, S. 13. 
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im Gleichgewicht befinden müssen ». Der Gesetzgeber 
darf folglich, wenn er nicht dem Prozesszweck zuwider- 
handeln will, nicht eine Partei irgendwie formell besser 
stellen; er muss beiden die volle Möglichkeit offen lassen, 
■durch sachliche Gründe auf das Urteil einzuwirken, und 
muss beiden die gleiche Garantie dagegen schaffen, dass 
der Gegner durch andere als sachliche Gründe dasselbe 
beeinflusse. Natürlich muss dabei die besondere Lage 
und Aufgabe jeder Partei berücksichtigt werden. Sofern 
aber diese nicht Ausnahmen erheischen, sollte allerdings 
der Verteidiger dem Staatsanwalt formell gleichgestellt 
werden, und diese Gleichstellung muss auch äusserlich 
zum Ausdruck kommen. So kann dann der Strafprozess 
gleichzeitig in den Verteidigern das Bewusstsein gross- 
ziehen, dass auch sie im Dienste der Rechtspflege stehen. 
Die konsequente Durchführung des Anklagegrundsatzes 
verlangt aber auch, dass der Staatsanwalt nicht solche 
Funktionen (besonders in der Untersuchung} ausübe, die 
sich nicht mit der Stellung einer Partei vertragen ^), 
Auch ist zu beachten, dass der Staatsanwalt, als ständiger, 
erfahrener und geübter Anklagebeamter, von vornherein 
im Vorteil ist gegenüber den wechselnden Verteidigern, 
die oft recht selten Strafprozesse zu führen bekommen. 
Man kann leider nicht sagen, dass gegen die ange- 
führten Grundsatze in den schweizerischen St P O nicht 
häufig schwer gesündigt werde. In bedenklich hohem 
Masse kommt da oft noch dem Verfolger der Umstand _ 
zu gute, dass er als Anwalt des allmächtigen Staates be- 
trachtet wird*). Selbst die verfehlte französische Auf- 
fassung des Staatsanwaltes als eines Hüters der Gesetze 
ist, wenn auch nirgends mehr unumwunden anerkannt, 



■) Näheres hierüber bei Meyer, §§ 10, 15—17, vergl. auch Oh- 
walden, St R V, 15 n. 



*J Hierüber siehe oben, S. 18. 
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doch noch nicht überall beseitigt^). Die Stellung des 
Verteidigers dagegen wird meist dadurch beeinträchtigt, 
dass zwischen ihm, dem unbescholtenen und unverdächtigen 
Prozessbeamten, und dem Beschuldigten, dem vermutlichen 
Missetater und faktisch oft minderwertigen Subjekt, nicht 
scharf genug unterschieden wird. 

III. Die Stellung des Verteidigers zum Gerieht. 

§ 21. 

Der Wahlverteidiger bedarf dem Gericht gegenüber 
der BevoUmäcbtigung ; zu deren Beweis genügt jede darauf 
gerichtete, wenn auch stillschweigende Willensäusserung 
des Beschuldigten. Die schweizerischen Strafprozess- 
ordnungen bestimmen nichts darüber"). Ausdrückliche 
Ermächtigung wird zuweilen für einzelne Prozesshand- 
lungen gefordert; für Zurücknahme eines eingelegten 
Rechtsmittels, z. B. Solothurn, StPO, 99"; deutsche StPO» 
344". 

Der Verteidiger hat dem Gericht gegenüber das 
Recht auf die gesetzlich vorgeschriebenen Ladungen und 
Notifikationen *). 

') Vergl. Obwalden, StRV, 15, Ziff. 2 : «Vor den Schranken 
des Gerichts hat er (Staatsanwalt) seinen Antrag aus tatsächlichen 
und rechtlichea Gründen bestens zu begründen und überhaupt durch 
seinen Vortrag kräftig zu erzielen, dass der Beschuldigte sowohl 
Achtung vor der Gerechtigkeit der Strafjustiz als das Bewusstsein 
seiner Fehlbarkeit erlange; auch hat er einem die Schranken des 
Rechts und der Wahrheit überschreitenden Verteidiger nachdruck- 
samst (I) zu replizieren.» Nidwaiden, StRV, 1211, hat im letzten 
Passus vor «die Schranken» ein •allfällig» eingeschoben und »nach- 
drucksamst» durch «angemessen» ersetzt. Rudimente derselben Be- 
stimmung finden sich noch in Uri, RJ A, 15, und Sehwyz, VVSt, 240. 

») Die deutsche St P O, §§ :S3, 373, 390, 427, 451, 457, verlangt 
dagegen ausdrücklich schriftliche Vollmacht, wenn der Verteidiger 
zugleich Vertreter des Beschuldigten ist, also ohne diesen auftritt. 

') Siehe Aom. 2, Seite 112, und Anm. 1, S. 113, 
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Er ist dem Gericht formen untergeordnet, steht 
dessen Sitzungs- (und Prozess-) Polizei. An disziplinaris 
Vorscliriften ist in unsern Gesetzen kein Mangel •): I 
OG, 391- ™>}. B St Pf, 72: «Der Präsident ... sc 
die Zeugen vor Ungebühr.» ß St Pf, 189—192. — Zi 
G z R, 894' = E, 20«), G z R, 964 = E, 256, G z R 
= E, 258. — Bern. Anwaltsgesetz, § 16, V St S, 28 
Luzern. St R V, 186*). — Uri. RJ, 13: .Trölerei.; 
42"'. — Schwyz. VVSt, 226, 239. Geschäftsordnun 
die Strafgerichte, § 36 (schwarzer Anzug, mit D 
Angeklagter ohne Degen, § 39). — Obwalden. St 
75^ (Aktenfalschung!) 121, 82, 126, 131": «Trölerei» 

— Glarus. StPO, 94, 109: «Anzüglichkeiten und 
Schweifungen», 114. Geschäftsordnung für die Strafger 
§§ 28, 29. — Zug. E, 62", 67". — Freiburg. CPp, 
173. — Solothurn. St P O, 76, 208'» 287. — Basel 
StPO, 85'". — Appenzell l.-Rh. Verordnung, 25. X 
§§ 6, 7. — St. Gallen. G K P, 8', 140, 146. — Graubü 
G V St, 49. — Aargau. St P O, 133, 301, 327. — Thu 
Anwaltsgesetz, §§ 6, 7, G G G, 124. — Tessin. CPp, 

— Waadt. Loi sur le barreau, 34—36, CPp, 337, 



') Sie pflegen sich um so üppiger zu entfallen, je dUrftig 
Bestimmungen über die Rechte des Verteidigers sind. S. 
Anm. 1, S- 5. 

') Zu beachten, dass diese Bestimmungen ganz allgemc 
halten sind, sich also nicht nur gegen den Verteidiger richtt 

') Kann als Muster dienen : "Aüe bei dem Strafverfahre 
wirkenden Personen, Richter, Geschworene, Untersuchungsb 
Ankläger und Verteidiger, sollen mit Ei'nst und Ruhe zu "^ 
gehen, weder gegen Parteien noch gegen Zeugen sich Droh 
und Beleidigungen erlauben und sich aller Entstellungen der ' 
heit enthalten.» 

') Pfyff^^", Kommentar, bemerkt zu § 189 : «Besonders ha 
der Präsident den Abs. III des § 186 (er kann die Anwälte 
brechen und zurechtweisen) strenger zu handhaben, indem bei ' 
Sachwaltern starke Neigung vorhanden ist, die Zeugen z 
wirren, selbe auf eine moralische Folter zu spannen oder j 
beleidigen,' 
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363. — Wallis. P P O, 2771,278,279,285. — Neuenburg. 
CPp, 179. — Vielfach ist hier noch eine Behandlung des 
Verteidigers gebrauchlich, die sich mit dessen Würde 
durchaus nicht verträgt '). Was die Sitzungs- und Prozess- 
disziplin betrifft, gehört der Verteidiger in dieselbe Kate- 
gorie wie die andern an der Rechtspflege Beteiligten ; 
ihn hier mit dem Beschuldigten zusammenzuwerfen, ist 
eine Geschmacklosigkeit, Überhaupt ist zu besonderen 
Strafbestimmungen gegen ihn kein Anlass vorhanden. 
Will man die Tätigkeit der Parteien (z. B. Zeugen gegen- 
■über} unter solche stellen, dann muss auch der Staats- 
anwalt einbezogen werden. 

Der Verteidiger kann nie dem Gericht angehören, das 
eine Sache beurteilt, die er einmal als Verteidiger ge- 
föhrt hat*). 



B. Recltte und Pflicliteii des Verteidigers. 

Art und Umfang der dem Verteidiger aufzuerlegenden 
Pflichten und zu gewährenden Rechte bestimmt sich natür- 
lich nach seiner Aufgabe und nach den Umständen, unter 

') AllerdiDgs kann man sich oft des Eindrucks nicht erwehren, 
dass die Verteidiger zuweilen merkwürdige Begriffe von ihrer Stel- 
lung und Aufgabe betätigen müssen. Anders wäre es unverständ- 
lich, wie die Gesetze dazu kommen sollten, so ungeheuerliche Straf- 
be Stimmungen aufzustellen. 

')Bund, OG, 27, Nr. 2. — Zürich, E, IUI". —Bern, VStS, 
27, 7 und 8 (selbst Verwandte des Verteidigers). — Luzern, St R V, 
181 d. — Uri, R J, 51, Nr. 7. — Obwalden, St RV, 8, ZifJ. 3. — Zug, 
E,57c. — Freiburg, C P p, 25 1".— Solothurn, St PO, 28, Nr. 4. — 
St. Gallen, GKP, 3 f. ~ Aargau, StPO, 100. — Thurgau, GGG, 
3 f. - Tessin, C P p, 20 IV, v, 2t. - (Waadt, CPp, 95, 4) — (eben- 
so Wallis, PPO, 260, 4.) — Genf, CJp, 231 n, 249, 2. Einige, 
z. B. Aargau, betrachten den Verteidiger nicht als von der Furk'.ion 
des Richters in derselben Sache ausgeschlossen, sondern nur als 
rekusierbar. Das ist m. E. nicht richtig. 



.y Google 



^ 



— 120 — 

denen er sie zu lösen hat. Die Pflichten zunächst beiseite 
lassend, teilen wir die Rechte ein nach ihrer Beziehung 
zu dieser Aufgabe in : 

I. Reckte, die der Vorbereitung der Verteidigung 
dienen. Hierher gehören : 

1. Recht auf Verkehr mit dem Beschuldigten, § 22. 

2. Recht auf Akteneinsicht, § 23. 

II. Rechte, die der Verteidigung selbst dienen. 

1. Recht auf Teilnahme am Verfahren, auf Anwesen- 
heit bei Verhandlungen, auf Stellung von Anträgen, recht- 
liches Gehör; siehe unten: Stellung des Verteidigers in 
den verschiedenen Stadien des Prozesses, §§ 25 — 27. 

2. Recht auf Ladungen, Mitteilungen; siehe S. 112, 
Anm. 2, und S. 113, Anm. 1. 

Dadurch, dass er die Verteidigung führt, erwirbt der 
amtliche Verteidiger nach den meisten Gesetzgebungen 
einen Anspruch auf Honorar; siehe § 10. 

Die Pflichten des Verteidigers sind nur zum kleinsten 
Teil Gegenstand gesetzlicher Bestimmungen; soweit dies 
der Fall ist, werden sie bei Rechten, an deren Ausübung 
sie geknüpft sind, behandelt. 

§ 22. 
Recht des Verkehrs mit dem Beschuldigten. 

Es kann sich hier nur um den verhafteten Beschul- 
digten handeln, denn wenn er frei ist, darf, wie jeder- 
mann, so auch der Verteidiger ungehindert mit ihm ver- 
kehren. 

Der Zeitpunkt, von dem ab der Verkehr gestattet 
wird, ist in den einzelnen schweizerischen St P O sehr 
verschieden angesetzt und fällt entweder in die Unter- 
suchung, das Überweisungs- oder das Zwischenverfahren. 

I. Schon während der Untersuchung darf der Ver- 
teidiger mit dem Beschuldigten verkehren; 
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Zürich. GzR, 816: »Der Verhaftete darf sich auch 
während der Untersuchung einen Rechtsbeistand wählen 
und sich mit Erlaubnis der Untersuchungsbehörde mit 
demselben frei und unbeaufsichtigt beraten. 

Sobald der Verhaft über 14 Tage gedauert hat, soU 
ihm diese Erlaubnis ohne besondere Gründe nicht ver- 
weigert werden. 

Gegen die Verweigerung kann an das Bezirksgericht 
bezw. an die Anklagekammer rekurriert werden.» Der 
Entwurf geht in §§ 18 und 19 einen Schritt weiter: Zum 
Verkehr überhaupt bedarf der Verteidiger keiner Erlaubnis 
mehr. Wahrend der Untersuchung kann aber der Unter- 
suchungsbeamte «von allen schriftlichen Mitteilungen Ein- 
sicht nehmen und bei mündlichen Besprechungen eine 
Urkundsperson beiwohnen lassen» ; nach den ersten vier- 
zehn Tagen der Haft jedoch nicht mehr ohne besondere 
Gründe. Rekurs, E, 19", wie GzR, 8I6"i. 

Solothum. St P O, 57 '-ni, beinahe wörtlich gleich 
§. 148'-"» der deutschen St P O. (In Absatz II heisst es 
aber: «so lange die Untersuchung nicht geschlossen ist» 
statt « so lange das Hauptverfahren nicht eröffnet ist» !) 
Der Verkehr ist also immer gestattet; während der Unter- 
suchung kann aber der Untersuchungsrichter einen Beamten 
der gerichtlichen Polizei den Unterredungen beiwohnen 
lassen und schriftliche Mitteilungen, deren Einsicht ihm 
nicht gestattet wird, zurückweisen (nicht etwa erbrechen!). 
Eine Besonderheit der solothurnischen St P O •) besteht 
darin, dass unter Umständen eine Unterredung mit dem 
Beschuldigten dem Verteidiger zur Pflicht gemacht wird. 
St PO, 208 1. Dem Verteidiger wird während des Über- 
weisungsverfahrens eine Frist gesetzt, innert der er sich 
mit dem Angeschuldigten «in Verkehr setzen» soll. St P O, 



') Meines Wissens findet sich eine ähnliche Bestimmung nur 
1 der preussischen Kriminalordnung von 1805, § 131. 
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226", Besprechung über den zu stellenden Beweisantrag 
(s. S. 106, Anm. ■{, und S. 107, Anm. 1). S. auch 361 ", 413^). 

Aai^au. StPO, 1731", übereinstimmend mit Zürich, 
GzR, 8I6I-". 

Tessin. C P p, 63, im wesentlichen eine Übersetzung 
von § 148 der deutschen StPO (vergL auch § 57 der 
St F O von Solothurn). Absatz II beginnt aber : «Tuttavia 
fino a che non sia presentato l'atto di accusa . . .» 

Neuenburg. CPp, 64'": «Le droit du defenseur de 
communiquer librement avec le pr^venu est d'ailleurs 
r^servö.» Diese Bestimmung wird jedoch eingeschräniit 
durch §§ 60—62 über die Mise au secret. Art. 60: «Le 
prevenu qui se trouve en ^tat de attention peut gtre mis 
au secret par ddcision du juge d'instruction, lorsque les 
besoins de l'enquöte l'exigent, 

Cette decision devra faire l'objet d'une mention au 
procts verbal.» Art, 61: «Le prövenu mis au secret ne 
peut communiquer avec personne.» Art. 62: «Dans la 
r&gle la mise au secret ne doit pas d^passer huit jours. 
Exceptionnellement le juge est autorisfi ä prolonger cette 
mesure, avec le consentement du procureur g^nöral, 

En cas de dissentiment la chambre d'accusation sta- 
tuera dans les vingtquatre heures.» — CPp, 181, bestätigt 
das Recht freien Verkehrs, behalt aber vor die »Pr^cautions 

') Je mehr der Verteidiger als Prozessbeamter behandelt wird 
(die solo thurni sehe StPO tut dies in verhältnismässig hohem Masse), 
um so mehr nird man darauf achten müssen, dass er nicht den Kon- 
takt mit dem Beschuldigten, wohl gar auch dessen Vertrauen, ver- 
liere. Hieraus erklären und rechtfertigen sich die angeführten Be- 
stimmungen. — Wenn nicht das Vertrauen des Angeklagten zum 
Verteidiger und dasjenige des Volkes zur Rechtspflege dadurch 
gefährdet würde, wäre nicht einzusehen, warum nicht auch die Ver- 
teidigungen durch eine Amtsstelle, ähnlich der Staatsanwaltschaft, 
geführt werden sollten. Über Vorschläge in diesem Sinne siehe 
unten, § 25. — Praktische Versuche sind meines Wissens nicht ge- 
macht worden (der öffentliche Verteidiger in Luzern, Glarus und 
St. Gallen ist für den Beschuldigten fakultativ ; s- oben, § 7, S. 50 ff,). 
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exigöes par les circonstances» ; hierbei ist nicht etwa an 
Urkundspersonen zu denken, sondern nur an Massregeln, 
die etwa zur Sicherheit des Verteidigers selbst zu treffen 
wären u. dergl. — Eine kleine Beschränkung enthält auch 
CPp, 414'}: «. . . il (racusö) a la facuU6 de conförer 
avec son dßfenseur pendant le cours des d^bats; toutefois 
il ne lui est pas permis de le consulter avant de röpondre 
ä une question.» Hierzu bemerken die Motive (ad art. 
414): «L'accus^ a la facultö de conftrer avec son defen- 
seur pendant le cours des dfibats, c'est-ä-dire non seule- 
ment de s'entretenir avec lui dans la, salle d'audience. 
mais de demander de pouvoir se retirer avec lui.» 

Genf, C J p, 61 "■ : "L'inculpö est libre de conförer avec 
son avocat» (unter dem Titel: «L'Information»). — Mise 
au secret, CJp, 70": «pendant huit jours au plus*. Ver- 
längerung nur mit « autorisation de la Chambre d'instruc- 
tion » *). Das ist jedenfalls richtiger, als wenn (wie in 
Neuenburg, CPp, 62') auf die Zustimmung des Staats- 
anwaltes (der doch Partei ist) abgestellt wird. CJp, 149, 
= Art. 61, CPp von Neuenburg. S. auch: «Loi constitu- 
tionnelle sur la libertö individuelle, etc., du 23 IV 49, §10.» 

Waadt. CPp, 79; Verkehr gestattet, aber, nach Art. 
74, nur mit "permission sign^e par le juge, et en pr^sence 
du geOIier", *ä moins d'autorisation contraire du juge», 
Vergl. auch Art. 286 und 287 »). 



'1 Vergl. § 245"! der österreichischen St PO. 

') «Si^geant en Chambre du Conseil», vermutlich so genannt, 
weil die Sitzungen nicht öffentlich sind im Gegensatz zu denen der 
Chambre d'Instruction, siehe CJp, 144, liJO, l:il, 174. Der Staats- 
anwalt muss gehört und es muss von allen Akten Kenntnis genom- 
men werden; ausserdem bestimmt Art. 152: ^Cette mesure (Ver- 
längerung der mise au secret) ne doit #tre autorisöe que dans le^ 
cas d'une gravit^ eiceptionnelle-» 

') Die deutsche St P O, § 148, gestattet bis zur Eröffnung des 
Haupt Verfahrens den Verkehr nur unter den bei Solothurn erwähn- 
ten Bedingungen; nachher ohne Aufsicht. Auch die österreichische 
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II. Nach Schluss der Untersuchung kann der Ver- 
teidiger mit dem Beschuldigten verkehren: 

Bund. Militärstrafverfahren. Mil St G O, 107. Unbe- 
aufsichtigter Verkehr vom Schlüsse der Untersuchung an '). 
Bern. V St S, 246. Freier Verkehr im Überweisungsver- 
fahren. Nach VStS,. 161'-", muss der Verteidiger sich 
vom Richter eine Erlaubniskarte ausstellen lassen und 
muss sich in der Untersuchung, nicht aber vom Über- 
weisungsverfahren an {§246), die Gegenwart desGefangen- 
wärters gefallen lassen, «wenn nicht der Richter hierzu 
eine andere Person bezeichnet oder den Besuch ohne 
Beisein irgend jemandes gestattet*)». 

Luzernkenntnoch die den urschweizerischen Kantonen 
eigentümliche Beschrankung des Verkehrs auf jeweilen 
eine Unterredung. St R V, 174. Erste Unterredung nach 
dem Schlussverhör ^). StRV, I84i^. Zweite Unterredung 
vor Mitteilung der Anklageakte und des Verzeichnisses 
der Zeugen, deren Ladung der Staatsanwalt begehrt. 

Glarus. St PO, 94'": «ohne Beisein dritter Personen.. 
Während der Frist, da der Verteidiger zur Einsicht der 
Akten berechtigt ist (3—10 Tage, St PO, 91), «wie auch 

St P {§ 45) lässt Besprechungen nur zu im Beisein einer Gerichts- 
person. Der französische Strafprozess gestattet freien Verkehr mit 
dem Beschuldigten auch während der Untersuchung seit d^r Loi 
Constans, d.h. Loi du 8 XH 97, s. unten, S. 145, und CJcr, 302. 

') Dieser Art. 107 ist noch nicht vorhanden im Entwurf vom 
10. IV. 88. 

VStS, 161, scheint wirklich auch auf den Verteidiger be- 
zogen werden zu müssen. Kocher zitiert diesen Artikel auch bei 
Art. 246. Die Ausstellung einer Erlaubniskarte durch den Richter 
ist für diesen dann obligatorisch; sonst wäre kein Grund mehr vor- 
handen, von "freiem» Verkehr zu sprechen. 

') Noch vor Schluss der Untersuchung. Luzern ist trotzdem 
nicht zur ersten Gruppe zu zählen, denn es handelt sich hier nicht 
um eine Vorbereitung zur Mitwirkung bei der Untersuchung, viel- 
mehr bloss um die Frage, ob Akten Vervollständigung zu begehren 
sei. Siehe Anm. 3, S. 86. 
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iron § 98» (wo vom Staatsanwalt Ergänzung 
mg oder Stellung vor Gericht beantragt 
n freier Verkehr auch über die Frist des 
estanden ist, lässt sich nicht mit Sicherheit 

>: «... Nach Einsichtnahme der Akten 
tsanwalt ist dem Verteidiger freie Beratung 
ichuldigten gestattet ..." 
GKP, 24, Unbeaufsichtigter Verkehr «von 
■ an, wo ihm der an die Anklagekammer 
rag des Staatsanwaltes mitgeteilt wird», 
i-ird unterbrochen für die Dauer einer von 
nmer beschlossenen Ergänzung der Unter- 

^ V St, 172. Unbeaufsichtigter Verkehr, 
^chlussbericht des Verhörrichters abgefasst 
ieschäftsordnung, § 43. 

St R V, 56'^: .Dem Angeschuldigten, 
itet isr, ist in dieser Zeit {im Überweisungs- 
rend einer Frist von 4 Tagen, die dem 

Einsicht der Akten gewährt wird) auf 
; Verteidigers) Verlangen eine Unterredung 
äiger ohne Zeugen gestattet*).« 
tch der Überweisung gestatten den Verkehr: 
StRV, 75™, wörtlich gleich Nidwaiden 
in dieser Zeit» bezieht sich aber auf die 
Vorladung und Hauptverhandlung, 

Akteneinsicht ist später (d. h. nach Überweisung, 
t mehr die Rede. 

erlangen soll hier nach dem Willen des Gesetz- 
d sein? Grammatikalisch weist das «dessen» aller- 
teidiger (es roüsste sonst «seiD» heissen). Bei der 
umständlichen Art, wie in diesen alten Gesetzen 
rehandhabt wird, erscheint es jedoch als wahr- 
■r Gesetzgeber damit auf den Angeschuldigten zu 
Sei dem, wie ihm wolle, diese engherzige Be- 
nbefriedigend. 
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Bund. Allgemeines Verfahren. B St Pf, 50". Unbe- 
aufsichtigter Verkehr. Die Bestimmung steht unter dem 
Titel: «Vorbereitende Handlungen.» 

Thurgau. G G G, 93; gleich wie B St Pf, 50». 

Die angeführten Gesetzesbestimmungen beweisen, wie 
wenig bei uns oft noch die Bedeutung des freien Verkehrs 
für die Verteidigung erkannt und anerkannt wird. — Die 
spanische Ketzerinquisition hat die Ungeheuerlichkeit eines 
Verteidigers ersonnen, der eidlich verpflichtet ist, am 
Beschuldigten zum Verräter zu werden, dem Gericht als 
Spion zu dienen'). Es ist klar, dass das Verwerfliche 
dieser Massregel nur darin liegt, dass sie belastende 
Momente zur Kenntnis des Richters bringen soll. Ganz 
dieselbe Spionage (man kann sie dann allerdings nicht 
mehr so nennen) können wir nur begrüssen, sobald sie 
ausschliesslich im Sinne der Verteidigung geschieht. Durch 
ihre Angst, sich selbst zu schaden, durch die für viele 
Beschuldigte charakteristische Unfähigkeit, sich auszu- 
sprechen, machen sie es dem Gericht oft sehr schwer, 
oft auch unmöglich, nähere Aufschlüsse, besonders über 
die so wichtigen psychologischen Zusammenhänge, zu 
erhalten. Mit Recht sieht Köhler, S. 227, einen Grund 
für die Notwendigkeit des Verteidigers auch darin, dass 
der Beschuldigte schon aus Angst dem Richter oder 
Staatsanwalt sein Herz nicht ausschütten werde. Die 
Rechtsprechung hat aber ein Interesse, alles zu erfahren 
und berücksichtigen zu können, was den Charakter des 
Täters und der Tat aufhellen könnte. Strafrecht und -Justiz 
bemühen sich immer mehr, zu individualisieren. Hierin 
kann der Verteidiger als Vertrauensperson des Beschul- 
digten wertvolle Dienste leisten, wenn ihm freier Verkehr 
mit diesem gestattet wird ^). 

■) Siehe //^(■/si'g'S Annalen, 1841, Nr. 4. Die Instruktionen von 
Toledo- 

') Siehe Cahn, 5- 28 ; Jacques, S- 9. 
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Mit besonderem Misstrauen behandelt man noch oft 
den Verkehr zwischen dem Verleidiger und seinem Klienten 
während der Voruntersuchung. Die St P O der meisten 
grössern Staaten gestatten zwar den Verkehr, aber nur 
in Anwesenheit des auch bei uns noch mit Unrecht so 
beliebten «Schildwachtpostens». Selbstverständlich ist das 
besser als gar nichts, und wenn sich von den schweize- 
rischen St P O der II. und III. Gruppe welche entschliessen 
wollten, den Verkehr auch während der Untersuchung 
zu gestatten, so könnte man, wenn es anders nicht sein 
soll, diesen stummen Gast mit in den Kauf nehmen *). 
Über eines aber sei man sich klar: die Bedenken gegen 
den freien Verkehr sind im Grunde Bedenken über die 
RechtschafFenheit der Verteidiger ; denn wenn diese pflicht- 
gemäss handeln hat ein Anklageverfahren keinen Grund, 
ihnen nicht den Verkehr freizugeben. Der Gesetzgeber 
muss sich also zunächst fragen : Habe ich ein Recht, den 
Verteidigern zu misstrauen? Die Antwort wird sich 
wesentlich danach richten, wer die Verteidiger sind. 
Wenn jeder Aktivbürger Verteidiger sein kann, dann kann 
es leicht vorkommen, dass dem Verteidiger das nötige 
Bew^usstsein, oft selbst die Kenntnis, seiner Pflichten ab- 
geht und dass er sich zum Helfershelfer des Beschuldigten 
erniedrigt. — Aber noch eine zweite Frage muss sich 
der Gesetzgeber stellen, die nämhch: Ist es auch klug. 
Misstrauen zu zeigen, selbst wenn solches zuweilen am 
Platze sein sollte? Würde nicht gerade das Gegenteil 
erzieherisch wirken*)? 

Jedenfalls sollte dort, wo nur Anwälte Verteidiger sein 
dürfen, der Verkehr'} mit dem Beschuldigten vom Beginn 



') Gegen die Zuteilung einer Urkundsperson sind z. B. Mitter- 
maiev, Das deutsche Strafverfahren, S- 272; Vargha, S- 607; Fryd- 
mattn, S. 164; Planck, S. 51; ZacharitE, II, S. 2%; Meyer, Anlei- 
tung zur VerteidigungskuDst, 1843, S. 151, 

1 Vergl. das oben, § 15, S. 81, Gesagte. 

') Nur von diesem ist hier die Rede. Die direkte Einwirkung 
des Verteidigers auf die Untersuchung bespricht § '£>. 
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des Verfahrens (der Haft) an vollständig frei und unbe- 
aufsichtigt sein. 

§ 23. 
Recht der Akteneinsieht. 

Auch hier gruppieren wir die Gesetzgebungen zu- 
nächst nach dem Zeitpunkt, von welchem an sie dem Ver- 
teidiger Einsicht in die Akten gestatten. 

I. Akteneinsicht schon in der Untersuchung. 

Zürich, G z R, 784"' : «Einsicht der Akten können die 
Beteiligten wahrend der Untersuchung nicht verlangen, 
der Untersuchungsbeamte kann sie aber nach freiem Er- 
messen gestatten.» Der Entwurf geht in § 17 ^ einen 
Schritt weiter: *In der Untersuchung ist dem Verteidiger 
die Einsicht der Akten insoweit zu gestatten , als dies 
ohne Gefährdung des Untersuchungszweckes geschehen 
kann. Die Einsicht der Protokolle über das Verhör des 
Angeschuldigten, der Gutachten der Sachverstandigen und 
der Protokolle über diejenigen Untersuchungshandlungen, 
denen der Verteidiger beizuwohnen befugt ist, darf ihm 
keinesfalls verweigert werden.» Stimmt im wesentlichen 
überein mit § 147, Abs. II und III, der deutschen St PO, 
Abs. IV desselben Paragraphen {Verabreichung der Akten 
nach Hause steht im Belieben des Präsidenten) fehlt da- 
gegen im Entwurf von Zürich. — Die Akteneinsicht ist 
dem Verteidiger und dem Beschuldigten gestattet von dem 
Moment der Einreichung der Anklageschrift an, GzR, 
892'- Kopien werden auf Verlangen angefertigt gegen 
Bezahlung, GzR, 892" {GzR, 892 ^E, 176). 

Solothurn, St PO, 58'; «Der Verteidiger ist nach dem 
Schlüsse der Voruntersuchung zur Einsicht der Akten be- 
fugt.» Abs. 11 und III --Zürich, E, 17i. Abs. III: «Immer, 
auch in der Untersuchung, hat er das Recht, die Proto- 
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koUe über Vernehmung des Beschuldigten und dii 
achten der Sachverstandigen zusehen. St P O, 58 1'' 
abreichung nach Hause unstatthaft. — St PO, 208 •, 
dem Verteidiger die Einsicht der Akten zur Pflicht 
weisungsveffahren, s. oben, S. 106, Anm. 3 zu§ 19). i 
226"; Recht der Akteneinsicht behufs Stellung ein 
Weisantrages im Zwischenverfahren, s. auch § 361 ^^ ■ 
St PO, 241: vor der Hauptverhandlung, während d( 
letzten Tage. — St P O. 336 " : Kassation, die zwei : 
Tage, St PO, 426"'. 

Tessin, CPp, 62, Abs. I: Einsicht aller Akten 
la presentazione dell' atto di accus^-. Abs. II: A 
der Untersuchung, wenn deren Zweck dadurch nie 
fährdet wird. Abs. III: Unverweigerlich : Gutachti 
Sachverstandigen und Protokolle von Akten , an 
der Verteidiger teilnehmen darf. Abs. IV: Nach Err 
des Präsidenten Verabreichung in die Wohnung ceci 
quelli que servono quali mezzi di convinzione», s. § 
der deutschen St P O. 

Waadt, CPp, 79: «Le defenseur peut prendr 
naissance au greffe de toutes les pifeces ...» (ä l'exp: 
du terme fix6 pour la mise au secret, § 78). — 
288^= 79, mit dem Zusatz: «sans les döplacer e 
retarder la marche du procfes». 

Neuenburg, CPp, 182: Le d6fenseur de l'accus 
prendre connaissance de toutes les pi&ces du procfes 
zwar «des sa nomination» (§ 181). CPp, 369: <L'. 
peut demander copie des pitces du procfes qu'il jugc 
ä sa defense, Ces copies sont aux frais de l'acc 
moins qu'il ne produise un certificat d'indigence.» 

Genf, CJ pi 63: "En matifire criminelle, la co 
toutes les piöces de la procfidure est d^livr^e ä l'ii 
sans frais, sur papier libre, avec la signature du g 
cinq jours au moins avant que la Chambre d'insti 
ait ä statuer, 

!. schwell. R. IV. 9 
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Le d^fenseur, dans toute cause, a le droit de voir les 
minutes ainsi que les objets servant k rinformation, sous 
la röserve des dispositions de l'art. 70» (arl. 70: Suspen- 
sion de I'information contradictoire), CJp, 135: «Les t6- 
moignages obtenus ä l'aide du transport dans la demeure 
ou de la commission rogatoire sont immädiatement com- 
muniqu^s ä IMncuIpö ainsi qu'au procureur g6n6ral.» 

Von unsern Nachbarstaaten würden hierher gehören : 

Deutschland, St PO, 147. Abs. I: Akteneinsicht nach 
Schluss der Untersuchung. Abs. II: Vorher, wenn dadurch 
der Untersuchungszweck nicht gefährdet wird. Abs, III: 
Unverweigerlich : Protokolle über Vernehmung des Be- 
schuldigten, über Handlungen, denen der Verteidiger bei- 
wohnen darf, Gutachten der Sachverständigen. Abs. IV: 
Verabfolgung in des Verteidigers Wohnung. Die Bestim- 
mungen von Zürich, E, Solothurn und Tessin sind zum 
Teil diesem Paragraphen nachgebildet^). 

Österreich, St P O, 45. Dem Verteidiger kann Einsicht 
in alle oder einen Teil der Akten auch während der Unter- 
suchung gestattet werden. St P O, 82,224,271; Gerichts- 
ordnung, 288^^': «Die Akten müssen unter der Aufsicht 
eines Kanzleibeamten eingesehen werden.» 

Prankreich. Nach der Lei du 8 XII 97 (Loi Constans), 
s, unten, S. 145, muss dem Verteidiger Einsicht der Akten 
gewährt werden jeweilen am Tag vor den Vernehmungen 
und Konfrontationen der Beschuldigten. — CJcr, 302: 
*Le conseil pourra communiquer avec l'accusö apr&s son 
interrogatoire. 

II pourra aussi prendre communication de toutes les 
piöces Sans döplacement et sans retarder l'instruction.» — 
CJcr, 305': «Les conseils des accus^s pourront prendre 
ou faire prendre, ä leurs frais, copie de telles pi^ces du 
proc&s qu'ils jugeront utiles ä leur defense.* Abs. II: Der 



*) Näheres über die Akteneinsiclit in der deutschen St P O, bei 
Köhler, S. 237 ff. 
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Angeklagte erhält kostenlos eine Abschrift «des procfes- 
verbaux constatant le dölit et des d^clarations ßcrites des 
t^moins> (mehrere Angeklagte zusammen nur eine). 

Während der Untersuchung hangt die Akteneinsicht 
vom Ermessen des Untersuchungsrichters ab^)in: Zürich, 
GzR, 784"! (ähnlich Österreich); Entwurf, § 17', für einen 
Teil der Akten, für den andern ist die Einsicht unver- 
weigerhch; Solothurn, St PO, 58"""', ebenso; Tessin, 
C P p, 62 " " "', ebenso ; deutsche St P O, 1 47 " " ■", ebenso ; 
in Genf kann der Untersuchungsrichter durch Suspension 
de l'instruction contradictoire, C J p, 63", und in Waadt 
durch mise au secret, C P p, 78, 79, die Akteneinsicht ver- 
hindern. — Die Einsicht aller Akten ist unverweigerlich 
gestattet in Neuenburg und Frankreich, die nur eines 
Teiles derselben in Zürich, E, Solothurn, Tessin, Deutsch- 
land. 

II. Akteneinsicht vom Schlüsse der Untersuchung an. 

Bund, Militärstrafverfahren. MilStGO, 107: «Vom 
Schlüsse der Voruntersuchung an», s. Art. 118*). 

Bern, V St S, 246 : Im Überweisungsverfahren zur Vor- 
bereitung eines eventuellen Aktenvervollständigungsbegeh- 
rens etc.; auf der Gerichtsschreiberei. VStS, 290: Im 
Zwischenverfahren; polizeiliche und korrekt ion eile Fälle. 
-Jeder Beteiligte», also nicht nur der Verteidiger, wie nach 
V St S, 246. — V St S, 293 : Im Zwischenverfahren Assisen- 
iälle. VStS, 298, 455: Appellation; Einsicht aller Betei- 
ligten; Recht, Abschriften anfertigen zu lassen (nur hier 



') Die Formulierung ist verschieden: entweder es wird einfach 
■nf das Ermessen des Untersuchenden abgestellt (Zürich), oder 
Verweigerung der Einsicht ist nur zulässig, wenn durch diese der 
Untersuchungszweck gefährdet wUrde (Zürich, E, Solothurn, 
sin). 
■) Dieser Paragraph findet sich noch nicht in dem Entwurf 
I 10. IV. 1888. S. Zeitschr. für Schweiz. Strafr., I, 261. 
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erwähnt, nicht auch in den angeführten Paragraphen). 
V St S, 482 : Kassation, Einsicht und Abschriften. 

Schwyz, V V St, 173 ^ : Im Überweisungsverfahren 
■unter Beaufsichtigung»! Von einer solchen ist in § 174 
nicht die Rede, wo es sich um die Akteneinsicht des Privat- 
klägers und Geschadigten handelt. Diese stehen also 
besser als der Verteidiger?*) V V St, 179: Zwischenver- 
fahren 3 Tage lang, unter besondern Umständen auch 
langer. VVSt, 180: In bezirksgerichtlichen Fällen. WSt, 
2901 u. II; Bei Appellation in Kriminalfällen und gegen Ur- 
teile des Bezirksgerichts. 

Nidwaiden, St R V, 56 1-"' : Im Überweisungsverfahren 
Akteneinsicht wahrend 4 Tagen; Verlängerung möglich 
bis auf 10 Tage. In Abs. III ausführliche Strafdrohungen 
für Wegnahme, Verlieren und Fälschen der Aktenstücke, 
und zwar gegen den Verteidiger wie gegen den Beschul- 
digten ^). 

Glarus, St PO, 94 : Wenn der Staatsanwalt Fallenlas- 
sen des Prozesses beantragt, sendet der Präsident des 
Gerichts die Akten dem Verteidiger zum Studium innert 
einer Frist von höchstens 3 Tagen in geringern und höch- 
stens 10 Tagen in wichtigern Fällen. St PO, 91: «Zu einer 
Überschreitung der Frist bedarf es besonderer Gründe, 
welche vom Kriminalgericht selbst nachträglich als ge- 
nügend anzuerkennen sind.» Bei Überschreitung der Frist 
Busse bis auf 5 Fr. per Tag ; Art. 93. Nach Art. 98 gilt 
all dies, auch wenn der Staatsanwalt Ergänzung der Unter- 
suchung oder Stellung vor Gericht beantragt. 

') Wieder einer der in den urschweizerischen St P O leider 
nicht seltenen Fälle, wo in ganz unzulässiger Weise der Verteidiger 
mit dem Beschuldigten unter einen Hut gebracht wird. Den letztem 
mag man beaufsichtigen bei der Akteneinsicht, da gegen ihn der 
Verdacht der Verfälschung oder Beseitigung von Aktenstücken etc. 
gerechtfertigt ist. Beim Verteidiger aber ist dies nicht der Fall; 
die Beaufsichtigung ist deshalb für ihn beleidigend. 
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Zug, E, 46: «Nach Aufnahme des Schlussverhörs <> 
Akteneinsicht innert 2 — 8 Tagen. Der erste Entwurf (vom 
Juli 1874) hatte eine Frist von 5— 10 Tagen und Einsicht 
■auf der Gerichtskanzlei» vorgesehen; da letzteres weg- , 
gelassen ist, liegt es (nach Entwurf IT) im Ermessen des 
Richters, ob er dem Verteidiger die Akten nach Hause 
geben will oder nicht. 

St. Gallen, G K P, 24: 'Von dem Zeitpunkt an, wo 
ihm der an die Anklagekammer gerichtete Antrag des 
Staatsanwalts mitgeteilt wird.» Nach G K P, 122, über- 
mittelt der Präsident der Anklagekammer die Akten dem 
Verteidiger; dieser darf sie also in seiner Wohnung stu- 
dieren. GKP, 138, im Zwischenverfahren: Die Akten 
dürfen mit Einwilligung des Präsidenten des Kantons- 
gerichts dem Verteidiger «herausgegeben» werden. 

Wallis, P P 0, 186 : «Sobald der Untersuch geschlossen 
ist, kann der Beklagte oder sein Verteidiger Abschrift von 
allen Prozedurakten begehren. 

Die Abschriftkosten werden mit den übrigen berich- 
tigt»'). Akteneinsicht existiert nicht. 

Hierher gehört auch : 

Italien, CPp, 423: Nach Mitteilung des Überweisungs- 
antrags des Staatsanwalts Akteneinsicht während 8 Tagen ; 
nach Abs. VI muss der Verteidiger durch eine «dichiara- 
zione autentica» seine Bestellung nachweisen ; bei schweren 
Straftaten ist die Akteneinsicht gebunden an die Bedin- 
gung, dass der Angeschuldigte sich zur Haft stelle (da- 
mit er dann nicht das Weite suche, wenn er aus den 
Akten ersehen hat, dass der Moment dazu gekommen ist), 
CPp, 423IVU.V _ CPp, 4571, im Zwischenverfahren: 
Akteneinsicht durch den Verteidiger (*ma che non poträ 
transportarli, ni ritardare 1' islruzione»), Anzeige hiervon 
an den Beschuldigten ist notwendig bei «nuIHtä", die «non 



') S. C. Meyer. S. 178. 
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sarä sanata dal suo silenzio». — C P p, 4 
potranno farsi spedire, a spesi degli ac 
quelle carte del processo che crederanno i 

III. Akteneinsicht erst im Zwische 

Bund. Allgemeines Verfahren. O G, V. 
dings nur vom Angeklagten ; der Verteidigt 
auch einsehen, die Anzeige des § 128 erg( 
den Angeklagten. BStPf, 49", ohne Wt 

Luzern, St RV, 182 : «Auf der Kriniinal( 

Uri, RJA, 4": Der Staatsanwalt h 
Angeklagte, der Verteidiger und der Gesi 
men 3 Tage Akteneinsicht! — RJ, 31™: 
gung des Gerichtspräsidenten dürfen eil 
gelegte Akten weder den Parteien noch c 
aushingegeben werden, bis zur Prozess 
RJ, 17: Strafandrohungen gegen den Be 
die Anwalte für Wegnahme oder Missbra 
siehe S. 132, Anm. l. 

Obwalden, StRV, 7b^^': Akteneinsiel 
Tagen (Verlängerung der Frist möglich) £ 
kanzlei. Abs. V und VI: Strafdrohungen 1 
Verlieren, Verfalschen von Akten, auch 
leidiger, siehe S. 132, Anm. 1. StRV, li 

Freiburg, CPp, 274 1': .sans les d€p 
'Le döfenseur, s'il est avocat, peut en dt 
munication.» ') 

') Meines Wissens der einzige Fall, wo ein Ui 
wird zwischen dem Verteidiger, der Advokat isl 
der es nicht ist. Das ist zu verwerfen, weil m: 
eines Angeklagten auch dieser selbst besser oder 
wird. (Ce n'est pas ögalitaire wtlrde der Franzo 
Ausdruck, der leider schwer zu übersetzen ist.) 
richtig daran, dass man einem durch sein Stand 
bundenen Advokaten mehr Vertrauen . schenkei 
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Baselstadt, St PO, 75 : Dem Angeklagten und & 
Verteidiger steht das Recht zu, eine Frist (in Krii 
fallen 6, in korrektioneilen 3 Tage) -zu gehöriger \ 
reitung der Verteidigung» zu verlangen. St PO, 1 
Verfahren vor Polizeigericht, § 19. 

Appenzell A.-Rh-, St P O, 67': «Die Akten (mit 
schluss des Gutachtens'} und der Leumundszeugni 
«Vor Abschluss der Prozedur» keine Einsicht. 

Graubünden, G V St, 34 : «... Sodann (nach Verse 
in Anklagezustand) gibt der Präsident unter Anberau 
einer möglichst kurzen Frist die Akten zuerst der 
kläger und dann dem Verteidiger.» 

Aargau, St P O, 3 1 1 ' ; Einsicht auf der Gerichtskf 
Abs. II: Kopien auf Verlangen gegen Bezahlunj 
Kosten. 

* * 

Überhaupt keine Akteneinsicht kennt nur die ! 
von Wallis; nur unter Aufsicht dürfen die Akten sV 
werden in Schwyz, Österreich. 

Nach Hause dürfen dem Verteidiger die Aktei 
gegeben werden in Tessin {nach Ermessen des Präside 
Glarus (Zusendung vorgeschrieben), St. Gallen (Zusei 
vorgeschrieben}, Freiburg (wenn der Verteidiger Ad 
ist, kann er sie verlangen), Graubünden (Zusendung 
geschrieben). — Ausdrückliche Verbote finden sich da; 
in : Bund, allgemeines Verfahren; Bern, Luzern, Soloth 
Waadt. 

schlichten Bürger, der unter UmstäDden auch ein Gesinnungsg 
und Helfershelfer des Beschuldigten sein konnte. Der Verti 
bedarf für seine oft heikle Aufgabe des Vertrauens der Bei 
<und der St P Ol so gut wie des Klienten. Ein Grund meh 
Anwälte zur Verteidigung zuzulassen. Was ein richtig gep 
Standesbewusstsein vermag, lehrt die Geschichte des fraAzö* 
Barreaus auf jedem Blatt. S. oben, § 15, S. 76 ff. 

') des Verhör amts, entspricht der Anklageschrift. 
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Aktenkopien müssen auf Verlangen des Beschuldigten 
angefertigt werden in : Zürich, Bern, Aargau, Wallis, 
Neuenburg und Genf. Wallis, das die Akteneinsicht nicht 
kennt, schlägt die Kosten zu denen des Prozesses, und 
Genf verlangt Überhaupt keine Bezahlung. 

Nur dem Verteidiger, nicht auch dem Beschuldigten, 
steht die Akteneinsicht zu in: Zürich, Entwurf, § 17^ (nur 
während der Untersuchung), Bern, V St S, 246 (im Über- 
weisungsverfahren), Glarus, Solothurn, St. Gallen, Grau- 
bUnden, Tessin, Waadt, Neuenburg, Genf, Militarstraf- 
gerichtsordnung. 

Wenn man die bei Zacharice II, S. 294—295'), ange- 
führten Gesetzesstellen aus den deutschen Partikularrech- 
ten liest, sieht man, dass wir in der Schweiz vielfach noch 
auf der Stufe der deutschen Gesetzgebung um die Mitte 
des letzten Jahrhunderts stehen. 

Die Bedeutung der Akteneinsicht hangt natürlich da- 
von ab, welche Rolle die Akten im Prozess spielen, mit 
andern Worten : in welchem Umfang die Unmittelbarkeit 
der Hauptverhandlung durchgeführt ist*). In den Kan- 
tonen mit rein akkusatorischer Beweiserbringung haben 
naturgemäss die Akten nicht mehr ihre frühere Bedeutung. 
Dennoch gewähren diese die Akteneinsicht meist in aus- 
giebigerer und freierer Weise als die andern, und man 
kann deshalb im allgemeinen sagen, dass die Kantone der 
Akteneinsicht um so weniger günstig sind, je wichtiger 
diese für die Verteidigung ist. Diese paradoxe Erschei- 
nung ist charakteristisch für den Inquisitionsprozess; mit 
seiner Geheimnistuerei und seinem Unfehlbarkeitswahn 
ist dieses Verfahren auch in seinen letzten Rudimenten 
noch ein ungerechtes Hindernis und eine stete Gefahr für 
die Verteidigung. 

') S. auch Vargha, S. 614, Anra. 2. 

') Siehe die C. jWej'^r entlehnte . Einteilung der St P O nach 
dem Gesichtspunkte in § 1, S- 2, oben. 
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Auch hier wieder ist es nicht gleichgültig, wer über- 
haupt als Verteidiger in Betracht kommen kann, ob jeder 
Bürger oder nur Anwälte. Den letztern gegenüber sind 
jedenfalls zu verurteilen '] alle die Vorsichtsmassregeln 
wie: Verbot der Mitnahme oder Mitgabe nach Hause, 
Aufsicht beim Studium, Strafandrohung ftir Fälschung und 
Unterschlagung etc. Die St P muss den Verteidigern 
mit Vertrauen entgegenkommen, wenn sie will, dass diese 
solches verdienen*). Noblesse oblige! Diese Erziehung 
wird aber sehr erschwert dadurch,' dass jedermann Ver- 
teidiger sein kann'). Darum ist auch hier die Forderung 
zu wiederholen , dass nur Anwälte sollen als Verteidiger 
amten dürfen. Diese behandle man dann so, wie es 
Ehrenmännern zukommt, auf denen keinerlei Verdacht 
ruht und die ein nicht leichtes, nützliches und verantwor- 
tungsreiches Amt versehen. 

Von der Akteneinsicht in der Untersuchung wird noch 
unten § 25 zu sprechen sein. Hier sei nur noch einer 
Kontroverse gedacht, die Planck durch eine oft zitterte 
und vielumstrittene Äusserung hervorgerufen hat {S, 241): 
«Im Sinne des Anklageverfahrens liegen die Nachfor- 
schungen des Anklägers, um sich das Material einer 
Anklage zu verschaffen, ausserhalb des Strafverfahrens, 
einerlei, ob er selbst diese Nachforschungen leitet oder 
ob dieselben an seiner Statt durch eine untersuchende 
Behörde geleitet werden. Der künftige Angeklagte ist an 
und für sich zur Teilnahme und Mitwirkung dabei weder 
berechtigt noch verpflichtet. Nicht berechtigt, daher kann 
er weder Einsicht des gesammelten Stoffes, noch vorgän- 

') Natürlich kommt dabei auch der Wert der Akten für das 
Verfahren, d. h. der Grad der Mündlichkeit des Verfahrens, in 
Betracht. 

'} Vergl. oben, S. 81. 

') Dass die Gesetzgebung leichter geneigt ist, dem Verteidiger 
Vertrauen entgegenzubringen, wenn er Anwalt ist, beweist § 274m 
des C P p von Freiburg. Siehe S. 134. 
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giges Gehör, ehe die Anklage gegen ihn erhoben wird, 
verlangen; nicht verpflichtet, daher kann von ihm ein 
Aufschluss, ein Geständnis oder sonstige Unterstützung 
zur Sammlung der Beweise gegen ihn nicht verlangt 
werden.» In der Fortsetzung führt Planck aus, die Vor- 
untersuchung nehme erst dann den Charakter eines ge- 
richtlichen Verfahrens an, wenn mit Zwangsmassregeln 
gegen den Beschuldigten vorgegangen werde; dann habe 
dieser Anspruch auf vollständige Kenntnisnahme der Be- 
weismittel des Gegners. Frydmann, S. 159; Vargha, S. 407; 
Cahn, S. 24*), wenden sich mit Recht gegen diese An- 
sicht, dass die Untersuchungsakten Waifen der Anklage 
seien. Das Untersuchungsverfahren bezwecktUntersuchung, 
nicht Anklage, so wie das ganze Verfahren Ermittlung 
der Wahrheit, nicht Verurteilung bezweckt. Die Frage ist 
also nur die, ob es im Interesse der Wahrheitsermittlung 
liege, dem Verteidiger schon in der Untersuchung Akten- 
einsicht zu gewahren. 

' § 24. 
III. Schutz der Rechte der Verteidigung. 

Die Bestimmungen, durch die dem Verteidiger Rechte 
eingeräumt werden, stehen natürlich unter demselben 
Schutz wie alle andern Anordnungen des Strafprozess- 
gesetzes. Immerhin empfehlen viele Gesetze bei den Vor- 
schriften über Kassation die Rechte der Verteidigung noch 
besonderer Aufmerksamkeit. Es kann dann ein Kassa- 
tionsbegehren gestutzt werden : 1. auf den allgemeinen 
Kassationsgrund der Verletzung des Prozessgesetzes, und 
2. auf den besondern der Verletzung der Rechte der Ver- 
teidigung. Diesen kennen: 

') S. ferner Gerichtssaal, 156, Bd. U,Ä^icA»ifl«K; «Soll Akten - 

einsieht in der Voruntersuchung dem Beschuldigten oder einem Ver- 
teidiger gestattet werden?» Archiv des Kriminal rechts, 1856, Arnold, 
< Akte nein sieht zur Verteidigung gegen Stellung vor Gericht.' 
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Bund, allgemeines Verfahren : O G, 142,Nr.2: Kassa- 
tionsbeschwerde «wegen wesentlicher Beeinträchtigung 
der Rechte der Verteidigung')*). — Militär straf verfahren: 
MilStGO, 188, Nr. 6: wenn «die Verteidigung in einem 
für die Entscheidung wesentlichen Punkte unzulässig be- 
schränkt worden ist». — Zürich, G z R, 1091, Nr. 4 = 
Bund, OG, 142, Nr, 2, Entwurf, § 385«: «Wegen Ver- 
letzung gesetzlicher Formen zum Nachteil des Nichtig- 
keitsklagers, insbesondere Unterlassung der Fürsorge für 
gehörige Verteidigung eines handlungsunföhigen Ange- 
klagten und wesentliche Beeinträchtigung der Parteirechte, 
und zwar auch dann, wenn der Mangel in der Unter- 
suchung eingetreten und im gerichtlichen Verfahren nicht 
gehoben worden ist.» — Bern (in nicht appellabeln Sachen), 
VStS, 471, Nr. 2: «wenn der Richter oder das Gericht 
ein oder mehrere Gesuche des Angeschuldigten abge- 
schlagen (nicht nur abgewiesen, Z. d. b.J.-V., XXXIX, 418) 
haben, die dahin gingen, gesetzlich gestattete Befugnisse 
oder Rechte geltend zu machen, oder wenn eine oder 
mehrere durch das Gesetz verbotene Handlungen gegen 
den Angeschuldigten erlaubt oder angeordnet worden 
sind.*). — VStS, 479: «Der Verurteilte und die Staats- 
anwaltschaft können das Rechtsmittel der Kassation gegen 
die Endurteile des A ssisenger ich ts ergreifen; 2. wenn sie 
durch einen oder mehrere während der Verhandlungen 
ausgefällte Vor- oder Zwischenentscheide verletzt worden 
sind»*). — Luzern, St R V, 228c/ «wegen wesentlicher 
Beeinträchtigung der Rechte der Anklage oder der Ver- 
teidigung*. — Zug, Übergangsbestimmungen betreffend 

') B St Pf, 91 . Bundesanwalt und Verteidiger sind verpflichtet, 
am Schluss der Verhandlungen den Präsidenten auf Kassations- 
grtlnde aufmerksam zu machen, falls sie solche wahrnehmen. Unter- 
lassung hat aber nicht etwa Verlust des Rechtsmittels zur Folge. 

') Kocher zitiert: Monatsblatt für bern- Rechtspr,, VI, 293.— 
Zeitschrift des bemischen Juristenvereins, XXII, 19. 

•) Kocher zitiert : Monatsblatt, IV, 28:^ ff. ; — I, 81 ff. 
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die Rechtspflege, vom 24. VI. 74, § 2lc = Entwurf, § 88c = 
Bund, OG, 142. Nr. 2. — Freiburg, C P p, 494: «2° Lors- 
que, depuis l'arret de Renvoi, soit dans la proctdure qui 
a €t& faite devanl la cour d'assises, soit dans l'arret de 
condamnation le juge a omis ou viol6 une formalite sub- 
stantielle ou prescrite sous peine de iiullit€>; das ist der 
Fall z. B. bei CPp, 362" («L'accusfi est toujours assistö 
d'un d^fenseur . . .>), CPp, 367 (Neue Straftat, -qui n'a 
aucune connexit^ avec celui ou ceux qui ont donnö lieu 
ä l'arret de mise en accusation*}. Notwendig «sursis au 
jugement» und «nouvelle instruction>. — Solothum, StP O, 
330, Nr. 3: «Wenn die Verteidigung in einem für die Ent- 
scheidung wesentlichen Punkte durch einen Beschluss des 
Schwurgerichtshofes unzulässig beschrankt worden ist. 
St PO, 421, Nr. 4. ahnlich Bund, G, 142, Nr. 2. — 
St. Gallen, GKP, 181 = Bund, OG, 142, Nr. 2. - Aar- 
gau, St PO, 382a = Bund, O G, 142, Nr. 2. — Thurgau, 
GGG, 1966 — Bund, O G, 142, Nr. 2. — Tessin. CPp, 
234'^: tquando la difesa sia stata illegalmente limitata 
sopra un punto essentiale». — Waadt, CPp, 4846: «s'il 
n'a pas &t6 nommä un d^fenseur ä l'accus^ dans les cas 
et comme il est dit ä l'art. 286». — Neuenburg, CPp, 
495: «1" Lorsqu'un des droits essentiels de la defense a 
6te vioie.» — Genf, CJp, 218": Ernennung eines Vertei- 
digers notwendig «sous peine de nullit^». CJp, 445; 
«1" S'il y a eu Omission ou violation d'une forme pres- 
crite sous peine de nullit^ dans I'ordonnance de renvoi 
rendue par la Chambre d'instruction, dans la proc6dure 
suivie devant la cour ou dans l'arrfit de condamnation ; 
2' Si Ton a omis ou refus6 de prononcer sur des demandes 
tendant ä user d'un droit accordö par la loi, lors mfime 
qu'il ne soit pas pr^vu sous peine de nullit^').» 

') Bestimmungen zum Schutz der Verteidigung finden sich 
auch in einzelnen kantonalen Verfassungen ; z. B. St Gallen, Verf., 
Art. 30IV: «In allen Straffällen ist dem Angeschuldigten das Recht 
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C. Die Stellaog des Verteidigers in den eiszeloen Sladi 
des Verlalirens. 

d, h. in Untersuchung, Uberweisungs- und Hauptverfa 
— Bei weitem am wenigsten abgeklärt sind- noch dii 
sichten und am wenigsten übereinstimmend infolgedi 
die Gesetzesvorschriften über 

§ 25'}. 

I. Die Stellung des Verteidigers in der Untersuch 

Die Mehrzahl der schweizerischen Strafprozes 
nungen lässt den Verteidiger überhaupt nicht an 
Untersuchung teilnehmen. Auch Solothurn gehört zu di 
es macht nur einen schüchternen Versuch, dem V 
diger Einlass in die Untersuchung zu gewähren, in 
Abs. in, der St P O. (Siehe oben, S. 128.) 

Die Kantone, die den Verteidiger, allerdings zun 
nur unter besondern Voraussetzungen, in irgend 
Form an der Untersuchung teilnehmen lassen, sind: N 
bürg, Waadt, Tessin, Zürich, Genf, Aargau. 

Neuenburg. C P p, 286: »L'enquete se poursuit | 
quement ou ä huis clos, Selon que le juge le ti 
plus convenable pour arriver k la manifestation i 
vöritß.» Verkehr mit dem Beschuldigten siehe S. 
Akteneinsicht S. 129. Die Motive besprechen den G' 
stand auf S. 152 ff. (siehe Anm. 2, S. 147). 

Waadt. CPp, 169"': .Dans le cas oü le mim 
public estime sa pr^sence nöcessaire ä t'audition du 
venu et des t^moins, le juge-informateur en pr^vif 

der Verteidigung gewährleistet." S- auch: Obwalden, Verf. 
9IVU.V. Baselland, Verf., Art 6VI. Zürich, Verf., Art. 6. S 
hausen, Verf. Art. 8vir. Nidwaiden, Verf, Art. &4. 

') Siehe oben, § 17, S. 85 ff. ; § 22, S. 120 ff. ; § 23, S. 
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le döfenseur qui puurra i^galement assist 
tions.» — Verkehr mit dem Beschuldigten 
einsieht, S. 129. 

Tessin. C P p, 156: «L'istruzione noi 
L'esame dell' imputato e dei testimoni & 
senza la presenza delle parti. — II procu 
la parte lesa, I'imputato se a piede lil 
difensore hanno il diritto d'intervenire all 
lare ed alle perquisizioni . . .• Anzeige 

— Verkehr, siehe S. 122, Akteneinsicht, S. 1 
nähme am Augenschein lässt den Verte 
deutsche St P O zu, ferner zur Teilnahn 
nehmung von Zeugen und Sachverständig 
sichtlich nicht zur Hauptverhandlung ersc 
St P O, 191. — Verkehr mit dem Besc 
Aufsicht, StPO, 148'); Akteneinsicht, StPC 
der deutschen ist die Osterreichische St P 
Siehe oben, S. 90. 

Zürich. GzR, 784: «So bald und so 
keit des Untersuchungsbeamten nicht bloss 
Erhebungen zur Ermittlung des Tatbest 
Auffindung und HerbeischafTung von Bewei 
sondern in förmlichen Verhandlungen vor 
namentlich förmlichen Zeugeneinvernahm 
Tag angesetzt wird, soll derselbe dem I 
und dem Geschädigten Gelegenheit gebei 
handlungen beizuwohnen and an die Zei 
richten, welche zur Aufklärung der Sache 

— Der Geschädigte kann sich dabei durc 
beistand vertreten lassen, der Angeschuldig 
beistand zuziehen, das Verfahren darf 
weder aufgehalten noch gestört werden 
diger darf also nur dann den Zeugenein 



') Ausführliche Darlegung bei Köhler, \ 
"). Siehe KrMer, S. 237 ff. , 
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wohnen, wenn auch der Beschuldigte es tut. Anders nach 
§ 15 des Entwurfs: <> Dem Angeschuldigten und seinem 
Verteidiger ist Gelegenheit zu geben, den förmlichen Ein- 
vernahmen von Zeugen und Sachverständigen vor dem 
Ustersuchungsbeamten beizuwohnen etc.» Abs. II: »War 
die rechtzeitige Benachrichtigung des Angeschuldigten 
nicht möglich ... so ist dies im Protokoll vorzumerken. 
Dem Angeschuldigten ist bei nächster Gelegenheit das 
Ergebnis der Einvernahme zu eröffnen mit der Anfrage, 
ob er die Wiederholung der Einvernahme verlange, so- 
fern eine solche möglich ist.» § 16: "Die Einvernahme 
von Zeugen oder von Sachverständigen, bei welchen die 
in § 15 aufgestellten Vorschritten nicht beobachtet wurden, 
sind nichtig, wenn sie den Angeschuldigten belasten. — 
Die Nichtigkeit kann durch Wiederholung der Einver- 
nahme in Anwesenheit des Angeschuldigten vor Gericht 
gehoben werden.» — Verkehr mit dem Beschuldigten siehe 
oben, S. 121. Akteneinsicht, S. 128. 

Genf. CJp, 64: « Lorsque le procureur gSnöral ou 
rinculp6 en fait la demande, Information doit etre contra- 
dictoire. — Si Tun ou l'autre s'y oppose, !a Chambre 
d'Instruction ddcide sur le recours qui lui est soumis.» — 
Art. 65: »Quand l'information est contradictoire, Tinculpö 
et son conseil ainsi que le ministfire public et la partie 
civile, ont le droit d'assister ä toüsles a'ctes de I'instruc- 
tion; mais la discussion leur est interdite.> Art. 66: «Le 
procureur gön^ral peut poser aux t^moins toutes les ques- 
tionsutiles; il peut requ6rir leur confrontation, demander 
des enqufites complömentaires et des expertises et pro- 
voquer toutes nouvelles investigations.» Art. 67: «L'inculp^ 
a les mfimes droits dans l'int^rfit de sa defense; en outre 
il est libre de proposer des faits justificatifs, d'excuse ou 
d'attönuation, et d'en ofFrir la preuve.» Das Recht, Fragen 
an die Zeugen zu stellen, erwähnt auch Art. 120', mit 
dem Zusatz (Abs. U): «II n'est point permis d'interrompre 
le t^moin pendart le cours de sa deposition.* Art. 70'; 
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«Lorsque l'importance d'une proc^dure l'esige, le Juge 
d'Instruction a le droit de suspendre rinformation contra- 
dictoire.» — Art. 144: «Les audiences de la Chambre 
d'Instruction sont publiques. — L'inculp6 et son conseil 
y assistent, ainsi que le Procureur gönßral.» — Über die 
Chambre du Conseil s. oben, § 22, Anm. 2, S. 123. — 
Verkehr mit dem Beschuldigten siehe oben, S. 123, Akten- 
einsichl, S. 129. 

Aargau. St P O, 129 : «Die Voruntersuchung ist nicht 
öffentlich. — Der Sachwalter des Angeschuldigten darf 
niemals von den Untersuchungsverhandlungen ausge- 
schlossen werden» •)*). — StPO, 174: «Eine Verteidigung 
als Parteiverhandlung findet wahrend der Voruntersuchung 
nicht statt, dagegen hat der Sachwalter des Angeschul- 
digten das Recht, über vorzunehmende Beweiserhebungen 
dem Untersuchungsrichter Antrage zu stellen.» 

In neuster Zeit ist von den Grossstaaten Frankreich 
auf diesem Gebiet am weitesten gegangen in der «Loi 
ayant pour objet de modifier certaines r&gles de l'instruc- 
tion pr6alable en matifere de crjmes et deiits, du 8 d6- 
cembre 1897» (Journal officiel de la R6publique francaise, 
N' 335) =). Das Gesetz, gewöhnlich nach dem Senator 

') Schnell, Zeitschr. f. Schweiz. Recht, alte Folge, VIII, Ge- 
setzgebung des Jahres 1858, bemerkt hierzu : 'Wohl kaum in dieser 
Allgemeinheit durchführbar noch zweckmässig.» 

') Ein Entwurf aus den FUnfzigerjahren, von dem die Landes- 
bibliothek ein lithographiertes, nicht datiertes Exemplar besitzt, 
zeigt grosse Ähnlichkeit mit der geltenden St P 0. Der dem § 129 
entsprechende § 75 lautet aber : «Die Voruntersuchung ist, wie die 
Hauptverhandlung, öffentlich, > § 76 gestattet Ausschluss der Öffent- 
lichkeit, wenn ein vermutlich Mitschuldiger dem Richter noch un- 
bekannt ist, oder aus Gründen der Sittlichkeit. §77 = StPO, 129 n. 
Dieser Entwurf enthält auch folgenden in der St P fehlenden 
§ (131) : «Auf jeden Antrag des Verteidigers muss eine richterliche 
Verfügung oder Schlussnahme folgen.« 

'j Vergl. Dr. Champcomtnunal : «La rßforme de I'instruction 
pr^paratoire en France», in Schweiz. Zeitschr. f. Strafr., XI, S. 159ft 
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Constans, der ihm die Form gab, Lot Constans genannt, 
ist, mit Ausnahme von Art. 2 dem Code d'Instruction 
criminelle nicht einverleibt worden, 'ce qui indique nette- 
ment son caractfere provisoire», sagt Champcommunal. 
Von der Verteidigung handeln die folgenden Artikel: 

Art. 3. Beim ersten Verhör (innert 24 Stunden nach 
der Verhaftung) muss der Beschuldigte von seinem Recht, 
einen Verteidiger zu bezeichnen, belehrt werden. Aul 
seinen Wunsch wird ein Verteidiger bestellt spar le 
bätonnier de l'ordre des avocats, s'il existe un conseil 
de discipline», sonst durch den Gerichtspräsidenten. 

Art. 8 : «Si I'inculpö reste d^tenu, il peut, aussitöt 
apr^s la premifere comparution. communiquer librement 
avec son conseil . , . le juge d'Instruction aura le droit de 
prescrire l'interdiction de communiquer pour une pöriode 
de dix jours: il pourra la renouveler, mais pour une nou- 
velle Periode de dix jours seulement. — En aucun cas 
l'interdiction de communiquer ne saurait s'appliquer au 
conseil de l'inculp^.» Also nicht wie bei der « mise au 
secret» unserer westschweizerischen Rechte. 

Art. 9": *L'inculp6 ddtenu ou libre ne peut fitre inter- 
rog^ ou conl'ront6 ä moins qu'il n'y renonce expressement 
qu'en pr6sence de son conseil ou lui dement appeie.» *A 
peine de nulHte de l'acte et de la procedura ult^rieure » 
nach Art. 12. Art. 9"': ^< Le conseil ne peut prendre la 
parole qu'apr&s y avoir ^te autoris^ par le magistrat. En 
cas de refus, mention de l'incident est faite au procfes- 

— Dr. L- Gruber: *Die Erweiterung der Rechte der Verteidigung 
im französischen Strafverfahren» : Gerichtssaal LV, S 459 ff. — 
Revue pänitentiaire, Diskussion des Gesetzes durch die Soci^ti 
g^n^rale des prisons, Bd. XXII (1898), S. 939—983, mit Rapport de 
Mr. A- Le Poittevin, Prof i la Facultö de droit, Suite 1186—1136, 
ferner Bd. XXm, S. 3-44, S. 148— 181. Literatur, Bd. XXII, S. 959 
Von den zahlreichen Artikeln Über das Gesetz vom 8. XU. 97 siehe 
besonders noch Bd. XXI, S. 394 ff., und Bd. XIX, S. 715 ff. - Revue 
politique et parlemeataire 1898, S. 261 ff- — Mitteilungen der inter- 
nation. kriminalistischen Vereinigung, Bd. VIII, 120 ff., 150 ff, 
Abhandl. z, scbwclz. R. TV. 10 
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verbal. — Le conseil sera convoqu^ par lettre missive 
au moins 24 heures ä l'avance.» 

Art. 10 : *La procödure dolt etre mise ä la disposition 
du conseil la veille de chacun des interrogatoires que 
l'inculpö doit subir. — II doit lui etre imm^diatement 
donn6 connaissance de toute ordonnance du juge ...» A 
peine de nullit^ nach Art. 12>). 

Champcommunat (siehe S. 144, Anm. 3) gibt eine interes- 
sante Übersicht der verschiedenen Systeme, die im Laufe 
einer 20jährigen Diskussion über die Verteidigung während 
der Untersuchung in den Vordergrund getreten sind. Das 
erste System von 1879 fordert volle Öffentlichkeit und 
kontradiktorisches Verhandeln. Beim zweiten System 
bleiben Zeugeneinvernahmen und Verhöre des Beschul- 
digten geheim, der Verteidiger hat aber volle Aktenein- 
sicht. («Le conseil pouvait tout voir, mais il ne pouvait 
rien entendre.>) Für Festhalten an der geheimen Unter- 
suchung trat die Cour de Cassation ein*). — Die Stellung 
des Beschuldigten und insbesondere des Verteidigers in 
der Untersuchung ist einer der zurzeit in der Wissen- 
schaft des Strafprozesses am lebhaftesten diskutierten 
Gegenstände. Überall wird an der inquisitorischen Unter- 

'; Italien arbeitet zurzeit an einer Revision seiner St PO. 
Durch eine Anzahl hervorragender Juristen sind «Principü» ausge- 
arbeitet und herausgegeben worden : Atti della commissione isti- 
tuita . . . con l'incarico di studiare e proporre le raodificazioni nel 
vigente Codice di procedura penale, Roma 1900, 4 Bände. Die 
Voruntersuchung behandelt Abschnitt V der «Principii>. Hier 
ünden wir z.B. dem Art. 3 der LoiConstansinhahlich entsprechende 
Vorschriften. Voa Teilnahme des Verteidigers bei den Zeugen- 
einvernahmen wollen die *Principii» nichts wissen, über die Teil- 
nahme am Verhör des Beschuldigten treffen sie noch keine Ent- 
scheidung. — Ausführliche Besprechung der PrincipÜ durch ü..ßar: 
Die projektierte Reform des italienischen Strafprozesses, Archiv (. 
Strafrecht, Bd. 48, S. 38 ff. und S. 207 ff. 

'j Vergl. Revue pönitentiaire XXI, S. 39J ff. 
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suchung Kritik geübt*) und eine mehr oder minder weit 
gehende Möglichkeit der Teilnahme des Verteidigers schon 
an der Untersuchung gefordert '). Wir können dabei die 

') Vergl. Gabuzzi, in seiner Besprechung' des Gegenstandes, 
Memoria, S- 40 ff. : «Oggigiorno si puö dire che ü segreto del- 
l'istruzione, quäle era consecrato dal codice francese del 1808 e quäle 
^ mastenuto della legge nostra, non ha piü aderenti nella dottrina.* 
S. aber auch die Motive zu C P p von Neuenburg (Red. Cornaz), 
unten, Anm. 2- 

*) Nur scheinbar tut dies Cornaz, Motive zum C P p von 
Neuenburg, S. 152, denn in der «Intervention du d^fenseur avant 
la clöture de l'enquetet liegt eine Teilnahme nicht so sehr an der 
Untersuchung als vielmehr am Überweisungsverfahren ; es handelt 
sich hier um Stellungnahme zum Resultat der Untersuchung. Da 
später noch auf diese Stelle aus den Motiven zurückzukommen ist, 
sei sie hier im Zusammenhang wiedergegeben: <Une publicit6 
intempestive de la procödure, surtout au döbut de l'enqufite, peut 
rendre impossible la döcouverte de l'auteur du d^lit et faciliter la . 
disparition des moy?ns de preuve. La commission consultative a 
rejet^, apres une interessante discussion, le Systeme du c. de proc. 
genevois, inspir^ du Systeme autrichien, qui admet la possibilit4 de 
l'enquSte contradictoire d^s le döbut des Operations. Ce Systeme a 
le tort d'etre facultatif, par cons^quant de cröer des in^galitös; ou 
bien il faut l'introduire pour toutes les enqußtes des causes port^es 
en cour d'assises, ou bien il faut l'öcarter. Avec l'enqu&te im- 
m^dialement contradictoire dans le sens absolu que nous attachons 
ä ce mot, c'est-ä-dire ä rinterveotion imm^diate du döfenseur, on 
fait surtout les affaires du reportage, on encourage cette curiositö 
malsaine k laquelle le journalisme d'aujourd'hui s'efforce avant tout 
de satisfaire. La defense des accusös n'y gagne rien. Le systfeme 
neuchätelois, qui prfecrit J' Intervention du döfenseur avant la clOture 
de l'enquete et l'admet 4 faire valoir de nouveaux moyens de preuve 
est entiferement süffisant. Dans sa premifere phase, l'enqu&te doit 
rester secrfete. L'esseutiel est que le pr^venu et son döfenseur 
puissent sc consulter et qu'ilspuissent faire valoir tous leurs moyens 
avant qu'il ait iti Statut sur le maintien de la prfvention. L'en- 
qudte sur laquelle le procureur g6n6ral rödige son rapport et 
präsente ses couclusions est ainsi devenue ime enqufite contra- 
dictoire, bien qu'elle ne l'ait pas €t& au d^but ; il est tenu compte 
dans une juste mesure, des n^cessit^s de l'information, des int^r^ts 
de l'accusation et de ceux de la defense.» 
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folgenden Postulate unterscheiden: 1. Recht, einen Ver- 
. leidiger zu ernennen und mit ihm zu verkehren. 2. Akten- 
einsicht des Verteidigers. Recht des Verteidigers, An- 
träge auf Beweiserhebungen zu stellen. 4. Recht der Teil- 
nahme an den objektiven Beweiserhebungen. 5. Teilnahme 
an Verhören und Konfrontationen des Beschuldigten. 
6. Teilnahme an der Einvernahme von Zeugen. 7. Teil 
nähme an sonstigen Verhandlungen. Diese Postulate wer- 
den allerdings seltener einzeln als vielmehr in Gruppen, 
«Systemen» aufgestellt, so z. B. : 1 — 3 oder 1—4, 1 — 5 
(Loi Constans), I — 6 oder 7 (Kontradiktorische Unter- 
suchung), sie lassen sich aber recht wohl zunächst ge- 
trennt besprechen. 

1. Das Recht, einen Verteidiger zu bestellen, hat natür- 
lich für sich allein genommen nur geringen Wert für den 
Beschuldigten; es muss ihm, wenn er verhaftet ist, er- 
möglicht werden, mit dem Verteidiger in Verkehr zu treten. 
Dabei kommen als Beschränkungen des freien Verkehrs 
in Betracht: 1. Mise au secret und 2. Gegenwart einer 
Urkundsperson {« Schildwachposten », =Anstandsdame»). 
Die letztere dürfte wohl in absehbarer Frist vom Schau- 
platz verschwinden; an der Mise au secret dagegen haben 
auch neuere Gesetze noch festgehalten; das französische 
vom 8. XII. 97 unterstellt ihr (es nennt sie «interdiction 
de communiquer») allerdings den Verteidiger nicht mehr. 
Jedenfalls empfiehlt es sich, d^s Verbot des Verkehrs mit 
dem Verteidiger zu sondern von dem des Verkehrs mit 
andern Personen, denn es kann auch eine gewisse 
Absperrung des Beschuldigten wünschbar sein, die nicht 
auf den Verteidiger ausgedehnt zu werden braucht *). 

') Die Mise au secret ist für den Beschuldigten derart unan- 
genehm und gefährlich, dass starke Garantien gegen Missbraucb 
gefordert werden müssen. Sie ist denn auch in der Regel nur auf 
eine bestimmte Zahl von Tagen möglich und kann nur einmal und 
nur mit Erlaubnis der Chambre du Conseil etc. erneuert werden. 
Das belgische Gesetz vom 20. IV. 1874 lässt sogar nur einmal eine 
Mise au secret von höchstens 3 Tagen zu (Art. 3). 
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Die gänzliche Freigabe des Verkehrs scheint in Frank- 
reich wesentliche Übelstände nicht hervorgerufen zu haben ; 
wenigstens ist in der sehr eingehenden Diskussion des 
Gesetzes vom 8, XII. 97 in der Societö generale des prisons 
(s. Anm. 3, S. 144) keine Klage darüber laut geworden. 

2. Die Akteneinsicht kann sich auf alle oder nur auf 
einen Teil der Akten beziehen, z. B. nur auf die Akten 
über Handlungen, an denen der Verteidiger teilnehmen 
kann. Die Vorschrift der Loi Constans, wonach der Unter- 
suchungsrichter die Akten von jedem Verhör dem Ver- 
leidiger zustellen muss, hat lebhafte Anfechtung erfahren ; 
wohl mit Recht; man kann ganz gut darauf abstellen, ob 
der Verteidiger überhaupt wünscht, die Akten zu sehen; 
ist dies nicht der Fall, dann ist auch die Zusendung nur 
eine überflüssige und zeitraubende Formalität. — Die 
Möglichkeit der Akleneinsicht ist natürlich immer dann 
notwendig, wenn der Verteidiger sachgemäss am Ver- 
fahren soll teilnehmen können*). 

3. Recht, Anträge auf Beweiserhebungen zu stellen. 
Indem dem Verteidiger dies Recht zugestanden und ihm 
dessen sachgemässe Ausübung (durch Gewährung von 
Akteneinsicht, von freiem Verkehr, durch Notifikation aller 
wesentlichen Beschlüsse) ermöglicht wird, verringert man 
um vieles eine der hauptsächlichsten Gefahren der ge- 



') Die Bedenken der Motive zum C P p von Neuenbürg be- 
treffend <Reportage>, <Curiosit^ malsaine ä laquelle le jouroalisme 
d'aujourd'hui s'efforce avant tout de satisfaire>, scheinen mir für 
unsere Verhältnisse nicht ausschlaggebend. Man braucht allerdings 
nur irgend eine Pariser Tageszeitung zu lesen, um sich zu über- 
zeugen, dass die franz. Gesetzgebung diesem Punkt Beachtung 
schenken dürfte. Bei uns aber, sollte man meinen, könnte einer 
unaeitigen Veröffentlichung dadurch der Riegel gestossen werden, 
dass jede Indiskretion unnachsichtlich bestraft würde. Übrigens 
sollen in Frankreich es nicht so sehr die Anwälte als vielmehr die 
Gerichtsschreiber sein, die meist im Einverständnis mit dem Juge 
d'instruction der Presse Mitteilungen machen. Vergl. Revue pöniten- 
tiaire, XXII. S 1207. 
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heimen Untersuchung, dass entlastende Beweismittel 
könnten verloren gehen '}. Die meisten Gesetze, die über- 
haupt eine Teilnahme des Verteidigers an der Unter- 
suchung kennen, haben ihm ausser den bisher besprochenen 
auch 4, das Recht, an den objektiven Beweiserhebungen 
teilzunehmen, eingeräumt; der Verteidiger darf bei Augen- 
scheinen, Hausdurchsuchungen etc. anwesend sein, die 
Akten dieser Handlungen stehen ihm offen, und er kann 
auch von den Expertengutachten Einsicht nehmen; auf 
letzteres ist besonderes Gewicht zu legen, da oft alles 
von einem solchen Gutachten abhängt und da verhäng- 
nisvolle Irrtümer von Sachverständigen nicht allzu selten 
sind'). 

Die 1 — 4 besprochenen Forderungen, sind, in ver- 
schiedenem Umfang allerdings, bereits in weiten Rechts- 
gebieten durchgedrungen; sie haben ihre praktische Probe- 
zeit bestanden, ohne dass der Wunsch laut geworden 
wäre, sie wieder aufzugeben; im Gegenteil. Ihre Ver- 
wirkhchung bedeutet also einen Schritt, den jeder Gesetz- 
geber wagen darf, und den er tun muss, wenn er nicht 
hinter seiner Zeit zurückbleiben will. Die Untersuchung 
bleibt auch dann noch im wesentlichen eine inquisitorische; 
im wesentlichen, d. h. in den Verhören des Beschuldigten 
und der Zeugen ; denn solange der Verteidiger von diesen 
ausgeschlossen ist, kann von akkusatorischer Untersuchung 
nicht wohl die Rede sein. Betrachten wir zunächst: 

5. Die Teilnahme des Verteidigers an den Verhören 
und Konfrontationen des Beschuldigten. Hier ist zunächst 



') Diese BeillrchtuDg findet sich häufig ausgesprochen, siehe 
besonders: A. Le Poittevin, Mitteilungen der internal, kriminalisti- 
schen Vereinigung, VIII, S. 144. 

') Auch, weil der Verteidiger sich dann darüber eine Ansicht 
bilden kann, ob es geboten oder nützlich sei, einen Sachverständigen 
für den Beschuldigten zu bestellen. Das Recht, dies zu tun, ist für 
die Verteidigung von grösster Wichtigkeil. 
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einiges über die Bedeutung des Verhörs *) zu sagen : I 
Anklage hat 2 Gattungen von Mitteln, ihren Beweis 
fllhren : 1. Beweisgründe, die der Beschuldigte selbst i 
an die Hand gibt (Zugeständnisse, Geständnis). 2. Bewe 
gründe, die ohne Zutun des Beschuldigten gefunden W' 
den (unabhängiger Beweis), Der unabhängige Bew< 
setzt eine sehr gut organisierte Kriminalpolizei vorai 
er ist also für den Staat verhältnismässig kostspieli 
auch gelingt er oft nicht. Im Vergleich mit dem C 
ständnisbeweis scheint er zudem auf den ersten Bli 
weniger zuverlässig; aber abgesehen davon, dass dies 
Schein ein trügerischer ist, hat er vor ihm einen Vorzi 
der bewirkt, dass man immer mehr Gewicht aufihnlej 
Er gestattet viel energischer gleichseitige Wahrung all 
berechtigten Interessen, sowohl des Beschuldigten wie d 
Anklage. — Der Geständnisbeweis erfreute sich früh 
allgemeiner Schätzung: Confessio regina probationu 
Das ist auch begreiflich für Zeiten, da man in psycho 
gischer Durchdringung des Strafprozesses noch sehr ; 
rück war und ganz unbewusst auf Schuldpräsumtion 
fusste, die uns heute offenkundig sind. Ein zuverlässig 
d, h. vollkommen freiwilliges und umständliches Gestäi 
nis ist natürlich auch heute noch ein wertvolles Bewe 
mittel; der Täter kann uns ja am besten Auskunft geb 
über seine Tat. Aber es war (und ist) eine naive Schu 
Präsumtion, die dies wertvolle Beweismittel zugleich ; 
ein erstrebenswertes erscheinen Hess (und noch las; 
denn jede Anstrengung, die gemacht wird, um ein C 
ständnis zu erlangen, beruht auf der Voraussetzung, di 
der Beschuldigte auch wirklich der Täter sei, jede ß 
strengung zur Erzielung eines Geständnisses stellt dess 
Wert in Frage und schafft die Gefahr eines ScheinI 
weises, eines Irrtums zu Ungunsten des Beschuldigte 



'} Vergl. den Rapport von Prof. A. Le Poittevin i 
Soci^tö des prisons, Revue p^nitentiaire, XXII, S- 94-1 il". 
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das freiwillige, umständliche Geständnis, das einzige, das 
von Wert ist, lasst sich seiner Natur nach nicht erstreben, 
nicht herbeiführen. Darum: Nemo se ipsum prodere tene- 
tur. Die konsequente Durchführung dieses Grundsatzes 
macht allerdings das Geständnis zu einem ganz unsichern 
Geschenk der Götter, das nach deren Laune ohne unser 
Zutun uns in den Schoss fällt oder aber ausbleibt. Ganz 
anders der unabhängige Beweis ; er kann erstrebt und 
erreicht werden, ohne dass die objektive Wahrheit darunter 
zu leiden braucht. — Die Entwicklung der hier vertretenen 
Ansicht über das Geständnis hat eine noch durchaus nicht 
beendete Umgestaltung des Verhörs des Beschuldigten 
zur Folge. Das Anfangsglied ist dabei ein inquisitorisches 
Verhör, das allerdings dem Beschuldigten auch eine (prak- 
tisch oft wirkungslose) Gelegenheit zur Exkulpation bot, 
das aber hauptsächlich der, wenn nötig zwangsweisen, 
Erhebung des Schuldbeweises diente, das Endglied ein 
Verhör, welches nur noch den Zweck hat, dem Beschul- 
digten Gelegenheit zur Verteidigung zu bieten. Zuerst 
wurden die körperlichen Zwangsmittel zur Erzielung eines 
Geständnisses abgeschafft, dann auch einige der psycho- 
logischen, die kaptiüsen und suggestiven Fragen. Immer 
mehr wird das Recht, die Aussage zu verweigern, aner- 
kannt. Aber man hütet sich wohl, den Beschuldigten 
von diesem Recht in Kenntnis zu setzen '), profitiert viel- 
mehr ausgiebig davon, dass er sich in der Regel zu wahr- 
heitsgemässer Aussage, auch wenn sie ihn belastet, ver- 
pflichtet glaubt; auch darauf will man noch meist nicht 
verzichten: den psychologischen Druck auszunützen, den 
oft die Verhältnisse, Überraschung, Ratlosigkeit und lange 
Haft, ausüben *). — Das Verhör, wie es sein sollte, müsste 

') Vergl. f. Bar, Archiv für Strafrecht, 48. Jahrg., S. 48: 
«Eine Kühnheit, vor der bekanntlich die deutsche St P O noch 
zurückgeschreckt ist.» 

') Solange das nicht geschieht, solange nicht klipp und klar 
feststeht, dass die Verhöre nur der Exkulpation zu dienen haben, 
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Garantie bieten dafür, dass es ausschliesslich der Vertei- 
digung zu dienen bezweckt. Ob wir es wagen dürfen, 
dieses Verhör einzuführen, ob wir jetzt schon auf alle 
die Beweishülfen verzichten können, die uns dann abgehen 
würden, das zu entscheiden muss ich dem Praktiker über- 
lassen. Angenommen wir wären hierzu entschlossen, so 
fragt es sich nun, wie denn dies Verhör zu gestalten wäre. 
Der nächstliegende Gedanke ist natürlich der an den Ver- 
teidiger; in seiner Mitwirkung würde allerdings die beste 
Gewähr für den Beschuldigten liegen'). Aber die Teil- 
nahme des Verteidigers an der Untersuchung dürfte kaum 
zur Regel werden*); erzwingen, d. h. obligatorisch er- 

werden auch Übergriffe allzu eifriger Untersuchungsrichter vor- 
koounen. Aus einer Quelle, die ich für zuverlässig halte, habe ich 
die Mitteilung, dass erst in neuester Zeit in einer unserer grössten 
Städte ein Untersuchungsrichter einen leugnenden Beschuldigten 
mit der Bemerkung ciageschüchtert habe : «Ich kann Sie einsperren 
lassen, bis Sie die Wahrheit sagen!» —Vergl. die interessanten Aus- 
führungen von Prof. Simons, Mitt. der internationalen kriminali- 
stischen Vereinigung, VIII, S. 8t ff,, die sich mit dem in betreff 
der Verhöre Gesagten überhaupt decken und in der Forderung, die 
Verhöre abzuschaffen, gipfeln. 

') Nicht selten begegnet man der Ansicht, dass auch die 
Untersuchungsrichter die Anwesenheit des Verteidigers wünschens- 
wert linden sollten; sie würden dann nicht mehr so sehr den Ver- 
dächtigungen und dem Misstrauen ausgesetzt sein wie heute 
manchenorts. Bregeault, Revue p^nitentiaire, XXII, S- 963, nennt 
deshalb die Loi Constans : lune loi Hb^ratrice pour les juges 
d'inslruction» und behauptet, dies Gesetz, diktiert vom Misstrauen 
gegen die Untersuchungsrichter, habe gerade bei diesen *une 
approbation ä peu prfes unanime» erfahren. Andere urteilen freilich 
anders ; es muss überhaupt auffallen, wie sehr verschieden die An- 
sichten über die Aufnahme des Gesetzes durch Untersuchungsrichter 
und Anwälte sind. Vergl. Mitteilungen der internationalen krimi- 
nalistischen Vereinigung, VIII, S- 245 ff. 

') Was nützen schöne Gesetze über kontradiktorische Unter- 
suchung, wenn sie nicht zur Anwendung kommen? Wenn, wie in 
Genf, nicht einmal in 2 "ho der Fälle von der kontradiktorischen 
Untersuchung Gebrauch gemacht wird? S, Revue pönitentiaire. 
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klären könnte man sie auch nicht gut. Und dann, wenn 
der Beschuldigte keinen Verteidiger haben oder dieser 
nicht teilnehmen kann? Dann bleibt das Verhör inquisi- 
torisch ! So wird die akkusatorische Untersuchung zum 
Privilegium der »grossen Diebe», die man laufen lässt, 
vor den. kleinen, die man hängt. Ein Privilegium von 
solch eminenter Tragweite zu Ungunsten derer, die sowie- 
so viel leichter dem Strafgesetz verfallen, zu gunsten derer, 
die sowieso immer besser wegkommen? Auch in der 
besten Absicht (und die Absicht wäre vortrefflich) dürfen 
wir das nicht tun '). Ja, wenn es gelänge, die akkusa- 
torische Untersuchung von dieser leidigen Nebenwirkung 
zu befreien ! Es sind Vorschläge nach dieser Richtung 
hin gemacht worden. An die obligatorische Einführung 
des Verteidigers in die Untersuchung ist wohl nicht zu 
denken bei unsern Verhältnissen; aber der Gedanke der 
Einsetzung eines Verteidigungsamtes speziell für die Unter- 
suchung*! scheint mir diskutabel. Dieser amtliche Ver- 
teidiger wäre dann der einzige, der an der Untersuchung 
teilnehmen könnte; das Mass seiner Teilnahme würde 
sich nach dem juristischen Bedürfnis (und nicht nach der 
Vermögenslage des Beschuldigten) richten müssen ; er 
würde also besonders denen beistehen, die seiner be- 



XXII, S. 960, Note 1 : -Sur une moyenne de '2500 ä 2800 affaires 
par an, l'information confradictoire n'est röclam^e que trois ou 
quatre fois, au plus! Elle est, sauf rares exceptions, requise dans 
des affaires d'importance minime, etc-' 

') Dem Vermöglichen soll keine Chance besserer Gerechtig- 
keit geboten werden. Man könnte freilich sagen, dadurch werde 
die Gerechtigkeit des Spruches gefördert in den einen Fällen (d. h- 
in denen eines vermögenden Angeklagten), ohne dass ja die andern 
darunter zu leiden hätten. Wollte man dies Argument gelten 
lassen, warum dann nicht Strafsachen Vermöglicher gleich vor eine 
höhere Instanz, vor ein besser besetztes Gericht bringen? 

') Er stammt im wesentlichen von dem Privatdo^enten für 
Strafrecht an der Universität Budapest, Eugen v. Balogh. Siehe 
Mitteilungen der internationalen kriminalistischen Vereinigung, VIII, 
S. 109 ff., 223 ff. 
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)m Schlüsse der Untersuchung an stünde 
igten die Wahl eines andern Verteidigers 
. solcher bliebe der amtliche Verteidiger 
teidigungsamt) seine Zuflucht. Die Institu- 
;bst manchen Vorteilen auch einige Nach- 
m wird das Verteidigungsamt nicht immer 
rauen des Beschuldigten geniessen wie ein 
er*); dafür bestehen aber auch gegen einen 
samten die Bedenken nicht, die die Gesetz- 
alten, private Verteidiger zur Untersuchung 
ianz einwandfreie strafprozessuale Institu- 
1 überhaupt nicht geschaffen werden ; die- 
erteidigungsamtes scheint mir, richtig aus- 
beste Weg, den Verteidiger zur Teilnahme 
.uchung heranzuziehen, — Abgesehen hier- 
die Form des Verhörs im griechischen St P 
ziehen*), wonach der Untersuchungsrichter 
gten die Anklagepunkte mitteilen muss und 
i an ihn richten darf, <was er darauf zu 
e?» Dadurch wird auch äusserlich zum Aus- 

; auch in Erwägung: gezogen werden, ob nicht der 
Teilnahme sollte verpflichtet sein, wenn der Unter- 
diese ausdrücklich wünscht. 

Archiv für Strafrecht. Jahrg. '18, S. 49, Anm. 14, 
on der Einführung der Institution. Ich glaube, es 
die Person des Amtsverteidigers an. Jedenfalls 
renn er auch nicht das vollkommenste Vertrauen 
liesst, doch besser als gar keiner. Natürlich mflsste 
1, die einem Vertrauensverhältnis ungünstig sind, 
Ersatz durch einen ad hoc bezeichneten Verteidiger 
ielleicht würde auch der amtliche Verteidiger ver- 
en geniessen, wenn ihm, wie vorgeschlagen worden 
Schutzaufsicht über entlassene Sträflinge übertragen 

s wichtig wäre es, dem Amts Verteidiger volle poli- 
igkeit zu sichern. Mir scheint, dass dies bei uns 
chen wäre, als z. ß. in Preussen. 
le Bensis, Revue pönitentiaire, XXII, S. 1194 fl". 
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druck gebracht, dass das Verhör nur den einen Zweck hat, 
Gelegenheit zur Abgabe exkulpierender Erklärungen zu 
bieten *). — Gegen die Teilnahme des Verteidigers an 
den Verhören ist auch das Bedenken geäussert worden, 
dass dann auch dem Staatsanwalt die Teilnahme gestattet 
werden müsste. Das hängt aber ganz von dem Charakter 
des Verhörs in der betr. St P ab; wenn wirklich nicht 
nur auf die Ausübung, sondern selbst auf die Ausnützimg 
jedes Druckes zur Herbeiführung eines Geständnisses ver- 
zichtet wird, dann ist nicht einzusehen, warum der Staats- 
anwalt dem Verhör beiwohnen müsste; die Erklärungen 
des Beschuldigten kann der Untersuchungsrichter allein 
entgegennehmen; bei der heutigen Gestalt der Verhöre 
kann man allerdings bei Anwesenheit des Verteidigers 
auch diejenige des Staatsanwaltes fordern im Namen der 
Wafiengleichheit ; darin liegt aber dann das Eingeständ- 
nis, dass noch immer ein gewisser psychologischer Ge- 
ständniszwang die Verhöre beherrscht. 

Am meisten bedenklich scheint den Gesetzgebern'): 
6, Die Teilnahme des Verteidigers an den Zeugen- 
verhören. Im Gegensatz zum Beschuldigten ist der Zeuge 

') Fraglich ist nur, ob durch solche Beschränkung der Unter- 
suchungsrichter nicht auch in der Erhebung der Exkulpationsgründe 
gehindert würde. 

") Vergl. Carrara, «I discorsi d'apertura', opuscoli IV, S. 25 ff. 
Er fasst seine Bedenken folgendermassen zusammen: li pericoli 
del contradditorio del patrono nello scritto procedimento tutti si 
riducono ai costituti e agli interrogatorj dei testimoni. Ai costituti, 
perchfe puö temersi che un avvocato malizioso con cenni o moti 
suggerisca all' inqujsilo la riposta che deve fare alla domanda del 
giudice; agli interrogatori dei testimoni perchfe puö temersi che 
quando il testimone accenna a qualche materialitä. od a qualche 
contesto, il patrono malizioso possa correre a distruggere quella 
materialitä od a subornare quei contesti prima che il giudice ne 
abbia cavato profitto; oppure puÖ temersi che alla circostanza di 
fatti inizafa da uo. testimone possa il patrono ci>ntrapporre altri 
testimoni da lui sedotti>. 
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zu wahrheitsgemasser Aussage verpflichtet; die Rolle des 
Verteidigers bei seinem Verhör wäre also eine ganz andere 
als diejenige des Staatsanwalts beim Verhör des Be- 
schuldigten. Hier lässt sich darum auch der Grundsatz 
aufstellen, dass entweder beide oder keiner zur Teilnahme 
berechtigt sein sollen. Gegen die kontradiktorische Ein- 
vernahme der Zeugen ') ist hauptsächlich eingewendet 
worden, dass sie den Parteien Gelegenheit geben könnte, 
die Zeugen einzuschüchtern und zu verwirren. Sicher 
würde sie auch das Verfahren verlängern (Untersuchungs- 
haft!) und verteuern, würde entweder unerträgliche An- 
forderungen an die Verteidiger stellen, wenn sie stets 
anwesend sein wollten, oder dann der Anklage, die leichter 
teilnehmen kann, ein faktisches Übergewicht verleihen, 

7. Eine Untersuchungshandlung, an der der Ver- 
teidiger stets sollte mitwirken dürfen, ist die Verbringurig 
des Beschuldigten in eine Irrenanstalt zur Beobachtung 
seines Geisteszustandes. Dem unverteidigten Beschuldigten 
muss ein Rechtsbeistand gegeben werden, und zwar so 
zeitig, dass er sich noch äussern kann, bevor der Beschluss 
gefasst wird. — Genf hat für die Chambre d'instruction 
(II, Untersuchungsinstanz) die öffentliche kontradiktorische 
Verhandlung eingeführt. 

Die unverkennbar notwendige Reform der Unter- 
suchung ist eine Aufgabe, bei der die Erfordernisse der 
Praxis ein gewichtiges Wort sprechen. Es handelt sich 
nicht nur darum, zugleich den berechtigten Interessen des 
Beschuldigten und der Gesellschaft gerecht zu werden, 
auch auf die Dauer der Prozesse, auf deren Kosten, auf 
die Arbeitskraft der Beteiligten muss Rücksicht genommen 
werden. Sonst wird «Recht Unrecht, Wohltat Plage», 
besonders für den Unbemittelten. Mit schönen Theorien 



') Sie ist die Regel im englischen Strafverfahren. Neuerdings 
kann auch der Beschuldigte sich, weno er will, gleich einem Zeugen 
Terhören lassen, d.h. sich der Cross-examination unterziehen. Vgl. 
Revue p^nitentiaire, XXII, S. 949, und Harris, S. 313 ff. 
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ist hier jedenfalls das wenigste getan. Ohne folglich als 
Nichtpraktiker meiner Meinung besonderes Gewicht bei- 
zulegen, gestatte ich mir, sie dahin zusammenzufassen: 

Der Verteidiger muss Anwalt sein ; das ist hier be- 
sonders zu betonen ; ohne einen Vertrauen verdienenden 
und geniessenden Verteidigerstand ist an eine Reform der 
Untersuchung kaum zu denken ^). — Dem Verteidiger ist 
freier Verkehr mit dem Beschuldigten und Einsicht aller 
Akten zu gestatten, — Dafür, dass ihm eine handelnde 
Teilnahme an der Untersuchung erlaubt werde, bin ich 
nur unter der Voraussetzung, dass die Möglichkeit der 
Teilnahme in allen Fällen auch faktisch vorhanden sei. 
Das ist nur durch obligatorische Verteidigung oder durch 
Schaffung eines Verteidigungsamtes für die Untersuchung 
erreichbar; das letztere halte ich bei richtiger Gestaltung 
für ausführbar und empfehlenswert')*). 



') Düss die Gesetzgeber nicht Gevatter Sehneider und Hand- 
schuhmacher auch an der Untersuchung wollen teilnehmen lassen, 
ist begreiflich. — Von einem schwyserischen Gericht wurde jUngst 
ein mehr oder wenig biederer Schuster verurteilt, weil er sich in 
Ausübung des ihm sonst erlaubten Anwaltsgeschäfts unlautere 
Handlungen zu schulden kommen Hess. 

•) Interessantes Material ist in Menge vorhanden. S- besonders; 
Mitteilungen der internationalen kriminalistischen Vereinigung, 
Bd. VIII, S. 109 ff-, 138 ff., 223 ff, Bd. IX, S. 81 ff,, 284 ff., 533 ff; 
femer Revue penitenciaire, XXII, XXIII; die Akten des Senats und 
der Kammer betr. die Reform in Frankreich, die Akten der Kom- 
mission für Studium einer neuen St P Italiens (s, Anm. 1, S. 146). 
Besondere Aufmerksamkeit wäre der englischen und amerikanischen 
Gesetzgebung, Praxis und Literatur zu schenken. Einige, insbe- 
sondere deutsche, Autoren schlagen vor, die Untersuchung ganz 
in die Hände der Staatsanwaltschaft zu legen. Vergl. v. Kries, 
Zeitschrift für gesamte Strafrechts Wissenschaft. 

Durch eine Reform der Untersuchung würden wohl auch 
Änderungen im polizeilichen Ermitlelungs verfahren bedingt, unter 
Umständen selbst tiefgehende Umgestaltungen in der Organisation 
der Kriminalpolizei und ihrer Tätigkeit; vergl. die Ausführungen 
Gar(ons in der Revue p^nitentiaire, XXIII, S. 32 ff. 

') Im Kanton Bern trägt man sich mit dem Gedanken der Ein- 
führung eines solchen Amtes, siehe Vorentwurf eines Gesetzes über 
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Ich habe mich im Bisherigen absichtlich an das 
Nächstliegende gehalten und glaube dabei die wesentlichsten 
Reformen besprochen zu haben, die altein für unsere 
Gesetzgeber in Betracht fallen werden. Sollte ein Kanton 
oder später der Bund eine ganzliche Umgestaltung der 
Untersuchung ins Auge fassen, so mUssten dazu Spezial- 
Studien gemacht werden, wie ich sie hier nicht anstellen 
kann. 

II. Der Verteidiger im Überweisungsverfahren. 

§ 26. 
Im Überweisungsverfahren wird über das weitere 
prozessuale Schicksal einer Sache entschieden. Der Ver- 
teidiger wirkt dabei mit hauptsächlich durch Stellung von 
Anträgen. Das Recht hierzu ist entweder ihm selbst 
eingeräumt, oder er übt es im Namen des Angeschuldigten 
aus. Praktisch dürfte das keinen grossen Unterschied 
bedeuten '). 



die Organisation der Gerichtsbehörden, ohne Datum (1903). Art 83 
bis 90- Der amtliche Verteidiger wird durch das Volk gewählt. Er 
allein darf, besonders durch Akten ein sieht, freien Verkehr und Teil- 
nahme an allen Untersuchungahandlungen (mit Antragsrecht), bei 
der Untersuchung mitwirken; nach deren Schluss bann er durch 
einen Wahlverteidiger ersetzt werden. Rekusation ist nicht vorge- 
sehen. Dem Amts Verteidiger ist ausserdem die Schutzaufsicht über 
die entlassenen Sträflinge übertragen, sowie die Vertretung der 
Interessen bevormundeter und zu bevormundender Personen- 

')Es ist nicht ausgeschlossen, dass der Beschuldigte und sein 
Verteidiger das Antragsrecht in verschiedener, einander wider- 
sprechender Weise ausüben. S- oben, § 19. Oft ist es nicht leicht, 
zu entscheiden, ob der Verteidiger ein selbständiges oder nur ein 
abgeleitetes Antragsrecht habe. Von den Anträgen des Vertei- 
digers sprechen: Bund, Militär StPO, 121; Zürich, G zE, 916"; 
Bern, VStS, 246; Glarus, StPO, 91, 94, 98; Freiburg, CPp, 222; 
Solotburn, StPO, 209; St. Gallen, GKP, 23, 122; Tessin, CPp, 
169; Wallis, P P O, 187; Genf, CJp, 180. 
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Auch für das Überweisungsverfahren sind Reformen 
teils vorgeschlagen, teils schon durchgeführt worden *). 
Direkt berührt wird die Verteidigung nur von der Neuerung, 
dass der Beschuldigte und sein Anwalt bei der Verhandlung 
vor der Überweisungskammer anwesend sein dürfen, d. h. 
Parteienöffentlichkeit. In der Schweiz ist das Gegenteil Regel ; 
ausdrücklich wird bestimmt, dass die Verhandlungen nicht 
öffentlich seien in: Zürich, G z R, 916'; Bern, V St S, 
2t9; Baselstadt, StPO, 61; Aargau, St P O, 267'; Thur- 
gau, GGG, 31. Das Gegenteil verfügt Genf, CJp, 180: 
«Au jour fix^ pour l'audience publique le Procureur 
ginöral prend ses requisitions et, au besoin, en döveloppe 
les motils. — La partie civile est entendue si eile en fait 
la demande. — L'inculp^ et son conseil exposent les 
moyens de defense.» Gegen die Parteienöffentlichkeil 
der Überweisungsverhandlung sind hauptsächlich zwei 
Bedenken geltend gemacht worden: 1. Durch die wenn 
auch nur summarische Veranstaltung des ganzen in der 
Hauptverhandlung dann zu wiederholenden Schauspiels 
wird die Unmittelbarkeit der letztern getrübt und das 
Verfahren in die Länge gezogen. 2. Die auf kontra- 
diktorischer Verhandlung beruhende Anklage schafft leicht 
ein Vorurteil gegen den Angeklagten *). Dennoch hat die 

'> Dem jetzt gebräuchlichen Überweisungsverfahren, das auf 
den Code d'instruction criminelle von 1808 zurückgeht, wird beson- 
ders zum Vorwurf gemacht, dass es Funktionen des Anklägers 
einem Richter übertrage und dadurch ein Vorurteil gegen den Be- 
schuldigten schaffe, Vergl. Glaser, Kleine Schriften über Straf- 
recht und Strafprozess, Bd. XVII. Unter Glasers Mitwirkung ist 
das österreichische Überweisungsverfahren reformiert worden: Erst 
wenn der Beschuldigte gegen die Anklage Einspruch erhebt, be^ 
fasst sich ein Richter mit der Überweisnng. Dasselbe im Kt. Tessin. 
Eine interessante Übersicht über die Frage mit reichen Literatur- 
angaben aus allen Ländern des Kontinents gibt Prof. A, Woulfert 
in Mitteilungen der intern, kriminalistischen Vereinigung, Bd. IX, 
S. 261 ff. Vergl. ebenda den Rapport von Prof Simons, S. 81 S. 

') Sehr bestimmt macht diese Einwürfe geltend Prof A. Woul- 
fert, a. a. O. 
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kootradiktorische Überweisungsverbandlung bedeutende 
und sehr entschiedene Anhänger '). Um den unter 2 an- 
geführten Übelstand zu beseitigen, hat v. Bar ') vorge- 
schlagen, dass eine Ausserverfolgsetzung wegen unge- 
nügenden Beweises nur einstimmig sollte beschlossen 
werden können. Die Stimmenzahl, mit der der Eröffnungs* 
beschluss gefasst wurde, bliebe der Jury ein Geheimnis. 
Die Überweisungsverhandlungen mit voller (nicht nur 
Parteien) Öffentlichkeit vor sich gehen zu lassen (wie 
z. B. Genf), halte ich für bedenklich; oft würde damit einer 
der hauptsächlichsten Vorteile des Überweisungsverfahrens 
für den Beschuldigten preisgegeben, der nämlich, dass es 
ihn vor der öffentlichen Hauptverhandlung bewahrt'). 



in. Der Verteidiger im Hauptverfiihren. 
§27. 

Während in der Regelung des Überweisungsverfahrens 
und ganz besonders der Untersuchung tiefgreifende Ver- 
schiedenheiten zwischen den Kantonen bestehen, ist das 
Hauptverfahren in bezug auf die Verteidigung ziemlich 
einheitlich gestaltet. Reformen, welche die Stellung des 
Verteidigers wesentlich ändern würden, sind hier nicht 
zu gewärtigen. 

Bevor wir auf die Haupt Verhandlung eingehen, wenden 
wir uns zunächst zur 



') So : Aschrott, s. MitteiluDgen der internationalen kriminalisti- 
schen Vereinigung, Vni, 237 ff. Kronecker, ebenda, S- 264 ff. Schwarz, 
ebenda, S. 366 ff. Simons, IX, S. 97 ff. 

"} .Die Nation, vom 26. VIII. 1886 und Goltdammers Archiv, 
Jahrgang 48, S. 53. 

*) Derselben Meinung : Simons, a. a. O. 

Abhandl. i. Schweiz, R. IV. 11 



.y Google 



— 162 — 
a) Vorbereitung der Haupt 

Der Verteidiger spielt dabei kei 
seine Vorbereitung ist nicht Gegens 
gelung ; höclistens wird darauf Rück 
er dazu einer gewissen Zeit bedarf. 
noch mehr aus andern Gründen} ha 
der Verteidiger das Recht, eine Ver 
Verhandlung zu beantragen. So : 
(■Ausnahmsweise»); Zürich, E St PC 
294 ; Thurgau, G G G, 52. Die Zürcher 
erteilen dies Recht nur ihm allein, 
geklagten. Baselstadt, St P O, 75, : 
beiden erstem (Angeklagter und Ve 
dies das Recht zu, in KriminalfäUen 
stens 6 Tagen ... zu gehöriger V< 
teidigung zu verlangen>. 

In den Kantonen mit Schwi 
Verteidiger bei einigen Vorbereiti 
Mitwirkung beigezogen; so, wenn es 
festzustellen, ob eine Sache ohne Jt 
solle. Für diesen Fall bestimmt Nei 
«L'accus6, assist^ de son dßfenseur, est : 
du tribunal de d^clarer Ubrement s' 
aveu des faits de la Prävention teU 
önoncös dans l'arret de la chambre 
consent ä fitre jugö sans Jury. — Sa 
exprimöe que par oui ou par non.» 
An. 85 der Loi du 23 lil 1886 dl 
des Verteidigers notwendig. Vgl. aucl 

Solothurn, St P O, 237 ", gestattet 
Teilnahme an der Sitzung, in weicht 
bank festgestellt wird (Rekusationen) 
374, verlangt, Freiburg, C P p, 392' 

In Schwyz wird auf Verlangen e 
der Zuständigkeit in einer besonde 
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an der nur der Verteidiger und nicht auch sein Klient 
teilnimmt. V V Si, 233. 

Ähnlich wird in Luzern ein besonderer Termin zur 
Verlesung der Anklageakte und Mitteilung des staats- 
anwaltlichen Zeugenverzeichnisses abgehalten, bei dem 
der Verteidiger zugegen sein muss. St R V, 184. — Dass 
das Zeugenverzeichnis auch dem Verteidiger zugestellt 
werden müsse, bestimmen ausdrücklich : St. Gallen, G K P, 
131'; Solothurn, StPO, 226; Graubünden, G V St, 38. 

Betreffend Ladungen und Notifikationen siehe oben, 
S. 112, Anm. 2, und S. 113, Anm. 1. 

b) Hauptverhandlung, 

Sie ist das Prozessstadium, in dem der Verteidiger 
seine hauptsächlichste Tätigkeit entfaltet. Das «Wie ! » 
dieser Tätigkeit überlassen die Gesetze im allgemeinen 
dem Verteidiger und beschränken sich darauf, deren Vor- 
aussetzung und Schranken zu regeln 'J. Dabei wird dem 
Verteidiger meist eine etwas freiere Stellung eingeräumt, 
ihm überhaupt mehr Beachtung geschenkt und infolge- 
dessen auch mehr den in dieser Arbeit vertretenen For- 
derungen entsprochen, als in den frühern Prozessstadien ; 
nach allen St P O ist das Verfahren ein (mehr oder weniger) 
kontradiktorisches, es istalsoder Streit des inquisitorischen 
mit dem akkusatorischen System hier schon längst zu 
gunsten des letztern entschieden. Darum kann es sich 
bei der Hauptverhandlung de lege ferenda nicht um eine 
Reform, sondern nur um einzelne (oft immerhin sehr 
dringende) Ergänzungen des bewährten Systems handeln. 
Infolge der Verschiedenheil im Ausbau des gemeinsamen 



') Die Tätigkeit des Verteidigers nach ihrem Inhalt ist immer- 
hin Gegenstand, wenn auch nicht gesetzlicher Fixierung, ao doch 
wissenschaftlicher Betrachtung; vergl. die im Literaturverzeichnis 
angeführten Spezialwerke. Insbesondere der alte Vargha bietet 
nach mancher Richtung noch immer das Beste. 
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Planes bieten unsere Gesetzgebungen eine ziemlich reiche 
Musterkarte legislatorischer Gedanken, zu welcher der 
eine dies, der andere jenes beisteuert '), 

Die gesetzlichen Vorschriften beziehen sich entweder 
auf die Tätigkeit des Verteidigers in der ganzen Haupt- 
verhandlung oder auf diejenige in deren besondem Ab- 
schnitten. 

I. Bestinunungen ftir die ganze Hauptverhandlung. 

Recht und Pflicht der Anwesenheit. — Dass der Ver- 
teidiger das Recht zur Teilnahme habe, wird meist nicht 
besonders erwähnt ; auch die Pflicht, anwesend zu sein, 
ist dann selbstverständlich, wenn die Verteidigung eine 
notwendige ist. Ununterbrochene Anwesenheit fordert aus- 
drücklich Tessin, C P p, 186, und zwar für alle Fälle. 
(Der entsprechende Art. 225 der deutschen St P O nennt 
den Verteidiger nicht)*). Bei Krankheit oder Verhinderung 
aus gewichtigen Gründen {«malattia o grave impedi- 
mento») kann Aussetzung oder Unterbrechung gewährt 
werden, C P p, 190". Nach Baselland, G O St, 15, muss 
der gerichtlich bestellte Verteidiger anwesend sein; Bund, 
MilStGO, 139, legt dem Verteidiger die Kosten der Ver- 
schiebung auf, die durch sein unentschuldigtes Ausbleiben 
nötig wurde; vergl. deutsche St P O, 145"'«). Das Recht 



') Dem letztem Umstände ist es zuzuschreiben, dass trotz der 
grossen Verschiedenheit die Meinungsverschiedenheiten nicht häufig 

*) Aus dem triftigen Grund, weil die Verteidigung nicht immer 
eine notwendige ist. Über Anwesenheit des Verteidigers nach der 
deutschen St PO vergl. Köhler, S. 248 £f. 

*) Abs. I und II desselben Art, bestimmen, dass ein anderer 
Verteidiger zu ernennen sei, wenn der notwendige oder gericht- 
lich bestellte ausbleibt, sich unzeitig entfernt oder die Verteidigung 
zu fähren sich weigert; wenn ihm nicht die erforderliche Zeit 
zur Vorbereitung bleibt, muss Unterbruch oder Aussetzung der 
Haupt Verhandlung erfolgen. 
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it ist ein selbständiges Recht dei 
ird deshalb dadurch nicht berührt 
' wegen ungebührlichen Benehmei 
il entfernt wird ; so ausdrücklich : 
urgau, GGG, 116; Freiburg, CPf 
?p, 184; Waadt, C P p, 340; Neue 
nf, CJp, 238 ^). 

mit dem Angeklagten zu verkehre 
natürlich auch in der Hauplverhan 
p, 414, bestimmt dies ausdrücklic 
tefois il ne lui est pas permis de 1 
repondre ä une question*). 
:hwerde zu führen, Pflicht, hierbei g 
bachten ; der Verteidiger muss die C 
ben, das Gericht äussert sich sein 
Protokoll über den Vorfall wird m 
tverhandlung verlesen; so: Zürich, 
iolothurn, St P O, 260 ; Thurgau, G G ' 
ligung hat das Recht, Aussetzung d( 
sr auch nur eine Unterbrechung, z 
eine veränderte Sach- oder Recl: 
oereitung erheischt. Bund, G, 
Hil St G O, 160 (= Bund, O G, 138); ; 
364; Solothurn, St PO, 275, Abs. III 
Staatsanwalts und des Verteidigers s 
lof zur Beibringung weiterer Bewei 
Aufschub gestatten.» St. Gallen, 

eit des Verteidigers bei Eröffnung des 
it Pf, 127; Schwyz, V V St, 247 1 ; Solothur^, 
; G, 179. 

nerkeo die Motive (ad Art 414): «L'acci 
r avec son döfenseur pendaut le cours des 
:ulen)ent de s'entretenir avec lui dans ] 
ie äetnander de pouvoir se retirer avec 
tsche St P 0, § 264, mit dem G, 138, z\ 
immt, 
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; Aargau, St P O, 338 (= Bund, 
(erster Satz = Bund, B St Pf, 10 
enburg, C P p, 427. 
Der Verteidiger steht unter d 
iidenten gehandhabten Sitzung? 

II. Bestimmungen für die ein 
Hauptverhandll 



Der Verteidiger hat das Rech 
1. Zeugen und Sachverständi| 
: allerdings der Präsident, dan 
glich die Stellung von Fragen 
nt muss die Fragen des Verte 
gesetzt natürlich, dass sie nie 
Bern, V St S, 324 (Recht, «dur 
zulegen.}, 417'); Bund, MilStG 
"''; Frankreich, CJcr, 319«: 
nt» '). Selbst Fragen stellen 
Erlaubnis des Präsidenten in ^ 



') Genf, CJp, 242: «La cour est t 
rononeer sur les rßquisitions d^pos^' 

que sur les conclusions prises par I 
;nt etre signöcs du minist^re publ; 
iche Bestimmung fand sich im En 

nicht aufgenommen. 

"} Vergl. Kocher, Note 1 zu § 417. 

") Auch in den Gesetzgebungen, 
;en stellen lasseo, feann der Fall ein 
der Vermittlung des Präsidenten be 
1 er sein Fragerecht missbraucht h 
E, 258 (äwelche beharrlich gegen di 
ossen»), Vergl. auch Entscheidung 
:ht3 in Strafsachen, XVIII, Sfö. H 
nach den im Text genannten Gesel 
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obtenu rautorisation du President». Die Fassung lässt 
darauf scWiessen, dass der Präsident die Erlaubnis nicht 
ohne erhebliche Gründe verweigern soll. Solothurn, StPO, 
262 (die ganze Vernehmung kann vom Präsidenten den 
Parteien überlassen werden)*). Unabhängig von der Er- 
laubnis des Präsidenten ist das Recht in : Bund, O G, 
133 1\ BStPf, 70, 71»); Zürich, GzR, 958—59; E, 250 
bis 251; Glarus, StPO, 114; Zug, E,65"""i; St. Gallen, 
GKP, 150,155; Graubünden, GVSt, 48 (an Entlastungs- 
zeugen vor, an Betastungszeugen nach dem Staatsanwalt); 
Aargau, StPO, 323—325; Thurgau, G G G, 122; Tessin, 
CPp, 197; Genf, CJp, 289"; deutsche St PO, 239", 238. 
In einigen dieser Gesetzgebungen ist den Parteien sogar 
das Recht eingeräumt, selbst die von ihnen bezeichneten 
Zeugen zu verhören-: Kreuzverhör; der Verteidiger kann 
dann selbst die Reihenfolge der Entlastungszeugen be- 
stimmen. So: Bund, vor den Assisen, B St Pf, 70, 71; 
Zürich, ebenso Zürich E,ZugE, St. Gallen, Aargau, Tessin *). 
Auch Solothurn und die deutsche St P O kennen das Kreuz- 
verhör. Eine Eigentümlichkeit der schweizerischen Rechte 
scheint es zu sein, dass einige Gesetze dem Staatsanwalt 
und dem Verteidiger erlauben, dem Verhör kurze Auf- 
klärungen über den Beweis, den sie führen wollen, voraus- 
zuschicken. Zürich, GzR, 957; E, 249: «ist berechtigt, 
vor der Zeugeneinvernahme den Geschworenen kurz die 
Tatsachen zu bezeichnen, aufweiche er die Anklage (resp. 
Verteidigung) stützt, und vor der Abhörung eines ein- 

') Muss es aber nicht, wie nach der deutschen St P O, § 238, 
auf den übereinstimmenden Antrag der Parteien ; dies der Unter- 
schied zwischen dea sonst beinahe gleichlautenden Bestimmungen. 

') Siehe auch Kocher, Note 1 zu Art. 73. Um Missverständ- 
nisse zu vermeiden, sei darauf hingewiesen, dass, trotzdem, wie 
Kocher richtig sagt, der Präsident allein verhört, doch in Genf und 
Thurgau der Verteidiger ein unabhängiges Fragerecht hat; Fragen 
stellen und Verhören sind auseinanderzuhalten. 

') Danach ist Kocher, Note 1 zu Art. 73, B St Pf, zu ergänzt«. 
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1 oder einer Reihe von Z 
^as sich die Einvernahme 
(nur vor dem ganzen Verhö 
so); Aargau, St P 0, 324 {< 
h), St PO, 262". De lege 
1, den Verteidiger bei der B^ 
iiv mitwirken zu lassen ; de 
ge Lösung wesentlich vom 
n ist auf § 15 zurückzuven 
'.. Mitangeklagte. Ausdrüc 
t des Verteidigers, an Mitar 
;n zu stellen, in: Zürich, G 
E, 66^: «Von mehreren An| 
hung auf die Handlungen 
lidiger sowohl als durch d 
en.» (Der Wortlaut der : 
:a ist beinahe durchwegs dei 
; Aargau, St PO, 327. 
1. Den Angeklagten. An seii 
;er Fragen stellen (resp. ste 
D, 145 {durch den Grossrit 
durch den Präsidenten) ; Gn 
:idiger fragt selbst) ; Tessir 
it, CPp, 362 (ebenso; mit 
■n) ; Zug, E, 65 " ; fraglich ist 
hierher zu zählen sei. 
lach der Mil St G 0, 144", 
lenes, durchaus glaubwürd: 
''erteidiger seine Zustimmur 
;is Verhandlungen unterlasse: 
3ie Vorschriften Über die 
ide Übereinstimmung ; Vei 

) Noch sei bemerkt, dass in Dei 
likel höchst selten Gebrauch g 
ammers Archiv, 48. Jahrg., S- & 
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zug auf die Zulässigkeit von Replik und Duplik, 
gehörenden Gesetzesstellen sind: Bund, All 
rfahren, O G, 136 (von Replik und Duplik ist 
de) ; B St Pf, 89 (Replik und Duplik gestattet) 
Tfahren, MüStGO, 155. — Zürich, GzR, 
; E, 267. — Bern, VSt S, 321", 424. — Luzern, 
Nr. 4i\ — Uri, RJ 13, RJA, 14, 15 (Replik 
lur *in schweren Fällen und wenn der Ver- 
schränken des Rechts und der Wahrheit ver- 
iwyz, V V St, 237 b u. c, 240, Geschäftsordnung, 
walden, St R V, 82 '), 84 (Replik und Duplik, 
eständnis vorliegt, und wenn der Verteidiger 
liehe oder rechtswidrige «Anführungen» sich 
:ommen liess), — Nidwaiden, St P O, 65" "), — 
>, 123 (keine Replik und Duplik in appellabeln 
ug, E, 69 (Replik und Duplik «je, nach beson- 
s gestattet.). —" Freiburg, CPp, 344»^: «le 
t limiter la durfie des plaidoieries», 424, 453. — 
P O, 286, 323, 365, 381. — Baselstadt, St P O, 
i vor Polizeigericht, 28. — Baselland, G O St, 

en hat noch die gewiss erbaulichen, aber überflüssi- 
;b für den Verteidiger beleidigenden Ermahnungen, 
r nicht entbehren zu können glaubte: StRV, 82: 
lag soll mit Mässigung und Anstand der Klage ant- 
■ Entlastungsmomente zu gunsten des Angeschuldig- 
wobei der Verteidiger mit der gebührenden Achtung 
!e und dem Richter sich ausdrücken, von schädlicher 
iOD verletzenden oder unwahren Behauptungen sich 
überhaupt den Ernst der Sache gewissenhaft in Be- 
ll hat.» Wo es sich um Rechte und nicht, wie hier, 
ler Verteidigung handelt, pflegt leider das Gesetz 
bedeutend weniger Beredsamkeit zu entfalten, 
raf prozessuale Bestimmungen sich abschleifen und 
t der interessante Vergleich zwischen den Vorschrif- 
tone über die Pflicht des Staatsanwaltes, dem die 

Rechts etc. überschreitenden Verteidiger entgegen- 
aldea, StRV, 15, Ziff. 2; Nidwaiden, StPO, 12«; 

Schwyz, V V St, 240. 
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18. — Appenzell, St P O, 68. — St. Gallen, G K P, 146, 155, 
158. — Graubünden, G V St, 53 (Replik nur, -wenn die 
Verteidigung besonderen Anlass dazu geboten hat»). — 
Aargau, St P O, 335, 380". — Thurgau, G G G, 141, 194. — 
Tessin, CPp, '204. — Waadt, C P p,' 384. —Wallis, PPO, 
282 >^ — Neuenburg, CPp, 169". — Genf, C J p, 301, 
394" ■}. — Stets hat die Verteidigung das letzte Wort. 

Bei der Fragestellung an die Geschworenen darf der 
Verteidiger durch Anträge mitwirken; er kann in Solo- 
thurn (St PO, 278") sogar eine kurze Unterbrechung der 
Verhandlung zur Prüfung der Fragen verlangen. Be- 
treffend Anträge siehe: Bund, BStPf, 101, 102; Zürich, 
G z R, 979 ; Aargau, St P O, 345 " ; Thurgau, G G G, 
145", 153. 

Nach dem Verdikt darf die Schuldfrage nicht mehr 
diskutiert werden. (Belege: dieselben wie beim Plaidoyer.) 

Dass im Urteil auch der Name des Verteidigers ge- 
nannt werde, fordern: Bund,BStPf, 125^. — Bern, VStS, 
279IV „ Uri, RJ, 336. —Aargau, St PO, 298c. — Tessin, 
CPp, 214. — Wallis, PPO, 306. 

') Vergl. deutsche St PO, 257; Frankreich, CJcr, 335; Italien, 
CPp, 281. 
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